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Gesamte Rechtsvorschrift für Doppelbesteuerung – Einkommensteuer, Verhinderung der 
Steuerverkürzung (Vereinigtes Königreich), Fassung vom 26.02.2024 

Langtitel 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und 
Nordirland zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und von Veräußerungsgewinnen samt Protokoll 
StF: BGBl. III Nr. 32/2019 (NR: GP XXVI RV 326 AB 432 S. 53. BR: AB 10093 S. 887.) 

Sonstige Textteile 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages samt Protokoll wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 
B-VG genehmigt. 

Ratifikationstext 

Die Mitteilungen gemäß Art. 28 Abs. 1 des Abkommens wurden am 13. Februar bzw. 1. März 2019 
abgegeben; das Abkommen ist gemäß seinem Art. 28 Abs. 1 mit 1. März 2019 in Kraft getreten. 

Präambel/Promulgationsklausel 

Die Republik Österreich und das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland, 

in der Absicht, ein Abkommen zur Beseitigung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und von Veräußerungsgewinnen abzuschließen, ohne Möglichkeiten zur Nicht- oder 
Niedrigbesteuerung durch Steuerverkürzung oder -umgehung (unter anderem durch missbräuchliche 
Gestaltungen mit dem Ziel des Erhalts von in diesem Abkommen vorgesehenen Erleichterungen zum 
mittelbaren Nutzen von in Drittstaaten ansässigen Personen) zu schaffen, 

haben Folgendes vereinbart: 

Text 

Artikel 1 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

Artikel 2 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen 
und von Veräußerungsgewinnen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner 
Gebietskörperschaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und von Veräußerungsgewinnen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen oder von Teilen des Einkommens erhoben werden, einschließlich der Steuern vom 
Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom 
Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 

 a) in Österreich: 

 i) die Einkommensteuer; 

 ii) die Körperschaftsteuer; 
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(im Folgenden als „österreichische Steuer“ bezeichnet); 

 b) im Vereinigten Königreich: 

 i) die Einkommensteuer (the income tax); 

 ii) die Körperschaftsteuer (the corporation tax); und 

 iii) die Steuer von Veräußerungsgewinnen (the capital gains tax); 

(im Folgenden als „Steuer des Vereinigten Königreichs“ bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher Art, die nach 
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben 
werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen 
eingetretenen bedeutsamen Änderungen mit. 

Artikel 3 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 a) bedeutet der Ausdruck „Österreich“ die Republik Österreich; 

 b) bedeutet der Ausdruck „Vereinigtes Königreich“ Großbritannien und Nordirland, unter 
Einschluss der außerhalb des Küstenmeeres des Vereinigten Königreichs gelegenen Gebiete, die 
nach seinem Recht betreffend den Festlandsockel sowie in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht als Gebiete bezeichnet sind, innerhalb derer die Rechte des Vereinigten Königreichs 
hinsichtlich des Meeresgrundes, des Meeresuntergrundes und deren Bodenschätze ausgeübt 
werden dürfen; 

 c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der andere Vertragsstaat“, je nach dem 
Zusammenhang, Österreich oder das Vereinigte Königreich; 

 d) umfasst der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personenvereinigungen; 

 e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen oder Rechtsträger, die für die 
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 

 f) bezieht sich der Ausdruck „Unternehmen“ auf die Ausübung einer Geschäftstätigkeit; 

 g) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaats“ und „Unternehmen des anderen 
Vertragsstaats“, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird; 

 h) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beförderung mit einem Seeschiff oder 
Luftfahrzeug, es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten in 
einem Vertragsstaat betrieben und das Unternehmen, das das Seeschiff oder Luftfahrzeug 
betreibt, ist kein Unternehmen dieses Staates; 

 i) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“: 

 i) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 

 ii) im Vereinigten Königreich: die „Commissioners for Her Majesty's Revenue and Customs“ 
oder deren bevollmächtigten Vertreter; 

 j) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“: 

 i) in Bezug auf Österreich jede natürliche Person, die die österreichische Staatsangehörigkeit 
besitzt, und jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die 
nach dem in Österreich geltenden Recht errichtet worden ist; 

 ii) in Bezug auf das Vereinigte Königreich jeder britische Bürger oder jeder britische Untertan, 
der nicht die Staatsbürgerschaft eines anderen Landes oder Gebiets des Commonwealth 
besitzt, sofern er das Aufenthaltsrecht im Vereinigten Königreich hat, und jede juristische 
Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die nach dem im Vereinigten 
Königreich geltenden Recht errichtet worden ist; 

 k) schließt der Ausdruck „Geschäftstätigkeit“ auch die Ausübung einer freiberuflichen oder 
sonstigen selbständigen Tätigkeit ein; 

 l) bedeutet der Ausdruck „Pensionskasse“ jede Kasse oder jede andere Einrichtung, die in einem 
Vertragsstaat errichtet worden ist, und: 

 i) im Allgemeinen von der Ertragsbesteuerung in diesem Staat befreit ist; und 

 ii) für die Verwaltung oder Zahlung von Pensions- oder Altersversorgungsleistungen oder die 
Erzielung von Einkünften zugunsten einer oder mehrerer solcher Einrichtungen tätig ist. 
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(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm im 
Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen 
gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer 
Bedeutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat. 

Artikel 4 

ANSÄSSIGE PERSON 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person“ eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung, des Ortes ihrer Gründung oder eines anderen ähnlichen 
Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch diesen Staat und seine Gebietskörperschaften. Der 
Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften oder 
Veräußerungsgewinnen aus Quellen in diesem Staat steuerpflichtig ist. 

(2) Der Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige Person“ umfasst: 

 a) eine in diesem Staat errichtete Pensionskasse; und 

 b) eine Organisation, die ausschließlich für religiöse, gemeinnützige, wissenschaftliche, kulturelle 
oder erzieherische Zwecke (oder für mehr als einen dieser Zwecke) errichtet und betrieben wird 
und in diesem Staat nach dessen Recht ansässig ist, selbst wenn ihre gesamten Einkünfte oder 
Gewinne oder Teile davon nach dem innerstaatlichen Recht dieses Staates von der Steuer befreit 
sind. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes: 

 a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt; 
verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat 
ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt 
der Lebensinteressen); 

 b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

 c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

 d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so regeln die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

(4) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 
gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 
Bestehen Zweifel, so werden sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten unter Berücksichtigung 
aller maßgeblichen Faktoren bemühen, in gegenseitigem Einvernehmen den Staat zu bestimmen, in dem 
die tatsächliche Geschäftsleitung der Person ausgeübt wird. Ohne ein solches Einvernehmen hat die 
Person keinen Anspruch auf die Vergünstigungen dieses Abkommens, ausgenommen Vergünstigungen 
nach Artikel 21 (Vermeidung der Doppelbesteuerung), Artikel 22 (Gleichbehandlung) und Artikel 23 
(Verständigungsverfahren). 

Artikel 5 

BETRIEBSTÄTTE 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „Betriebstätte“ eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt 
wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte“ umfasst insbesondere: 

 a) einen Ort der Leitung, 

 b) eine Zweigniederlassung, 

 c) eine Geschäftsstelle, 

 d) eine Fabrikationsstätte, 

 e) eine Werkstätte und 

 f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschätzen. 
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(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer zwölf 
Monate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten: 

 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 

 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen; 

 f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter lit. a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende 
Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit 
darstellt. 

(5) Ist eine Person – mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 – für ein 
Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, für das Unternehmen Verträge 
abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen ungeachtet der 
Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der Person für das Unternehmen 
ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich auf die in 
Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, diese 
Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem 
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
(entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden 
Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen. 

Artikel 6 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des 
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das Zubehör 
zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung 
oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe 
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens. 

Artikel 7 

UNTERNEHMENSGEWINNE 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, das Unternehmen übt seine Geschäftstätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine Geschäftstätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen 
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die Gewinne des Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser 
Betriebstätte zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Geschäftstätigkeit im anderen Vertragsstaat 
durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat 
dieser Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder 
ähnliche Geschäftstätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen 
ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig 
gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, 
zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo 
entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt 
Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen 
dieses Artikels übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass ausreichende Gründe dafür bestehen, 
anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte oder Veräußerungsgewinne, die in anderen Artikeln dieses 
Abkommens behandelt werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen 
dieses Artikels nicht berührt. 

Artikel 8 

SEESCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaates aus dem Betrieb von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Für Zwecke dieses Artikels umfassen Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr: 

 a) Gewinne aus der Vercharterung von leeren Seeschiffen oder Luftfahrzeugen und 

 b) Gewinne aus der Nutzung, Instandhaltung oder Vermietung von Containern (einschließlich 
Anhängern und zugehöriger Ausrüstung für die Beförderung von Containern), die für die 
Beförderung von Gütern oder Waren eingesetzt werden, 

wenn, je nachdem, diese Vercharterung oder Nutzung, Instandhaltung oder Vermietung zum Betrieb von 
Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr gehört. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft 
oder einer internationalen Betriebsstelle. 

Artikel 9 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 

(1) Wenn 

 a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen an 
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 
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(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne 
zugerechnet – und entsprechend besteuert –, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in 
diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die 
das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen 
vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander 
vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen 
Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses 
Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten einander konsultieren. 

Artikel 10 

DIVIDENDEN 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft zahlt, 

 a) dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, 
nicht übersteigen: 

 (i) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, außer in den Fällen nach lit. a (ii); 

 (ii) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn diese Dividenden von einem 
maßgeblichen Investmentvehikel gezahlt werden; 

 b) sind jedoch ungeachtet der lit. a in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, von der Besteuerung ausgenommen, wenn der Nutzungsberechtigte der 
Dividenden: 

 (i) eine im anderen Vertragsstaat ansässige Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist 
und unmittelbar oder mittelbar mindestens 10 vom Hundert der Stimmrechte der die 
Dividenden zahlenden Gesellschaft kontrolliert (mit Ausnahme von Dividenden, die von 
einem maßgeblichen Investmentvehikel gezahlt werden); oder 

 (ii) eine Pensionskasse ist. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, aus denen die 
Dividenden gezahlt werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten – ausgenommen 
Forderungen – mit Gewinnbeteiligung sowie alle sonstigen Einkünfte, die nach dem Recht des Staates, in 
dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt und die Beteiligung, für die die 
Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
anzuwenden. 

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden 
besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden 
oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebstätte gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete 
Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz 
oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. 

(6) Im Sinne des Absatzes 2 bedeutet ein maßgebliches Investmentvehikel 

 a) in Österreich: einen Immobilien-Investmentfonds, der die Voraussetzungen des österreichischen 
Immobilien-Investmentfondsgesetzes erfüllt; und 

 b) im Vereinigten Königreich: einen Immobilien-Investmenttrust im Sinne des Teils 12 des 
„Corporation Tax Act 2010“ und einen Property Authorised Investment Fund im Sinne des Teils 
4A der „Authorised Investment Funds (Tax) Regulations 2006 (SI 2006/964)“. 
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Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können sich darauf verständigen, ähnliche in einem 
Vertragsstaat gegründete Einrichtungen oder Rechtsträger als ein maßgebliches Investmentvehikel zu 
betrachten. 

Artikel 11 

ZINSEN 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und deren Nutzungsberechtigter eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person ist, dürfen nur im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder 
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteiligung 
am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und 
aus Obligationen einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. 
Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebstätte ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem 
Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem 
Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte und ist die Schuld, für die 
die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte eingegangen worden und trägt die Betriebstätte 
die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte liegt. 

(5) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Zinsen aus 
irgendeinem Grund den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der 
übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

LIZENZGEBÜHREN 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und deren Nutzungsberechtigter eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, dürfen nur im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzgebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, 
die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich kinematographischer Filme, von Patenten, 
Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder für die Mitteilung 
(Know-How) gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine Geschäftstätigkeit durch eine dort 
gelegene Betriebstätte ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Lizenzgebühren 
aus irgendeinem Grund den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der 
übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung von Anteilen, 
mit denen kein wesentlicher und regelmäßiger Handel an einer Börse stattfindet, oder vergleichbaren 



 Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at Seite 8 von 17 

Beteiligungen bezieht, deren Wert zu mehr als 50 vom Hundert unmittelbar oder mittelbar auf 
unbeweglichem Vermögen beruht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, einschließlich 
derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen 
Unternehmen) erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(4) Gewinne, die ein Unternehmen eines Vertragsstaates, das Seeschiffe oder Luftfahrzeuge im 
internationalen Verkehr betreibt, aus der Veräußerung dieser Seeschiffe oder Luftfahrzeuge oder von 
beweglichem Vermögen bezieht, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

(5) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2, 3 und 4 nicht genannten Vermögens 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

EINKÜNFTE AUS UNSELBSTÄNDIGER ARBEIT 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 15, 17, 18 und 19 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, 
die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort 
ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage innerhalb eines 
Zeitraums von 12 Monaten, der während des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, 
aufhält und 

 b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im 
anderen Staat ansässig ist, und 

 c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte getragen werden, die der Arbeitgeber im anderen 
Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen, die eine in 
einem Vertragsstaat ansässige Person für unselbständige Arbeit bezieht, die sie als Mitglied der regulären 
Besatzung eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges ausübt, 
das im internationalen Verkehr betrieben wird – ausgenommen unselbständige Arbeit an Bord eines 
Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das ausschließlich im anderen Vertragsstaat betrieben wird –, nur im 
erstgenannten Staat besteuert werden. 

Artikel 15 

AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats 
einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden. 

Artikel 16 

KÜNSTLER UND SPORTLER 

(1) Ungeachtet der Artikel 7 und 14 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder als 
Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7 und 14 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von Künstlern oder Sportlern in einem 
Vertragsstaat ausgeübten Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder überwiegend aus 
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öffentlichen Mitteln des anderen Staates oder einer seiner Gebietskörperschaften oder von einer als 
gemeinnützig anerkannten Einrichtung unterstützt wird. In diesem Fall dürfen die Einkünfte nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Person ansässig ist. 

Artikel 17 

RUHEGEHÄLTER 

(1) Vorbehaltlich der Absätze 1 und 2 des Artikels 18 dürfen Ruhegehälter und ähnliche 
Vergütungen, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit 
gezahlt werden, nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 darf eine Einmalzahlung einer in einem Vertragsstaat errichteten 
Pensionskasse, deren Nutzungsberechtigter eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, nur im 
erstgenannten Staat besteuert werden. 

(3) Beiträge, die von einer natürlichen Person oder für eine natürliche Person, die eine 
unselbständige oder selbständige Arbeit in einem Vertragsstaat (dem „Gaststaat“) ausübt, an eine 
Pensionskasse gezahlt werden, die im anderen Vertragsstaat (dem „Heimatstaat“) für steuerliche Zwecke 
anerkannt wird, werden bei 

 a) der Ermittlung der von der natürlichen Person im Gaststaat zu zahlenden Steuer und 

 b) der Ermittlung der Gewinne ihres Arbeitgebers, die im Gaststaat besteuert werden dürfen, 

in diesem Staat in der gleichen Weise und unter den gleichen Bedingungen und Einschränkungen 
behandelt wie Beiträge an eine Pensionskasse, die im Gaststaat für steuerliche Zwecke anerkannt wird, 
soweit sie nicht im Heimatstaat so behandelt werden. 

(4) Absatz 3 gilt nur, wenn 

 a) die natürliche Person nicht im Gaststaat ansässig war und sich unmittelbar vor Ausübung ihrer 
unselbständigen oder selbständigen Arbeit im Gaststaat an der Pensionskasse (oder an einer 
anderen ähnlichen Pensionskasse, welche durch die erstgenannte Pensionskasse ersetzt wurde) 
beteiligte; und 

 b) von der zuständigen Behörde des Gaststaates anerkannt wird, dass die Pensionskasse allgemein 
einer Pensionskasse entspricht, die in diesem Staat für steuerliche Zwecke als solche anerkannt 
wird. 

(5) Im Sinne dieses Artikels gilt eine Pensionskasse in einem Vertragsstaat als für steuerliche 
Zwecke anerkannt, wenn die Beiträge zu dieser Kasse zu einer Steuerentlastung in diesem Staat 
berechtigten und wenn die Zahlungen des Arbeitgebers der natürlichen Person an diese Kasse in diesem 
Staat nicht als steuerpflichtige Einkünfte der natürlichen Person gelten. 

Artikel 18 

ÖFFENTLICHER DIENST 

(1) Vergütungen oder Ruhegehälter, die vom Vereinigten Königreich oder einer seiner 
Gebietskörperschaften oder Körperschaften des öffentlichen Rechts oder aus einem vom Vereinigten 
Königreich oder der Gebietskörperschaft oder der Körperschaft des öffentlichen Rechts errichteten 
Sondervermögen an eine natürliche Person für die dem Vereinigten Königreich, der Gebietskörperschaft 
oder der Körperschaft des öffentlichen Rechts derzeit oder früher geleisteten Dienste gezahlt werden, 
dürfen nur im Vereinigten Königreich besteuert werden, es sei denn, die natürliche Person ist 
österreichischer Staatsangehöriger, ohne auch Staatsangehöriger des Vereinigten Königreichs zu sein. 

(2) Vergütungen oder Ruhegehälter, die von Österreich oder einer seiner Gebietskörperschaften oder 
Körperschaften des öffentlichen Rechts oder aus einem von Österreich oder der Gebietskörperschaft oder 
der Körperschaft des öffentlichen Rechts errichteten Sondervermögen an eine natürliche Person für die 
für Österreich, die Gebietskörperschaft oder die Körperschaft des öffentlichen Rechts derzeit oder früher 
geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in Österreich besteuert werden, es sei denn, die natürliche 
Person ist Staatsangehöriger des Vereinigten Königreichs, ohne auch Staatsangehöriger Österreichs zu 
sein. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Vergütungen oder Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im 
Zusammenhang mit einer Geschäftstätigkeit stehen. 
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Artikel 19 

STUDENTEN 

(1) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat 
ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat ansässig ist 
oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein 
Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese 
Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 

(2) Vergütungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der in einem Vertragsstaat ansässig ist 
oder vorher dort ansässig war, für eine Beschäftigung erhält, die er in dem anderen Vertragsstaat 
insgesamt nicht länger als 183 Tage während des betreffenden Steuerjahres ausübt, werden in dem 
anderen Staat nicht besteuert, wenn die Beschäftigung in unmittelbarem Zusammenhang mit seinen im 
erstgenannten Staat ausgeübten Studien oder seiner dort ausgeübten Ausbildung steht. 

Artikel 20 

ANDERE EINKÜNFTE 

(1) Einkünfte, deren Nutzungsberechtigter eine in einem Vertragsstaat ansässige Person ist und die 
in den vorstehenden Artikeln nicht behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

(2) Wird ein Einkunftsbetrag an eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus den Einkünften 
gezahlt, die im anderen Vertragsstaat ansässige Treuhänder oder Nachlassverwalter erhalten haben, so 
wird dieser Einkunftsbetrag ungeachtet des Absatzes 1 so behandelt, als stamme er zu gleichen Teilen aus 
den gleichen Quellen wie die von den Treuhändern oder Nachlassverwaltern erhaltenen Einkünfte, aus 
denen dieser Einkunftsbetrag gezahlt wird. 

Steuern, die von den Treuhändern oder den Nachlassverwaltern für an den Nutzungsberechtigten gezahlte 
Einkünfte gezahlt werden, werden so behandelt, als wären sie vom Nutzungsberechtigten gezahlt worden. 

(3) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne des Artikels 
6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen 
Vertragsstaat eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt und die Rechte oder 
Vermögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Einkünfte auf Grund gesetzlicher Versorgungsrechtsansprüche, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person aus dem anderen Vertragsstaat bezieht, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert 
werden, wenn sie nach dem Recht des anderen Vertragsstaats von der Besteuerung ausgenommen wären, 
wäre die Person im anderen Vertragsstaat ansässig. 

(5) Bestehen zwischen der in Absatz 1 bezeichneten ansässigen Person und einer anderen Person 
oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die in 
diesem Absatz bezeichneten Einkünfte den Betrag (sofern zutreffend), den diese Personen ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen anwendbaren Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 21 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 

Die Doppelbesteuerung wird wie folgt vermieden: 

(1) In Österreich: 

 a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte und dürfen diese Einkünfte nach diesem 
Abkommen im Vereinigten Königreich besteuert werden, so rechnet Österreich auf die vom 
Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der im Vereinigten Königreich 
gezahlten Steuer vom Einkommen oder von Veräußerungsgewinnen entspricht. 

Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht 
übersteigen, der auf die Einkünfte oder auf die Veräußerungsgewinne entfällt, die im Vereinigten 
Königreich besteuert werden dürfen. 

 b) Einkünfte einer in Österreich ansässigen Person, die nach dem Abkommen von der Besteuerung 
in Österreich auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in Österreich bei der Festsetzung der Steuer 
für das übrige Einkommen der Person einbezogen werden. 
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(2) Vorbehaltlich der Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs (jedoch unbeschadet der hierin 
enthaltenen allgemeinen Grundsätze) über die Anrechnung der in einem Gebiet außerhalb des Vereinigten 
Königreichs zu zahlenden Steuer auf die Steuer des Vereinigten Königreichs oder, je nachdem, über die 
Befreiung von der Steuer des Vereinigten Königreichs für Dividenden, die aus einem Gebiet außerhalb 
des Vereinigten Königreichs stammen, oder für Gewinne einer Betriebstätte, die in einem Gebiet 
außerhalb des Vereinigten Königreichs liegt, gilt: 

 a) die nach dem Recht Österreichs und in Übereinstimmung mit diesem Abkommen von Gewinnen, 
Einkünften oder steuerpflichtigen Veräußerungsgewinnen aus Quellen innerhalb Österreichs 
unmittelbar oder im Abzugsweg zu zahlende österreichische Steuer (bei Dividenden aber nicht 
die zu zahlende Steuer von den Gewinnen, aus denen die Dividenden gezahlt werden) wird auf 
die Steuer des Vereinigten Königreichs angerechnet, die anhand derjenigen Gewinne, Einkünfte 
oder steuerpflichtigen Veräußerungsgewinne berechnet wird, die der Berechnung der 
österreichischen Steuer dienen; 

 b) Dividenden, die von einer in Österreich ansässigen Gesellschaft an eine im Vereinigten 
Königreich ansässige Gesellschaft gezahlt werden, sind von der Steuer des Vereinigten 
Königreichs befreit, wenn die Befreiung anwendbar ist und die Voraussetzungen für die 
Befreiung nach dem Recht des Vereinigten Königreichs erfüllt sind; 

 c) Gewinne einer in Österreich gelegenen Betriebstätte einer Gesellschaft, die im Vereinigten 
Königreich ansässig ist, sind von der Steuer des Vereinigten Königreichs befreit, wenn die 
Befreiung anwendbar ist und die Voraussetzungen für die Befreiung nach dem Recht des 
Vereinigten Königreichs erfüllt sind; 

 d) sind Dividenden, die von einer in Österreich ansässigen Gesellschaft an eine im Vereinigten 
Königreich ansässige Gesellschaft gezahlt werden, die unmittelbar oder mittelbar mindestens 10 
vom Hundert der Stimmrechte der die Dividenden zahlenden Gesellschaft kontrolliert, nicht nach 
der vorstehenden lit. b von der Steuer befreit, wird bei der Anrechnung nach der vorstehenden 
lit. a auch die österreichische Steuer herangezogen, die die Gesellschaft von den Gewinnen 
zahlen muss, aus denen die Dividenden gezahlt werden. 

(3) Für Zwecke der Absätze 1 und 2 gelten Gewinne, Einkünfte und Veräußerungsgewinne einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person, die nach diesem Abkommen im anderen Vertragsstaat besteuert 
werden dürfen, als aus Quellen im anderen Staat stammend. 

Artikel 22 

GLEICHBEHANDLUNG 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder 
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. 

(3) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 5, Artikel 12 Absatz 4 oder Artikel 20 Absatz 
5 anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der Ermittlung der 
steuerpflichtigen Gewinne dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine 
im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug zuzulassen. 

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer 
Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(5) Dieser Artikel gilt für unter das Abkommen fallende Steuern. 

(6) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen der beiden Vertragsstaaten, einer in 
diesem Staat nicht ansässigen natürlichen Person Steuerfreibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigungen 
zu gewähren, die dort ansässigen natürlichen Personen oder Staatsangehörigen gewährt werden. 
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Artikel 23 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider 
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht 
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern 
ihr Fall von Artikel 22 Absatz 1 erfasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, 
dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der 
Maßnahme unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder 
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung 
in Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im 
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren. 

(5) Wenn 

 a) eine Person der zuständigen Behörde eines Vertragsstaats gemäß Absatz 1 einen Fall vorgelegt 
hat, weil die Maßnahmen eines oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung geführt 
haben, die diesem Abkommen nicht entspricht, und 

 b) die zuständigen Behörden nicht innerhalb von zwei Jahren ab der Vorlage des Falles an die 
zuständige Behörde des anderen Vertragsstaats eine Verständigungsregelung zur Regelung des 
Falles nach Absatz 2 erzielen können, 

werden auf Antrag der Person noch offene Fragen des Falles einem Schiedsverfahren unterworfen. Diese 
noch offenen Fragen dürfen jedoch dann nicht einem Schiedsverfahren unterworfen werden, wenn zu 
diesen Fragen in einem der Staaten bereits eine abschließende Gerichtsentscheidung ergangen ist. Der 
Schiedsspruch ist für beide Vertragsstaaten verbindlich und ungeachtet der Verjährungsfristen des 
innerstaatlichen Rechts dieser Staaten umzusetzen, es sei denn, eine unmittelbar von dem Fall betroffene 
Person erkennt die den Schiedsspruch umsetzende Verständigungsregelung nicht an. Die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten regeln in gegenseitigem Einvernehmen, wie das Verfahren nach diesem 
Absatz durchzuführen ist. 

(6) Absatz 5 ist nicht auf Fälle anzuwenden, die unter Artikel 4 Absatz 4 dieses Abkommens fallen. 

Artikel 24 

INFORMATIONSAUSTAUSCH 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur 
Durchführung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des innerstaatlichen Rechts 
betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer 
Gebietskörperschaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht 
entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch 
Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 

(2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso geheim zu 
halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen 
nur den Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugänglich 
gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder 
mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit der 
Aufsicht darüber befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese 
Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 
Gerichtsentscheidung offen legen. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat 
die erhaltenen Informationen für andere Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem Recht 
beider Staaten für solche andere Zwecke verwendet werden dürfen und die zuständige Behörde 
desjenigen Staates, der die Informationen erteilt hat, dieser anderen Verwendung zustimmt. 
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(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen Vertragsstaat, 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses 
oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

 b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspräche. 

(4) Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der andere 
Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen 
Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen für seine eigenen steuerlichen 
Zwecke nicht benötigt. Die im vorhergehenden Satz enthaltene Verpflichtung unterliegt den 
Beschränkungen nach Absatz 3, wobei diese jedoch nicht so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die 
Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches steuerliches 
Interesse an solchen Informationen hat. 

(5) Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die Erteilung von 
Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen 
Kreditinstitut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhänder befinden oder weil sie sich auf 
Eigentumsanteile an einer Person beziehen. 

Artikel 25 

AMTSHILFE BEI DER VOLLSTRECKUNG VON STEUERN 

(1) Die Vertragsstaaten leisten sich gegenseitige Amtshilfe bei der Vollstreckung von 
Steueransprüchen. Diese Amtshilfe ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. Die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten können in gegenseitigem Einvernehmen regeln, wie dieser Artikel 
durchzuführen ist. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Steueranspruch“ bedeutet einen Betrag, der auf 
Grund von Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten oder einer ihrer 
Gebietskörperschaften erhoben werden, geschuldet wird, soweit die Besteuerung diesem Abkommen oder 
anderen völkerrechtlichen Übereinkünften, denen die Vertragsstaaten beigetreten sind, nicht widerspricht, 
sowie mit diesem Betrag zusammenhängende Zinsen, verwaltungsbehördliche Geldstrafen und Kosten 
der Vollstreckung oder Sicherung. 

(3) Ist der Steueranspruch eines Vertragsstaats nach dem Recht dieses Staates vollstreckbar und wird 
er von einer Person geschuldet, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses Staats die Vollstreckung 
nicht verhindern kann, wird dieser Steueranspruch auf Ersuchen der zuständigen Behörde dieses Staates 
für die Zwecke der Vollstreckung von der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaates anerkannt. 
Der Steueranspruch wird vom anderen Staat nach dessen Rechtsvorschriften über die Einbringung und 
Vollstreckung seiner eigenen Steuer vollstreckt, als handele es sich bei dem Steueranspruch um einen 
Steueranspruch des anderen Staates. 

(4) Handelt es sich bei dem Steueranspruch eines Vertragsstaats um einen Anspruch, bei dem dieser 
Staat nach seinem Recht Maßnahmen zur Sicherung der Vollstreckung einleiten kann, wird dieser 
Steueranspruch auf Ersuchen der zuständigen Behörde dieses Staates zum Zwecke der Einleitung von 
Sicherungsmaßnahmen von der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaates anerkannt. Der andere 
Staat leitet nach seinen Rechtsvorschriften Sicherungsmaßnahmen in Bezug auf diesen Steueranspruch 
ein, als wäre der Steueranspruch ein Steueranspruch dieses anderen Staates, selbst wenn der 
Steueranspruch im Zeitpunkt der Einleitung dieser Maßnahmen im erstgenannten Staat nicht vollstreckbar 
ist oder von einer Person geschuldet wird, die berechtigt ist, die Vollstreckung zu verhindern. 

(5) Ungeachtet der Absätze 3 und 4 unterliegt ein von einem Vertragsstaat für Zwecke der Absätze 3 
oder 4 anerkannter Steueranspruch als solcher in diesem Staat nicht den Verjährungsfristen oder den 
Vorschriften über die vorrangige Behandlung eines Steueranspruchs nach dem Recht dieses Staates. 
Ferner hat ein Steueranspruch, der von einem Vertragsstaat für Zwecke der Absätze 3 oder 4 anerkannt 
wurde, in diesem Staat nicht den Vorrang, den dieser Steueranspruch nach dem Recht des anderen 
Vertragsstaates hat. 

(6) Verfahren im Zusammenhang mit dem Bestehen, der Gültigkeit oder der Höhe des 
Steueranspruchs eines Vertragsstaats können nicht bei den Gerichten oder Verwaltungsbehörden des 
anderen Vertragsstaats eingeleitet werden. 
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(7) Verliert der betreffende Steueranspruch, nachdem das Ersuchen eines Vertragsstaats nach den 
Absätzen 3 oder 4 gestellt wurde und bevor der andere Vertragsstaat den betreffenden Steueranspruch 
vollstreckt und an den erstgenannten Staat ausgezahlt hat, 

 a) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 3 seine Eigenschaft als Steueranspruch des erstgenannten 
Staates, der nach dem Recht dieses Staates vollstreckbar ist und von einer Person geschuldet, die 
zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses Staats die Vollstreckung nicht verhindern kann, oder 

 b) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 4 seine Eigenschaft als Steueranspruch des erstgenannten 
Staates, für den dieser Staat nach seinem Recht Maßnahmen zur Sicherung der Vollstreckung 
einleiten kann, 

teilt die zuständige Behörde des erstgenannten Staates dies der zuständigen Behörde des anderen Staates 
unverzüglich mit und nach Wahl des anderen Staates setzt der erstgenannte Staat das Ersuchen entweder 
aus oder nimmt es zurück. 

(8) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses 
oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

 b) Maßnahmen durchzuführen, die dem Ordre public widersprächen; 

 c) Amtshilfe zu leisten, wenn der andere Vertragsstaat nicht alle angemessenen Maßnahmen zur 
Vollstreckung oder Sicherung, die nach seinen Gesetzen oder seiner Verwaltungspraxis möglich 
sind, ausgeschöpft hat; 

 d) Amtshilfe in Fällen zu leisten, in denen der Verwaltungsaufwand für diesen Staat in einem 
eindeutigen Missverhältnis zu dem Nutzen steht, den der andere Vertragsstaat dadurch erlangt; 

 e) Amtshilfe zu leisten, wenn und soweit nach seiner Auffassung die Besteuerung im ersuchenden 
Staat im Widerspruch zu allgemein anerkannten Besteuerungsgrundsätzen, zu einem Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung oder zu einem anderen Abkommen, das der ersuchte 
Staat mit dem ersuchenden Staat geschlossen hat, steht. 

Artikel 26 

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER 
VERTRETUNGEN 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf 
Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 

Artikel 27 

BESCHRÄNKUNG VON VERGÜNSTIGUNGEN 

(1) Ungeachtet der sonstigen Bestimmungen dieses Abkommens wird eine Vergünstigung nach dem 
Abkommen nicht für bestimmte Einkünfte oder Veräußerungsgewinne gewährt, wenn unter 
Berücksichtigung aller maßgeblichen Tatsachen und Umstände die Feststellung gerechtfertigt ist, dass der 
Erhalt dieser Vergünstigung einer der Hauptzwecke einer Gestaltung oder Transaktion war, die 
unmittelbar oder mittelbar zu dieser Vergünstigung geführt hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass 
die Gewährung dieser Vergünstigung unter diesen Umständen mit dem Ziel und Zweck der einschlägigen 
Bestimmungen dieses Abkommens im Einklang steht. 

(2) Werden Einkünfte oder Gewinne in einem Vertragsstaat aufgrund einer Bestimmung dieses 
Abkommens von der Steuer entlastet und ist nach dem im anderen Vertragsstaat geltenden Recht eine 
Person hinsichtlich dieser Einkünfte oder Gewinne mit dem Betrag dieser Einkünfte oder Gewinne, der in 
den anderen Staat überwiesen oder dort bezogen wird, nicht aber mit dem Gesamtbetrag dieser Einkünfte 
oder Gewinne steuerpflichtig, so ist die nach diesem Abkommen im erstgenannten Staat zu gewährende 
Entlastung nur auf den Teil der Einkünfte oder Gewinne anzuwenden, der im anderen Staat besteuert 
wird. 

Artikel 28 

IN-KRAFT-TRETEN 

(1) Die Vertragsstaaten teilen einander auf diplomatischem Weg mit, dass die gesetzlichen 
Verfahren für das In-Kraft-Treten dieses Abkommens abgeschlossen sind. Das Abkommen tritt ab dem 
Zeitpunkt in Kraft, in dem die spätere dieser Mitteilungen erfolgt und findet daraufhin Anwendung: 

 a) in Österreich: 
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hinsichtlich österreichischer Steuern auf jedes Steuerjahr, das am oder nach dem 1. Jänner 
beginnt, der unmittelbar auf den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Abkommens folgt; 

 b) im Vereinigten Königreich: 

 (i) hinsichtlich der Einkommensteuer und der Steuer von Veräußerungsgewinnen auf jedes 
Veranlagungsjahr, das am oder nach dem 6. April beginnt, der unmittelbar auf den Zeitpunkt 
des In-Kraft-Tretens dieses Abkommens folgt; 

 (ii) hinsichtlich der Körperschaftsteuer auf jedes Finanzjahr, das am oder nach dem 1. April 
beginnt, der unmittelbar auf den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Abkommens folgt; 

 c) in beiden Vertragsstaaten: 

hinsichtlich der Fälle, die unter Artikel 23 Absatz 5 fallen, zwei Jahre nach dem Zeitpunkt, in 
dem dieses Abkommen in Kraft tritt. 

(2) Das Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Vereinigten Königreich von 
Großbritannien und Nordirland zur Vermeidung der Doppelbesteuerung bei den Steuern vom 
Einkommen1, das am 30. April 1969 in London unterzeichnet wurde, in seiner geänderten Fassung (das 
Abkommen von 1969), findet hinsichtlich aller Steuern ab dem Zeitpunkt nicht mehr Anwendung, in dem 
dieses Abkommen in Übereinstimmung mit Absatz 1 dieses Artikels hinsichtlich dieser Steuern 
Anwendung findet, und tritt ab dem letztgenannten Zeitpunkt außer Kraft. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 hat eine natürliche Person, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens 
dieses Abkommens einen Anspruch auf Vergünstigungen nach Artikel 21 des Abkommens von 1969 hat, 
weiterhin einen Anspruch auf diese Vergünstigungen, als wäre das Abkommen von 1969 weiterhin in 
Kraft. 

______________________ 

1 Kundgemacht in BGBl. Nr. 390/1970 idF BGBl. III Nr. 135/2010. 

Artikel 29 

KÜNDIGUNG 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt wird. Jeder 
Vertragsstaat kann das Abkommen nach Ablauf von fünf Jahren nach seinem In-Kraft-Treten schriftlich 
auf diplomatischem Weg unter Einhaltung einer Frist von mindestens sechs Monaten zum Ende eines 
Kalenderjahres kündigen. In diesem Fall findet das Abkommen nicht mehr Anwendung: 

 a) in Österreich: 

hinsichtlich österreichischer Steuern auf jedes Steuerjahr, das am oder nach dem 1. Jänner 
beginnt, der unmittelbar auf den Zeitpunkt der Kündigung folgt; 

 b) im Vereinigten Königreich: 

 (i) hinsichtlich der Einkommensteuer und der Steuer von Veräußerungsgewinnen auf jedes 
Veranlagungsjahr, das am oder nach dem 6. April beginnt, der unmittelbar auf den Zeitpunkt 
der Kündigung folgt. 

 (ii) hinsichtlich der Körperschaftsteuer auf jedes Finanzjahr, das am oder nach dem 1. April 
beginnt, der unmittelbar auf den Zeitpunkt der Kündigung folgt. 

 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig bevollmächtigten Gefertigten dieses Abkommen 
unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Wien, am 23. Oktober 2018, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher und 
englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. 

Anlage 1 

PROTOKOLL 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 
Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und von 
Veräußerungsgewinnen, das heute zwischen der Republik Österreich und dem Vereinigten Königreich 
von Großbritannien und Nordirland abgeschlossen wurde, sind die Gefertigten übereingekommen, dass 
die folgenden Bestimmungen einen integrierenden Bestandteil dieses Abkommens bilden. 

1. Zu Artikel 11 Absatz 2 (Zinsen) 
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Es besteht Einvernehmen, dass der Ausdruck „Zinsen“ keine Einkünfte umfasst, die nach Artikel 10 als 
Dividende behandelt werden. 

2. Zu Artikel 11 (Zinsen) 

Ungeachtet des Artikels 11 des Abkommens dürfen Zinsen in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, 
nach dem Recht dieses Staates besteuert werden, 

a) wenn diese aus Forderungen bezogen werden, die mit einer Beteiligung am Gewinn ausgestattet 
sind, einschließlich der Einkünfte als stiller Gesellschafter aus dessen Beteiligung, der Einkünfte aus 
einem Darlehen mit einem Zinssatz, der mit dem Gewinn des Darlehensnehmers verbunden ist 
(„partiarisches Darlehen“) oder der Einkünfte aus Gewinnobligationen im Sinne des österreichischen 
Steuerrechts; und 

b) unter der Bedingung, dass diese bei der Gewinnermittlung des Schuldners abzugsfähig sind. 

3. Zu Artikel 16 Absatz 3 (Künstler und Sportler) 

Es besteht Einvernehmen, dass Absatz 3 auch für die Trägerkörperschaften gilt, die Orchester, Theater, 
Ballette sind oder solche betreiben, sowie für die Mitglieder solcher Kulturträger gilt, wenn diese 
Trägerkörperschaften im Allgemeinen ohne Gewinnerzielung tätig sind und dies durch die zuständige 
Behörde im Ansässigkeitsstaat des Rechtsträgers bestätigt wird. 

4. Zu Artikel 20 Absatz 4 (Andere Einkünfte) 

a) Zu den Einkünften im Sinne des Absatzes 4 gehören auch Vergütungen für einen Schaden, der als 
Folge von Straftaten, Impfungen oder ähnlichen Gründen entstanden ist. 

b) Die in diesem Absatz angeführten Einkünfte sind bei Ermittlung des Progressionsvorbehalts außer 
Ansatz zu lassen. 

5. Zu Artikel 23 (Verständigungsverfahren) und Artikel 25 (Amtshilfe bei der Vollstreckung von 
Steuern) 

Es besteht Einvernehmen, dass Artikel 23 und 25 ab dem Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses 
Abkommens ohne Rücksicht darauf Anwendung findet, welcher Besteuerungs- oder Erhebungszeitraum 
von der Angelegenheit betroffen ist. 

6. Zu Artikel 24 (Informationsaustausch) 

a) Die zuständige Behörde des ersuchenden Staates stellt der zuständigen Behörde des ersuchten 
Staates zur Darstellung der voraussichtlichen Erheblichkeit der Auskünfte die folgenden 
Informationen zur Verfügung, wenn diese ein Auskunftsersuchen gemäß dem Abkommen stellt: 

 i. die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersuchung gilt; 

 ii. eine Stellungnahme betreffend die erbetenen Auskünfte einschließlich der Art und der Form, in 
der der ersuchende Staat die Auskünfte vorzugsweise vom ersuchten Staat erhalten möchte; 

 iii. den steuerlichen Zweck, für den um die Auskünfte ersucht wird; 

 iv. die Gründe für die Annahme, dass die erbetenen Auskünfte dem ersuchten Staat vorliegen oder 
sich im Besitz oder in der Verfügungsmacht einer Person im Hoheitsbereich des ersuchten 
Staates befinden; 

 v. soweit bekannt, den Namen und die Anschrift von Personen, in deren Besitz sich die erbetenen 
Auskünfte vermutlich befinden; 

 vi. eine Erklärung, dass der ersuchende Staat alle ihm in seinem eigenen Gebiet zur Verfügung 
stehenden Maßnahmen zur Einholung der Auskünfte ausgeschöpft hat, ausgenommen solche, die 
unverhältnismäßig große Schwierigkeiten mit sich bringen würden. 

b) Es besteht Einvernehmen darüber, dass der Maßstab der „voraussichtlichen Erheblichkeit“ für einen 
Informationsaustausch in Steuersachen im weitest möglichen Umfang sorgen soll und gleichzeitig 
klarstellen soll, dass Vertragsstaaten nicht frei sind Maßnahmen, die lediglich der 
Beweisausforschung („fishing expeditions“) dienen, zu unternehmen oder Auskünfte zu erbeten, die 
wahrscheinlich für die steuerliche Situation eines bestimmten Steuerpflichtigen nicht erheblich sind. 

7. Auslegung des Abkommens 

a) Es gilt als vereinbart, dass den Abkommensbestimmungen, die nach den entsprechenden 
Bestimmungen des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen abgefasst sind, allgemein dieselbe Bedeutung zukommt, die im OECD-Kommentar 
dazu, der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann, dargelegt wird. Die Vereinbarung im 
vorstehenden Satz gilt nicht hinsichtlich der nachstehenden Punkte: 
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 (i) Bemerkungen der beiden Vertragsstaaten zum OECD-Kommentar, mit Ausnahme von 
Bemerkungen, die nach der Unterzeichnung dieses Abkommens zum Kommentar vorgebracht 
werden, der vor der Unterzeichnung des Abkommens bestand; 

 (ii) alle gegenteiligen Auslegungen in diesem Protokoll; 

 (iii) alle gegenteiligen Auslegungen, die einer der beiden Vertragsstaaten in einer veröffentlichten 
Erklärung vornimmt, die der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats vor der 
Unterzeichnung des Abkommens übermittelt worden ist; 

 (iv) alle gegenteiligen Auslegungen, auf die sich die zuständigen Behörden nach der Unterzeichnung 
des Abkommens geeinigt haben. 

Der OECD-Kommentar – der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann – stellt eine Auslegungshilfe im 
Sinne des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge2 vom 23. Mai 1969 dar. 

b) Ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Abkommens 

Unter Berücksichtigung des Kommentars zu Artikel 1 des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen betreffend die „Ungerechtfertigte Inanspruchnahme des 
Abkommens“ (der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann) besteht Einvernehmen, dass dieses 
Abkommen nicht so auszulegen ist, als hindere es einen Vertragsstaat, seine innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften zur Verhinderung der Steuerhinterziehung oder der Steuerumgehung anzuwenden, 
wenn diese Vorschriften dazu dienen, Gestaltungen entgegenzutreten, die einen Abkommensmissbrauch 
darstellen. 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig bevollmächtigten Gefertigten dieses Protokoll 
unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Wien, am 23. Oktober 2018, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher und 
englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2019 Ausgegeben am 18. März 2019 Teil III 

32. Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Vereinigten Königreich von 
Großbritannien und Nordirland zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und von Veräußerungsgewinnen samt Protokoll 

 (NR: GP XXVI RV 326 AB 432 S. 53. BR: AB 10093 S. 887.) 

32. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages samt Protokoll wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 

B-VG genehmigt. 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Vereinigten Königreich von 
Großbritannien und Nordirland zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 
Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
von Veräußerungsgewinnen samt Protokoll 
 

[Vertragstext in deutscher Sprache, siehe Anlagen] 
[Vertragstext in englischer Sprache, siehe Anlagen] 

 
Die Mitteilungen gemäß Art. 28 Abs. 1 des Abkommens wurden am 13. Februar bzw. 1. März 2019 

abgegeben; das Abkommen ist gemäß seinem Art. 28 Abs. 1 mit 1. März 2019 in Kraft getreten. 

Kurz 



 

 

 

ABKOMMEN ZWISCHEN 

DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DEM VEREINIGTEN KÖNIGREICH VON 

GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND 

ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR VERHINDERUNG DER 

STEUERVERKÜRZUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN 

UND VON VERÄUSSERUNGSGEWINNEN 

 

 

 

 Die Republik Österreich und das Vereinigte Königreich von Großbritannien und 

Nordirland,  

 

 in der Absicht, ein Abkommen zur Beseitigung der Doppelbesteuerung auf dem 

Gebiete der Steuern vom Einkommen und von Veräußerungsgewinnen abzuschließen, ohne 

Möglichkeiten zur Nicht- oder Niedrigbesteuerung durch Steuerverkürzung oder -umgehung 

(unter anderem durch missbräuchliche Gestaltungen mit dem Ziel des Erhalts von in diesem 

Abkommen vorgesehenen Erleichterungen zum mittelbaren Nutzen von in Drittstaaten 

ansässigen Personen) zu schaffen, 

 

haben Folgendes vereinbart: 

BGBl. III - Ausgegeben am 18. März 2019 - Nr. 32 1 von 28

www.ris.bka.gv.at



2 

 

Artikel 1 

 
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN 

 
 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden 
Vertragsstaaten ansässig sind. 
 
 

Artikel 2 
 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 
 
 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom 
Einkommen und von Veräußerungsgewinnen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder 
seiner Gebietskörperschaften erhoben werden. 
 

(2) Als Steuern vom Einkommen und von Veräußerungsgewinnen gelten alle Steuern, die 
vom Gesamteinkommen oder von Teilen des Einkommens erhoben werden, einschließlich 
der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens 
sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 
 

(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 
 

a) in Österreich: 
 

i)  die Einkommensteuer; 
ii)  die Körperschaftsteuer; 
 
(im Folgenden als „österreichische Steuer“ bezeichnet); 

 
b)  im Vereinigten Königreich: 
 
 i)   die Einkommensteuer (the income tax); 
 ii)   die Körperschaftsteuer (the corporation tax); und 
 iii)  die Steuer von Veräußerungsgewinnen (the capital gains tax); 
 

(im Folgenden als „Steuer des Vereinigten Königreichs“ bezeichnet). 
 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher 
Art, die nach der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an 
deren Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander 
die in ihren Steuergesetzen eingetretenen bedeutsamen Änderungen mit. 
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Artikel 3 
 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 
 
 

(1)   Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 
 

a) bedeutet der Ausdruck "Österreich" die Republik Österreich; 
 
b)  bedeutet der Ausdruck "Vereinigtes Königreich" Großbritannien und Nordirland, 

unter Einschluss der außerhalb des Küstenmeeres des Vereinigten Königreichs 
gelegenen Gebiete, die nach seinem Recht betreffend den Festlandsockel sowie in 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht als Gebiete bezeichnet sind, innerhalb derer 
die Rechte des Vereinigten Königreichs hinsichtlich des Meeresgrundes, des 
Meeresuntergrundes und deren Bodenschätze ausgeübt werden dürfen; 

 
c) bedeuten die Ausdrücke "ein Vertragsstaat" und "der andere Vertragsstaat", je nach 

dem Zusammenhang, Österreich oder das Vereinigte Königreich; 
 
d)  umfasst der Ausdruck "Person" natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen 

Personenvereinigungen; 
 
e) bedeutet der Ausdruck "Gesellschaft" juristische Personen oder Rechtsträger, die für 

die Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 
 
f) bezieht sich der Ausdruck "Unternehmen" auf die Ausübung einer Geschäftstätigkeit; 
 
g) bedeuten die Ausdrücke "Unternehmen eines Vertragsstaats" und "Unternehmen des 

anderen Vertragsstaats", je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer 
im anderen Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird; 

 
h) bedeutet der Ausdruck "internationaler Verkehr" jede Beförderung mit einem 

Seeschiff oder Luftfahrzeug, es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird 
ausschließlich zwischen Orten in einem Vertragsstaat betrieben und das Unternehmen, 
das das Seeschiff oder Luftfahrzeug betreibt, ist kein Unternehmen dieses Staates; 

 
i) bedeutet der Ausdruck "zuständige Behörde": 
 
 i) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen bevollmächtigten 

Vertreter; 
 
 ii) im Vereinigten Königreich: die „Commissioners for Her Majesty's Revenue and 

Customs" oder deren bevollmächtigten Vertreter; 
 
j) bedeutet der Ausdruck "Staatsangehöriger": 
 
 i) in Bezug auf Österreich jede natürliche Person, die die österreichische 

Staatsangehörigkeit besitzt, und jede juristische Person, Personengesellschaft und 

BGBl. III - Ausgegeben am 18. März 2019 - Nr. 32 3 von 28

www.ris.bka.gv.at



4 

 

andere Personenvereinigung, die nach dem in Österreich geltenden Recht errichtet 
worden ist; 

 
 ii) in Bezug auf das Vereinigte Königreich jeder britische Bürger oder jeder britische 

Untertan, der nicht die Staatsbürgerschaft eines anderen Landes oder Gebiets des 
Commonwealth besitzt, sofern er das Aufenthaltsrecht im Vereinigten Königreich hat, 
und jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die 
nach dem im Vereinigten Königreich geltenden Recht errichtet worden ist; 

 
k) schließt der Ausdruck "Geschäftstätigkeit" auch die Ausübung einer freiberuflichen 

oder sonstigen selbständigen Tätigkeit ein; 
 

l) bedeutet der Ausdruck "Pensionskasse" jede Kasse oder jede andere Einrichtung, die 
in einem Vertragsstaat errichtet worden ist, und: 
 
i) im Allgemeinen von der Ertragsbesteuerung in diesem Staat befreit ist; und 
 
ii) für die Verwaltung oder Zahlung von Pensions- oder Altersversorgungsleistungen 

oder die Erzielung von Einkünften zugunsten einer oder mehrerer solcher 
Einrichtungen tätig ist. 

 
(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der 

Zusammenhang nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die 
Bedeutung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die Steuern 
zukommt, für die das Abkommen gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat 
anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer Bedeutung hat, die der Ausdruck nach 
anderem Recht dieses Staates hat. 
 
 

Artikel 4 
 

ANSÄSSIGE PERSON 
 
 

(1)  Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person" eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres 
Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung, des Ortes ihrer 
Gründung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch 
diesen Staat und seine Gebietskörperschaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine 
Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften oder Veräußerungsgewinnen aus Quellen in 
diesem Staat steuerpflichtig ist. 
 

(2)  Der Ausdruck "eine in einem Vertragsstaat ansässige Person" umfasst: 
 

a)  eine in diesem Staat errichtete Pensionskasse; und 
 
 
 

BGBl. III - Ausgegeben am 18. März 2019 - Nr. 32 4 von 28

www.ris.bka.gv.at



5 

 

b)  eine Organisation, die ausschließlich für religiöse, gemeinnützige, wissenschaftliche, 
kulturelle oder erzieherische Zwecke (oder für mehr als einen dieser Zwecke) errichtet 
und betrieben wird und in diesem Staat nach dessen Recht ansässig ist, selbst wenn 
ihre gesamten Einkünfte oder Gewinne oder Teile davon nach dem innerstaatlichen 
Recht dieses Staates von der Steuer befreit sind. 

 
(3)  Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt 

Folgendes: 
 

a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige 
Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen); 

 
b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 

Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

 
c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der 

Staaten, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 
 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so regeln die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

 
(4)  Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten 

ansässig, so gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen 
Geschäftsleitung befindet. Bestehen Zweifel, so werden sich die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten unter Berücksichtigung aller maßgeblichen Faktoren bemühen, in 
gegenseitigem Einvernehmen den Staat zu bestimmen, in dem die tatsächliche 
Geschäftsleitung der Person ausgeübt wird. Ohne ein solches Einvernehmen hat die Person 
keinen Anspruch auf die Vergünstigungen dieses Abkommens, ausgenommen 
Vergünstigungen nach Artikel 21 (Vermeidung der Doppelbesteuerung), Artikel 22 
(Gleichbehandlung) und Artikel 23 (Verständigungsverfahren). 
 
 

Artikel 5 
 

BETRIEBSTÄTTE 
 
 

(1)  Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "Betriebstätte" eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ganz oder 
teilweise ausgeübt wird. 
 

(2)  Der Ausdruck "Betriebstätte" umfasst insbesondere: 
 

a)  einen Ort der Leitung, 
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b)  eine Zweigniederlassung, 
 
c)  eine Geschäftsstelle, 
 
d)  eine Fabrikationsstätte, 
 
e)  eine Werkstätte und 
 
f)  ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte 

der Ausbeutung von Bodenschätzen. 
 

(3)  Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer 
zwölf Monate überschreitet. 
 

(4)  Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als 
Betriebstätten: 
 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von 
Gütern oder Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 
b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 

Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 
 
c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem 

Zweck unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet 
zu werden; 

 
d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

für das Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu 
beschaffen; 

 
e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

für das Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder 
eine Hilfstätigkeit darstellen; 

 
f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

mehrere der unter lit. a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, dass die 
sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender 
Art ist oder eine Hilfstätigkeit darstellt. 

 
(5)  Ist eine Person – mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des 

Absatzes 6 – für ein Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, 
für das Unternehmen Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, 
so wird das Unternehmen ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem 
Staat für alle von der Person für das Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, 
es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich auf die in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, 
die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, diese Einrichtung nach dem 
genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 
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(6)  Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine 
Betriebstätte in einem Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, 
Kommissionär oder einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im 
Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 
 

(7)  Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine 
Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen 
Vertragsstaat ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere Weise) 
ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen. 
 
 

Artikel 6 
 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 
 
 

(1)  Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem 
Vermögen (einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) 
bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Der Ausdruck "unbewegliches Vermögen" hat die Bedeutung, die ihm nach dem 
Recht des Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in 
jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- 
und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über 
Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf 
veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von 
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten 
nicht als unbewegliches Vermögen. 
 

(3)  Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder 
Verpachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 
 

(4)  Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens. 
 
 

Artikel 7 
 

UNTERNEHMENSGEWINNE 
 
 

(1)  Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, das Unternehmen übt seine Geschäftstätigkeit im anderen 
Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine 
Geschäftstätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des Unternehmens im anderen 
Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden 
können. 
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(2)  Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Geschäftstätigkeit im anderen 
Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des 
Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte 
erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Geschäftstätigkeit unter gleichen oder 
ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit 
dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 
 

(3)  Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen 
Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die 
Betriebstätte liegt, oder anderswo entstanden sind. 
 

(4)  Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile 
zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden 
Gewinne nach der üblichen Aufteilung ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch 
derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels übereinstimmt. 
 

(5)  Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird 
einer Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 
 

(6)  Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte 
zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass 
ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 
 

(7)  Gehören zu den Gewinnen Einkünfte oder Veräußerungsgewinne, die in anderen 
Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel 
durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht berührt. 
 
 

Artikel 8 
 

SEESCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT 
 
 

(1)  Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaates aus dem Betrieb von Seeschiffen 
oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 
 

(2)  Für Zwecke dieses Artikels umfassen Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr: 

 
a) Gewinne aus der Vercharterung von leeren Seeschiffen oder Luftfahrzeugen und  
 
b) Gewinne aus der Nutzung, Instandhaltung oder Vermietung von Containern 

(einschließlich Anhängern und zugehöriger Ausrüstung für die Beförderung von 
Containern), die für die Beförderung von Gütern oder Waren eingesetzt werden, 

 
wenn, je nachdem, diese Vercharterung oder Nutzung, Instandhaltung oder Vermietung zum 
Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr gehört. 
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(3)  Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer 

Betriebsgemeinschaft oder einer internationalen Betriebsstelle. 
 
 

Artikel 9 
 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 
 
 

(1)  Wenn 
 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 
b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle 

oder dem Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens 
des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

 
und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen 
Beziehungen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen 
abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die 
Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser 
Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und 
entsprechend besteuert werden. 
 

(2)  Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates 
Gewinne zugerechnet – und entsprechend besteuert –, mit denen ein Unternehmen des 
anderen Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den 
zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt 
hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen die gleichen 
gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so nimmt 
der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen Gewinnen erhobenen 
Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu 
berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
einander konsultieren. 
 
 

Artikel 10 
 

DIVIDENDEN 
 
 

(1)  Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft zahlt, 
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a) dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 

Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer 
darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem anderen 
Vertragsstaat ansässige Person ist, nicht übersteigen: 

 
(i)  10 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, außer in den Fällen nach lit. a 

(ii); 
 

(ii) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn diese Dividenden von 
einem maßgeblichen Investmentvehikel gezahlt werden; 

 
b) sind jedoch ungeachtet der lit. a in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden 

zahlende Gesellschaft ansässig ist, von der Besteuerung ausgenommen, wenn der 
Nutzungsberechtigte der Dividenden: 

 
(i) eine im anderen Vertragsstaat ansässige Gesellschaft (jedoch keine 

Personengesellschaft) ist und unmittelbar oder mittelbar mindestens 10 vom 
Hundert der Stimmrechte der die Dividenden zahlenden Gesellschaft kontrolliert 
(mit Ausnahme von Dividenden, die von einem maßgeblichen Investmentvehikel 
gezahlt werden); oder 
 

(ii) eine Pensionskasse ist. 
 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, 
aus denen die Dividenden gezahlt werden. 
 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Dividenden" bedeutet Einkünfte aus 
Aktien, Genussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten – 
ausgenommen Forderungen – mit Gewinnbeteiligung sowie alle sonstigen Einkünfte, die 
nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den 
Einkünften aus Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 
 

(4)  Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt 
und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte 
gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 
 

(5)  Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte 
aus dem anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft 
gezahlten Dividenden besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat 
ansässige Person gezahlt werden oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt 
werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat gelegenen Betriebstätte gehört, noch Gewinne 
der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die 
gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im 
anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. 
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(6)   Im Sinne des Absatzes 2 bedeutet ein maßgebliches Investmentvehikel 
 
a)  in Österreich: einen Immobilien-Investmentfonds, der die Voraussetzungen des 

österreichischen Immobilien-Investmentfondsgesetzes erfüllt; und  
 
b)  im Vereinigten Königreich: einen Immobilien-Investmenttrust im Sinne des Teils 12 

des „Corporation Tax Act 2010“ und einen Property Authorised Investment Fund im 
Sinne des Teils 4A der „Authorised Investment Funds (Tax) Regulations 2006 (SI 
2006/964)“. 

 
Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können sich darauf verständigen, ähnliche in 
einem Vertragsstaat gegründete Einrichtungen oder Rechtsträger als ein maßgebliches 
Investmentvehikel zu betrachten. 
 
 

Artikel 11 
 

ZINSEN 
 
 

(1)  Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und deren Nutzungsberechtigter eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, dürfen nur im anderen Staat besteuert werden. 

 
(2)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Zinsen" bedeutet Einkünfte aus 

Forderungen jeder Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken 
gesichert oder mit einer Beteiligung am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und 
insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Obligationen einschließlich der 
damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für verspätete 
Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 
 

(3)  Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine 
Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt und die Forderung, für die 
die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist 
Artikel 7 anzuwenden. 
 

(4)  Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in 
diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, 
ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte 
und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte 
eingegangen worden und trägt die Betriebstätte die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem 
Staat stammend, in dem die Betriebstätte liegt. 
 

(5)  Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 
jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die 
gezahlten Zinsen aus irgendeinem Grund den Betrag, den Schuldner und 
Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur 
auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach dem 
Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen 
dieses Abkommens besteuert werden. 
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Artikel 12 
 

LIZENZGEBÜHREN 
 
 

(1)  Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und deren 
Nutzungsberechtigter eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, dürfen nur im 
anderen Staat besteuert werden. 

 
(2)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen 

jeder Art, die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an 
literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich 
kinematographischer Filme, von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, 
geheimen Formeln oder Verfahren oder für die Mitteilung (Know-How) gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 
 

(3)  Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine 
Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt und die Rechte oder 
Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 
 

(4)  Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 
jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die 
gezahlten Lizenzgebühren aus irgendeinem Grund den Betrag, den Schuldner und 
Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur 
auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach dem 
Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen 
dieses Abkommens besteuert werden. 
 
 

Artikel 13 
 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 
 
 

(1)  Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung 
unbeweglichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat 
liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung von 
Anteilen, mit denen kein wesentlicher und regelmäßiger Handel an einer Börse stattfindet, 
oder vergleichbaren Beteiligungen bezieht, deren Wert zu mehr als 50 vom Hundert 
unmittelbar oder mittelbar auf unbeweglichem Vermögen beruht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

 
(3)  Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 

Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, 
einschließlich derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein 
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oder mit dem übrigen Unternehmen) erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden. 
 

(4)  Gewinne, die ein Unternehmen eines Vertragsstaates, das Seeschiffe oder 
Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr betreibt, aus der Veräußerung dieser Seeschiffe 
oder Luftfahrzeuge oder von beweglichem Vermögen bezieht, das dem Betrieb dieser Schiffe 
oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 
 

(5)  Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2, 3 und 4 nicht genannten 
Vermögens dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig 
ist. 
 
 

Artikel 14 
 

EINKÜNFTE AUS UNSELBSTÄNDIGER ARBEIT 
 
 

(1)  Vorbehaltlich der Artikel 15, 17, 18 und 19 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche 
Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit 
bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen 
Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen 
Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, 
nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 
 

a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage innerhalb 
eines Zeitraums von 12 Monaten, der während des betreffenden Steuerjahres beginnt 
oder endet, aufhält und 

 
b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, 

der nicht im anderen Staat ansässig ist, und 
 
c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte getragen werden, die der Arbeitgeber 

im anderen Staat hat. 
 

(3)  Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für unselbständige Arbeit bezieht, die sie als 
Mitglied der regulären Besatzung eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges an Bord eines 
Seeschiffes oder Luftfahrzeuges ausübt, das im internationalen Verkehr betrieben wird – 
ausgenommen unselbständige Arbeit an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das 
ausschließlich im anderen Vertragsstaat betrieben wird –, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden. 
 
 

BGBl. III - Ausgegeben am 18. März 2019 - Nr. 32 13 von 28

www.ris.bka.gv.at



14 

 

Artikel 15 
 

AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 
 
 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in 
einem Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder 
Verwaltungsrats einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen 
im anderen Staat besteuert werden. 
 
 

Artikel 16 
 

KÜNSTLER UND SPORTLER 
 
 

(1)  Ungeachtet der Artikel 7 und 14 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie 
Musiker, oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit 
bezieht, im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft 
persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer 
anderen Person zu, so dürfen diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7 und 14 in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

 
(3)  Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von Künstlern oder Sportlern 

in einem Vertragsstaat ausgeübten Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder 
überwiegend aus öffentlichen Mitteln des anderen Staates oder einer seiner 
Gebietskörperschaften oder von einer als gemeinnützig anerkannten Einrichtung unterstützt 
wird. In diesem Fall dürfen die Einkünfte nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem 
die Person ansässig ist. 
 
 

Artikel 17 
 

RUHEGEHÄLTER 
 
 

(1)  Vorbehaltlich der Absätze 1 und 2 des Artikels 18 dürfen Ruhegehälter und ähnliche 
Vergütungen, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbständige 
Arbeit gezahlt werden, nur in diesem Staat besteuert werden. 
 

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 darf eine Einmalzahlung einer in einem Vertragsstaat 
errichteten Pensionskasse, deren Nutzungsberechtigter eine im anderen Vertragsstaat 
ansässige Person ist, nur im erstgenannten Staat besteuert werden. 
 

(3)  Beiträge, die von einer natürlichen Person oder für eine natürliche Person, die eine 
unselbständige oder selbständige Arbeit in einem Vertragsstaat (dem "Gaststaat") ausübt, an 
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eine Pensionskasse gezahlt werden, die im anderen Vertragsstaat (dem "Heimatstaat") für 
steuerliche Zwecke anerkannt wird, werden bei 

 
a)  der Ermittlung der von der natürlichen Person im Gaststaat zu zahlenden Steuer und 
 
b)  der Ermittlung der Gewinne ihres Arbeitgebers, die im Gaststaat besteuert werden 

dürfen, 
 
in diesem Staat in der gleichen Weise und unter den gleichen Bedingungen und 
Einschränkungen behandelt wie Beiträge an eine Pensionskasse, die im Gaststaat für 
steuerliche Zwecke anerkannt wird, soweit sie nicht im Heimatstaat so behandelt werden. 
 

(4) Absatz 3 gilt nur, wenn 
 

a)  die natürliche Person nicht im Gaststaat ansässig war und sich unmittelbar vor 
Ausübung ihrer unselbständigen oder selbständigen Arbeit im Gaststaat an der 
Pensionskasse (oder an einer anderen ähnlichen Pensionskasse, welche durch die 
erstgenannte Pensionskasse ersetzt wurde) beteiligte; und 

 
b)  von der zuständigen Behörde des Gaststaates anerkannt wird, dass die Pensionskasse 

allgemein einer Pensionskasse entspricht, die in diesem Staat für steuerliche Zwecke 
als solche anerkannt wird. 

 
(5)  Im Sinne dieses Artikels gilt eine Pensionskasse in einem Vertragsstaat als für 

steuerliche Zwecke anerkannt, wenn die Beiträge zu dieser Kasse zu einer Steuerentlastung in 
diesem Staat berechtigten und wenn die Zahlungen des Arbeitgebers der natürlichen Person 
an diese Kasse in diesem Staat nicht als steuerpflichtige Einkünfte der natürlichen Person 
gelten. 
 
 

Artikel 18 
 

ÖFFENTLICHER DIENST 
 

 
(1)  Vergütungen oder Ruhegehälter, die vom Vereinigten Königreich oder einer seiner 

Gebietskörperschaften oder Körperschaften des öffentlichen Rechts oder aus einem vom 
Vereinigten Königreich oder der Gebietskörperschaft oder der Körperschaft des öffentlichen 
Rechts errichteten Sondervermögen an eine natürliche Person für die dem Vereinigten 
Königreich, der Gebietskörperschaft oder der Körperschaft des öffentlichen Rechts derzeit 
oder früher geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur im Vereinigten Königreich 
besteuert werden, es sei denn, die natürliche Person ist österreichischer Staatsangehöriger, 
ohne auch Staatsangehöriger des Vereinigten Königreichs zu sein. 

 
(2)  Vergütungen oder Ruhegehälter, die von Österreich oder einer seiner 

Gebietskörperschaften oder Körperschaften des öffentlichen Rechts oder aus einem von 
Österreich oder der Gebietskörperschaft oder der Körperschaft des öffentlichen Rechts 
errichteten Sondervermögen an eine natürliche Person für die für Österreich, die 
Gebietskörperschaft oder die Körperschaft des öffentlichen Rechts derzeit oder früher 
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geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in Österreich besteuert werden, es sei denn, die 
natürliche Person ist Staatsangehöriger des Vereinigten Königreichs, ohne auch 
Staatsangehöriger Österreichs zu sein. 

 
(3)  Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Vergütungen oder Ruhegehälter für 

Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer Geschäftstätigkeit stehen. 
 
 

Artikel 19 
 

STUDENTEN 
 
 

(1)  Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat 
ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, für 
seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat 
nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates 
stammen. 
 

(2)  Vergütungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der in einem Vertragsstaat 
ansässig ist oder vorher dort ansässig war, für eine Beschäftigung erhält, die er in dem 
anderen Vertragsstaat insgesamt nicht länger als 183 Tage während des betreffenden 
Steuerjahres ausübt, werden in dem anderen Staat nicht besteuert, wenn die Beschäftigung in 
unmittelbarem Zusammenhang mit seinen im erstgenannten Staat ausgeübten Studien oder 
seiner dort ausgeübten Ausbildung steht. 
 
 

Artikel 20 
 

ANDERE EINKÜNFTE 
 
 

(1)  Einkünfte, deren Nutzungsberechtigter eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
ist und die in den vorstehenden Artikeln nicht behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf 
ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden. 
 

(2)  Wird ein Einkunftsbetrag an eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus den 
Einkünften gezahlt, die im anderen Vertragsstaat ansässige Treuhänder oder 
Nachlassverwalter erhalten haben, so wird dieser Einkunftsbetrag ungeachtet des Absatzes 1 
so behandelt, als stamme er zu gleichen Teilen aus den gleichen Quellen wie die von den 
Treuhändern oder Nachlassverwaltern erhaltenen Einkünfte, aus denen dieser Einkunftsbetrag 
gezahlt wird. 

 
Steuern, die von den Treuhändern oder den Nachlassverwaltern für an den 
Nutzungsberechtigten gezahlte Einkünfte gezahlt werden, werden so behandelt, als wären sie 
vom Nutzungsberechtigten gezahlt worden. 
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(3)  Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne 
des Artikels 6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat eine Geschäftstätigkeit durch eine dort 
gelegene Betriebstätte ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Einkünfte 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
anzuwenden. 

 
(4)  Einkünfte auf Grund gesetzlicher Versorgungsrechtsansprüche, die eine in einem 

Vertragsstaat ansässige Person aus dem anderen Vertragsstaat bezieht, dürfen im 
erstgenannten Staat nicht besteuert werden, wenn sie nach dem Recht des anderen 
Vertragsstaats von der Besteuerung ausgenommen wären, wäre die Person im anderen 
Vertragsstaat ansässig. 

 
(5)  Bestehen zwischen der in Absatz 1 bezeichneten ansässigen Person und einer anderen 

Person oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und 
übersteigen deshalb die in diesem Absatz bezeichneten Einkünfte den Betrag (sofern 
zutreffend), den diese Personen ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser 
Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende 
Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
anwendbaren Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 
 
 

Artikel 21 
 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 
 
 
Die Doppelbesteuerung wird wie folgt vermieden: 

 
(1)  In Österreich: 
 
a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte und dürfen diese Einkünfte nach 

diesem Abkommen im Vereinigten Königreich besteuert werden, so rechnet Österreich 
auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der im 
Vereinigten Königreich gezahlten Steuer vom Einkommen oder von 
Veräußerungsgewinnen entspricht. 

 
Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten 
Steuer nicht übersteigen, der auf die Einkünfte oder auf die Veräußerungsgewinne 
entfällt, die im Vereinigten Königreich besteuert werden dürfen. 

 
b)  Einkünfte einer in Österreich ansässigen Person, die nach dem Abkommen von der 

Besteuerung in Österreich auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in Österreich bei der 
Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen der Person einbezogen werden. 

 
(2)  Vorbehaltlich der Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs (jedoch 

unbeschadet der hierin enthaltenen allgemeinen Grundsätze) über die Anrechnung der in 
einem Gebiet außerhalb des Vereinigten Königreichs zu zahlenden Steuer auf die Steuer des 
Vereinigten Königreichs oder, je nachdem, über die Befreiung von der Steuer des Vereinigten 
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Königreichs für Dividenden, die aus einem Gebiet außerhalb des Vereinigten Königreichs 
stammen, oder für Gewinne einer Betriebstätte, die in einem Gebiet außerhalb des 
Vereinigten Königreichs liegt, gilt: 

 
a)  die nach dem Recht Österreichs und in Übereinstimmung mit diesem Abkommen von 

Gewinnen, Einkünften oder steuerpflichtigen Veräußerungsgewinnen aus Quellen 
innerhalb Österreichs unmittelbar oder im Abzugsweg zu zahlende österreichische 
Steuer (bei Dividenden aber nicht die zu zahlende Steuer von den Gewinnen, aus denen 
die Dividenden gezahlt werden) wird auf die Steuer des Vereinigten Königreichs 
angerechnet, die anhand derjenigen Gewinne, Einkünfte oder steuerpflichtigen 
Veräußerungsgewinne berechnet wird, die der Berechnung der österreichischen Steuer 
dienen; 

 
b)  Dividenden, die von einer in Österreich ansässigen Gesellschaft an eine im Vereinigten 

Königreich ansässige Gesellschaft gezahlt werden, sind von der Steuer des Vereinigten 
Königreichs befreit, wenn die Befreiung anwendbar ist und die Voraussetzungen für die 
Befreiung nach dem Recht des Vereinigten Königreichs erfüllt sind; 

 
c)  Gewinne einer in Österreich gelegenen Betriebstätte einer Gesellschaft, die im 

Vereinigten Königreich ansässig ist, sind von der Steuer des Vereinigten Königreichs 
befreit, wenn die Befreiung anwendbar ist und die Voraussetzungen für die Befreiung 
nach dem Recht des Vereinigten Königreichs erfüllt sind; 

 
d)  sind Dividenden, die von einer in Österreich ansässigen Gesellschaft an eine im 

Vereinigten Königreich ansässige Gesellschaft gezahlt werden, die unmittelbar oder 
mittelbar mindestens 10 vom Hundert der Stimmrechte der die Dividenden zahlenden 
Gesellschaft kontrolliert, nicht nach der vorstehenden lit. b von der Steuer befreit, wird 
bei der Anrechnung nach der vorstehenden lit. a auch die österreichische Steuer 
herangezogen, die die Gesellschaft von den Gewinnen zahlen muss, aus denen die 
Dividenden gezahlt werden. 

 
(3)  Für Zwecke der Absätze 1 und 2 gelten Gewinne, Einkünfte und 

Veräußerungsgewinne einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die nach diesem 
Abkommen im anderen Vertragsstaat besteuert werden dürfen, als aus Quellen im anderen 
Staat stammend. 

 
 

Artikel 22 
 

GLEICHBEHANDLUNG 
 
 

(1)  Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders 
oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, 
denen Staatsangehörige des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere 
hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder unterworfen werden können. 
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(2)  Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung 
von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. 
 

(3)  Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 5, Artikel 12 Absatz 4 oder Artikel 
20 Absatz 5 anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, 
bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unternehmens unter den gleichen 
Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug 
zuzulassen. 

 
(4)  Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder 

mittelbar einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen 
gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder 
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender 
ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere 
ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. 
 

(5)  Dieser Artikel gilt für unter das Abkommen fallende Steuern. 
 
(6)  Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen der beiden 

Vertragsstaaten, einer in diesem Staat nicht ansässigen natürlichen Person Steuerfreibeträge, -
vergünstigungen und -ermäßigungen zu gewähren, die dort ansässigen natürlichen Personen 
oder Staatsangehörigen gewährt werden. 
 
 

Artikel 23 
 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 
 
 

(1)  Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider 
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem 
Abkommen nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht 
dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des 
Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 22 Absatz 1 erfasst 
wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger sie 
ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme 
unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 
 

(2)  Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in 
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall 
durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, 
dass eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die 
Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts der 
Vertragsstaaten durchzuführen. 
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(3)  Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten 
oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in 
gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie 
eine Doppelbesteuerung in Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht 
behandelt sind. 
 

(4)  Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer 
Einigung im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren. 

 
(5)  Wenn 
 
a) eine Person der zuständigen Behörde eines Vertragsstaats gemäß Absatz 1 einen Fall 

vorgelegt hat, weil die Maßnahmen eines oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer 
Besteuerung geführt haben, die diesem Abkommen nicht entspricht, und 

 
b) die zuständigen Behörden nicht innerhalb von zwei Jahren ab der Vorlage des Falles an 

die zuständige Behörde des anderen Vertragsstaats eine Verständigungsregelung zur 
Regelung des Falles nach Absatz 2 erzielen können, 

 
werden auf Antrag der Person noch offene Fragen des Falles einem Schiedsverfahren 
unterworfen. Diese noch offenen Fragen dürfen jedoch dann nicht einem Schiedsverfahren 
unterworfen werden, wenn zu diesen Fragen in einem der Staaten bereits eine abschließende 
Gerichtsentscheidung ergangen ist. Der Schiedsspruch ist für beide Vertragsstaaten 
verbindlich und ungeachtet der Verjährungsfristen des innerstaatlichen Rechts dieser Staaten 
umzusetzen, es sei denn, eine unmittelbar von dem Fall betroffene Person erkennt die den 
Schiedsspruch umsetzende Verständigungsregelung nicht an. Die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten regeln in gegenseitigem Einvernehmen, wie das Verfahren nach diesem 
Absatz durchzuführen ist. 

 
(6)  Absatz 5 ist nicht auf Fälle anzuwenden, die unter Artikel 4 Absatz 4 dieses 

Abkommens fallen. 
 
 

Artikel 24 
 

INFORMATIONSAUSTAUSCH 
 

(1)  Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur 
Durchführung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des 
innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der 
Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich 
sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen 
widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 
 

(2)  Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso 
geheim zu halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften 
Informationen und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und 
Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, 
der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln 
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hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit der Aufsicht darüber befasst sind. 
Diese Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. 
Sie dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 
Gerichtsentscheidung offen legen. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein 
Vertragsstaat die erhaltenen Informationen für andere Zwecke verwenden, wenn solche 
Informationen nach dem Recht beider Staaten für solche andere Zwecke verwendet werden 
dürfen und die zuständige Behörde desjenigen Staates, der die Informationen erteilt hat, 
dieser anderen Verwendung zustimmt. 
 

(3)  Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen 
Vertragsstaat, 
 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 
Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

 
b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 

Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden 
können; 

 
c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder 

Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung 
dem Ordre public widerspräche. 

 
(4)  Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der andere 

Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen 
Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen für seine eigenen 
steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die im vorhergehenden Satz enthaltene Verpflichtung 
unterliegt den Beschränkungen nach Absatz 3, wobei diese jedoch nicht so auszulegen sind, 
dass ein Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil er 
kein innerstaatliches steuerliches Interesse an solchen Informationen hat. 
 

(5)  Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die Erteilung 
von Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem 
sonstigen Kreditinstitut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhänder befinden oder 
weil sie sich auf Eigentumsanteile an einer Person beziehen. 
 

 
Artikel 25 

 
AMTSHILFE BEI DER VOLLSTRECKUNG VON STEUERN 

 
 

(1) Die Vertragsstaaten leisten sich gegenseitige Amtshilfe bei der Vollstreckung von 
Steueransprüchen. Diese Amtshilfe ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. Die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können in gegenseitigem Einvernehmen regeln, 
wie dieser Artikel durchzuführen ist. 
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(2)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Steueranspruch“ bedeutet einen Betrag, 

der auf Grund von Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten 
oder einer ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, geschuldet wird, soweit die 
Besteuerung diesem Abkommen oder anderen völkerrechtlichen Übereinkünften, denen die 
Vertragsstaaten beigetreten sind, nicht widerspricht, sowie mit diesem Betrag 
zusammenhängende Zinsen, verwaltungsbehördliche Geldstrafen und Kosten der 
Vollstreckung oder Sicherung. 
 

(3)  Ist der Steueranspruch eines Vertragsstaats nach dem Recht dieses Staates 
vollstreckbar und wird er von einer Person geschuldet, die zu diesem Zeitpunkt nach dem 
Recht dieses Staats die Vollstreckung nicht verhindern kann, wird dieser Steueranspruch auf 
Ersuchen der zuständigen Behörde dieses Staates für die Zwecke der Vollstreckung von der 
zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaates anerkannt. Der Steueranspruch wird vom 
anderen Staat nach dessen Rechtsvorschriften über die Einbringung und Vollstreckung seiner 
eigenen Steuer vollstreckt, als handele es sich bei dem Steueranspruch um einen 
Steueranspruch des anderen Staates. 
 

(4)  Handelt es sich bei dem Steueranspruch eines Vertragsstaats um einen Anspruch, bei 
dem dieser Staat nach seinem Recht Maßnahmen zur Sicherung der Vollstreckung einleiten 
kann, wird dieser Steueranspruch auf Ersuchen der zuständigen Behörde dieses Staates zum 
Zwecke der Einleitung von Sicherungsmaßnahmen von der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaates anerkannt. Der andere Staat leitet nach seinen Rechtsvorschriften 
Sicherungsmaßnahmen in Bezug auf diesen Steueranspruch ein, als wäre der Steueranspruch 
ein Steueranspruch dieses anderen Staates, selbst wenn der Steueranspruch im Zeitpunkt der 
Einleitung dieser Maßnahmen im erstgenannten Staat nicht vollstreckbar ist oder von einer 
Person geschuldet wird, die berechtigt ist, die Vollstreckung zu verhindern. 
 

(5)  Ungeachtet der Absätze 3 und 4 unterliegt ein von einem Vertragsstaat für Zwecke der 
Absätze 3 oder 4 anerkannter Steueranspruch als solcher in diesem Staat nicht den 
Verjährungsfristen oder den Vorschriften über die vorrangige Behandlung eines 
Steueranspruchs nach dem Recht dieses Staates. Ferner hat ein Steueranspruch, der von 
einem Vertragsstaat für Zwecke der Absätze 3 oder 4 anerkannt wurde, in diesem Staat nicht 
den Vorrang, den dieser Steueranspruch nach dem Recht des anderen Vertragsstaates hat. 
 

(6)  Verfahren im Zusammenhang mit dem Bestehen, der Gültigkeit oder der Höhe des 
Steueranspruchs eines Vertragsstaats können nicht bei den Gerichten oder 
Verwaltungsbehörden des anderen Vertragsstaats eingeleitet werden. 
 

(7)  Verliert der betreffende Steueranspruch, nachdem das Ersuchen eines Vertragsstaats 
nach den Absätzen 3 oder 4 gestellt wurde und bevor der andere Vertragsstaat den 
betreffenden Steueranspruch vollstreckt und an den erstgenannten Staat ausgezahlt hat, 
 

a) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 3 seine Eigenschaft als Steueranspruch des 
erstgenannten Staates, der nach dem Recht dieses Staates vollstreckbar ist und von 
einer Person geschuldet, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses Staats die 
Vollstreckung nicht verhindern kann, oder 
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b)  im Falle eines Ersuchens nach Absatz 4 seine Eigenschaft als Steueranspruch des 
erstgenannten Staates, für den dieser Staat nach seinem Recht Maßnahmen zur 
Sicherung der Vollstreckung einleiten kann, 

 
teilt die zuständige Behörde des erstgenannten Staates dies der zuständigen Behörde des 
anderen Staates unverzüglich mit und nach Wahl des anderen Staates setzt der erstgenannte 
Staat das Ersuchen entweder aus oder nimmt es zurück. 
 

(8)  Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat 
 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 
Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

 
b) Maßnahmen durchzuführen, die dem Ordre public widersprächen; 

 
c) Amtshilfe zu leisten, wenn der andere Vertragsstaat nicht alle angemessenen 

Maßnahmen zur Vollstreckung oder Sicherung, die nach seinen Gesetzen oder seiner 
Verwaltungspraxis möglich sind, ausgeschöpft hat; 

 
d) Amtshilfe in Fällen zu leisten, in denen der Verwaltungsaufwand für diesen Staat in 

einem eindeutigen Missverhältnis zu dem Nutzen steht, den der andere Vertragsstaat 
dadurch erlangt; 
 

e) Amtshilfe zu leisten, wenn und soweit nach seiner Auffassung die Besteuerung im 
ersuchenden Staat im Widerspruch zu allgemein anerkannten 
Besteuerungsgrundsätzen, zu einem Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung oder zu einem anderen Abkommen, das der ersuchte Staat mit 
dem ersuchenden Staat geschlossen hat, steht. 

 
 

Artikel 26 
 

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER 
VERTRETUNGEN 

 
 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern 
diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts oder auf Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 
 
 

Artikel 27 
 

BESCHRÄNKUNG VON VERGÜNSTIGUNGEN 
 

 
(1) Ungeachtet der sonstigen Bestimmungen dieses Abkommens wird eine Vergünstigung 

nach dem Abkommen nicht für bestimmte Einkünfte oder Veräußerungsgewinne gewährt, 
wenn unter Berücksichtigung aller maßgeblichen Tatsachen und Umstände die Feststellung 
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gerechtfertigt ist, dass der Erhalt dieser Vergünstigung einer der Hauptzwecke einer 
Gestaltung oder Transaktion war, die unmittelbar oder mittelbar zu dieser Vergünstigung 
geführt hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die Gewährung dieser Vergünstigung 
unter diesen Umständen mit dem Ziel und Zweck der einschlägigen Bestimmungen dieses 
Abkommens im Einklang steht. 

 
(2) Werden Einkünfte oder Gewinne in einem Vertragsstaat aufgrund einer Bestimmung 

dieses Abkommens von der Steuer entlastet und ist nach dem im anderen Vertragsstaat 
geltenden Recht eine Person hinsichtlich dieser Einkünfte oder Gewinne mit dem Betrag 
dieser Einkünfte oder Gewinne, der in den anderen Staat überwiesen oder dort bezogen wird, 
nicht aber mit dem Gesamtbetrag dieser Einkünfte oder Gewinne steuerpflichtig, so ist die 
nach diesem Abkommen im erstgenannten Staat zu gewährende Entlastung nur auf den Teil 
der Einkünfte oder Gewinne anzuwenden, der im anderen Staat besteuert wird. 
 

Artikel 28 
 

IN-KRAFT-TRETEN 
 

(1)  Die Vertragsstaaten teilen einander auf diplomatischem Weg mit, dass die 
gesetzlichen Verfahren für das In-Kraft-Treten dieses Abkommens abgeschlossen sind. Das 
Abkommen tritt ab dem Zeitpunkt in Kraft, in dem die spätere dieser Mitteilungen erfolgt und 
findet daraufhin Anwendung: 

 
a)  in Österreich: 
 
 hinsichtlich österreichischer Steuern auf jedes Steuerjahr, das am oder nach dem 

1. Jänner beginnt, der unmittelbar auf den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses 
Abkommens folgt; 

 
b) im Vereinigten Königreich: 
 

(i)  hinsichtlich der Einkommensteuer und der Steuer von Veräußerungsgewinnen auf 
jedes Veranlagungsjahr, das am oder nach dem 6. April beginnt, der unmittelbar 
auf den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Abkommens folgt; 

 
(ii) hinsichtlich der Körperschaftsteuer auf jedes Finanzjahr, das am oder nach dem 

1. April beginnt, der unmittelbar auf den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses 
Abkommens folgt; 

 
c) in beiden Vertragsstaaten: 
 
 hinsichtlich der Fälle, die unter Artikel 23 Absatz 5 fallen, zwei Jahre nach dem 

Zeitpunkt, in dem dieses Abkommen in Kraft tritt. 
 
(2)  Das Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Vereinigten Königreich 

von Großbritannien und Nordirland zur Vermeidung der Doppelbesteuerung bei den Steuern 
vom Einkommen1, das am 30. April 1969 in London unterzeichnet wurde, in seiner 
                                                           
1 Kundgemacht in BGBl. Nr. 390/1970 idF BGBl. III Nr. 135/2010. 
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geänderten Fassung (das Abkommen von 1969), findet hinsichtlich aller Steuern ab dem 
Zeitpunkt nicht mehr Anwendung, in dem dieses Abkommen in Übereinstimmung mit Absatz 
1 dieses Artikels hinsichtlich dieser Steuern Anwendung findet, und tritt ab dem 
letztgenannten Zeitpunkt außer Kraft. 

 
(3)  Ungeachtet des Absatzes 2 hat eine natürliche Person, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-

Tretens dieses Abkommens einen Anspruch auf Vergünstigungen nach Artikel 21 des 
Abkommens von 1969 hat, weiterhin einen Anspruch auf diese Vergünstigungen, als wäre 
das Abkommen von 1969 weiterhin in Kraft. 
 
 

Artikel 29 
 

KÜNDIGUNG 
 
 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt 
wird. Jeder Vertragsstaat kann das Abkommen nach Ablauf von fünf Jahren nach seinem In-
Kraft-Treten schriftlich auf diplomatischem Weg unter Einhaltung einer Frist von mindestens 
sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres kündigen. In diesem Fall findet das 
Abkommen nicht mehr Anwendung: 

 
a) in Österreich: 
 
 hinsichtlich österreichischer Steuern auf jedes Steuerjahr, das am oder nach dem 

1. Jänner beginnt, der unmittelbar auf den Zeitpunkt der Kündigung folgt; 
 
b) im Vereinigten Königreich: 
 

(i) hinsichtlich der Einkommensteuer und der Steuer von Veräußerungsgewinnen auf 
jedes Veranlagungsjahr, das am oder nach dem 6. April beginnt, der unmittelbar 
auf den Zeitpunkt der Kündigung folgt. 

 
(ii)  hinsichtlich der Körperschaftsteuer auf jedes Finanzjahr, das am oder nach dem 

1. April beginnt, der unmittelbar auf den Zeitpunkt der Kündigung folgt. 
 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig bevollmächtigten Gefertigten 
dieses Abkommen unterzeichnet. 
 
 

GESCHEHEN zu Wien, am 23. Oktober 2018, in zweifacher Ausfertigung, jede in 
deutscher und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. 
 
 
Für die Republik Österreich:  Für das Vereinigte Königreich von 

Großbritannien und Nordirland: 
  
Johannes Peterlik m. p. Leigh Turner m. p. 
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PROTOKOLL 
 
 
Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und von Veräußerungsgewinnen, das heute zwischen der Republik Österreich und dem 
Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland abgeschlossen wurde, sind die 
Gefertigten übereingekommen, dass die folgenden Bestimmungen einen integrierenden 
Bestandteil dieses Abkommens bilden. 
 
 
1. Zu Artikel 11 Absatz 2 (Zinsen) 
 
Es besteht Einvernehmen, dass der Ausdruck "Zinsen" keine Einkünfte umfasst, die nach 
Artikel 10 als Dividende behandelt werden. 
 
2. Zu Artikel 11 (Zinsen) 
 
Ungeachtet des Artikels 11 des Abkommens dürfen Zinsen in dem Vertragsstaat, aus dem sie 
stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden, 
 
a)  wenn diese aus Forderungen bezogen werden, die mit einer Beteiligung am Gewinn 

ausgestattet sind, einschließlich der Einkünfte als stiller Gesellschafter aus dessen 
Beteiligung, der Einkünfte aus einem Darlehen mit einem Zinssatz, der mit dem Gewinn 
des Darlehensnehmers verbunden ist („partiarisches Darlehen“) oder der Einkünfte aus 
Gewinnobligationen im Sinne des österreichischen Steuerrechts; und 

 
b) unter der Bedingung, dass diese bei der Gewinnermittlung des Schuldners abzugsfähig 

sind. 
 
3. Zu Artikel 16 Absatz 3 (Künstler und Sportler) 
 
Es besteht Einvernehmen, dass Absatz 3 auch für die Trägerkörperschaften gilt, die 
Orchester, Theater, Ballette sind oder solche betreiben, sowie für die Mitglieder solcher 
Kulturträger gilt, wenn diese Trägerkörperschaften im Allgemeinen ohne Gewinnerzielung 
tätig sind und dies durch die zuständige Behörde im Ansässigkeitsstaat des Rechtsträgers 
bestätigt wird. 
 
4. Zu Artikel 20 Absatz 4 (Andere Einkünfte) 
 
a) Zu den Einkünften im Sinne des Absatzes 4 gehören auch Vergütungen für einen 

Schaden, der als Folge von Straftaten, Impfungen oder ähnlichen Gründen entstanden ist. 
 
b) Die in diesem Absatz angeführten Einkünfte sind bei Ermittlung des 

Progressionsvorbehalts außer Ansatz zu lassen. 
 

5. Zu Artikel 23 (Verständigungsverfahren) und Artikel 25 (Amtshilfe bei der 
Vollstreckung von Steuern) 
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Es besteht Einvernehmen, dass Artikel 23 und 25 ab dem Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens 
dieses Abkommens ohne Rücksicht darauf Anwendung findet, welcher Besteuerungs- oder 
Erhebungszeitraum von der Angelegenheit betroffen ist. 
 
6. Zu Artikel 24 (Informationsaustausch) 
 
a)  Die zuständige Behörde des ersuchenden Staates stellt der zuständigen Behörde des 

ersuchten Staates zur Darstellung der voraussichtlichen Erheblichkeit der Auskünfte die 
folgenden Informationen zur Verfügung, wenn diese ein Auskunftsersuchen gemäß dem 
Abkommen stellt: 

 
i. die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersuchung gilt; 
 
ii. eine Stellungnahme betreffend die erbetenen Auskünfte einschließlich der Art und 

der Form, in der der ersuchende Staat die Auskünfte vorzugsweise vom ersuchten 
Staat erhalten möchte; 

 
iii. den steuerlichen Zweck, für den um die Auskünfte ersucht wird; 
 
iv. die Gründe für die Annahme, dass die erbetenen Auskünfte dem ersuchten Staat 

vorliegen oder sich im Besitz oder in der Verfügungsmacht einer Person im 
Hoheitsbereich des ersuchten Staates befinden; 

 
v. soweit bekannt, den Namen und die Anschrift von Personen, in deren Besitz sich die 

erbetenen Auskünfte vermutlich befinden; 
 
vi. eine Erklärung, dass der ersuchende Staat alle ihm in seinem eigenen Gebiet zur 

Verfügung stehenden Maßnahmen zur Einholung der Auskünfte ausgeschöpft hat, 
ausgenommen solche, die unverhältnismäßig große Schwierigkeiten mit sich bringen 
würden. 

 
b)  Es besteht Einvernehmen darüber, dass der Maßstab der „voraussichtlichen 

Erheblichkeit“ für einen Informationsaustausch in Steuersachen im weitest möglichen 
Umfang sorgen soll und gleichzeitig klarstellen soll, dass Vertragsstaaten nicht frei sind 
Maßnahmen, die lediglich der Beweisausforschung („fishing expeditions“) dienen, zu 

unternehmen oder Auskünfte zu erbeten, die wahrscheinlich für die steuerliche Situation 
eines bestimmten Steuerpflichtigen nicht erheblich sind. 

 
7. Auslegung des Abkommens 
 
a)  Es gilt als vereinbart, dass den Abkommensbestimmungen, die nach den entsprechenden 

Bestimmungen des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen abgefasst sind, allgemein dieselbe Bedeutung zukommt, 
die im OECD-Kommentar dazu, der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann, dargelegt 
wird. Die Vereinbarung im vorstehenden Satz gilt nicht hinsichtlich der nachstehenden 
Punkte: 
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(i) Bemerkungen der beiden Vertragsstaaten zum OECD-Kommentar, mit Ausnahme 

von Bemerkungen, die nach der Unterzeichnung dieses Abkommens zum 
Kommentar vorgebracht werden, der vor der Unterzeichnung des Abkommens 
bestand; 

 
(ii) alle gegenteiligen Auslegungen in diesem Protokoll; 

 
(iii) alle gegenteiligen Auslegungen, die einer der beiden Vertragsstaaten in einer 

veröffentlichten Erklärung vornimmt, die der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaats vor der Unterzeichnung des Abkommens übermittelt worden ist; 

 
(iv) alle gegenteiligen Auslegungen, auf die sich die zuständigen Behörden nach der 

Unterzeichnung des Abkommens geeinigt haben. 
 
Der OECD-Kommentar – der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann – stellt eine 
Auslegungshilfe im Sinne des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge2 vom 
23. Mai 1969 dar. 
 
b)  Ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Abkommens 
 
Unter Berücksichtigung des Kommentars zu Artikel 1 des OECD-Musterabkommens auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen betreffend die „Ungerechtfertigte 

Inanspruchnahme des Abkommens“ (der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann) besteht 
Einvernehmen, dass dieses Abkommen nicht so auszulegen ist, als hindere es einen 
Vertragsstaat, seine innerstaatlichen Rechtsvorschriften zur Verhinderung der 
Steuerhinterziehung oder der Steuerumgehung anzuwenden, wenn diese Vorschriften dazu 
dienen, Gestaltungen entgegenzutreten, die einen Abkommensmissbrauch darstellen. 
 
 
 ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig bevollmächtigten Gefertigten 
dieses Protokoll unterzeichnet. 
 
 
 GESCHEHEN zu Wien, am 23. Oktober 2018, in zweifacher Ausfertigung, jede in 
deutscher und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. 
 
 
Für die Republik Österreich:  Für das Vereinigte Königreich von 

Großbritannien und Nordirland: 
  
Johannes Peterlik m. p. Leigh Turner m. p. 
 
 

                                                           
2 Kundgemacht in BGBl. Nr. 40/1980. 
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CONVENTION BETWEEN 

THE REPUBLIC OF AUSTRIA AND THE UNITED KINGDOM OF GREAT BRITAIN 

AND NORTHERN IRELAND  

FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION AND THE PREVENTION OF 

FISCAL EVASION WITH RESPECT TO TAXES ON INCOME AND ON CAPITAL 

GAINS 

 

 

 

The Republic of Austria and the United Kingdom of Great Britain and Northern 

Ireland; 

 

Intending to conclude a Convention for the elimination of double taxation with 

respect to taxes on income and on capital gains without creating opportunities for non-

taxation or reduced taxation through tax evasion or avoidance (including through treaty-

shopping arrangements aimed at obtaining reliefs provided in this Convention for the indirect 

benefit of residents of third States); 

 

Have agreed as follows: 

BGBl. III - Ausgegeben am 18. März 2019 - Nr. 32 1 von 27

www.ris.bka.gv.at



   

Article 1 

 

PERSONS COVERED 

 

 

This Convention shall apply to persons who are residents of one or both of the 

Contracting States. 

 

 

Article 2 

 

TAXES COVERED 

 

 

(1)  This Convention shall apply to taxes on income and on capital gains imposed 

on behalf of a Contracting State or of its political subdivisions or local authorities, 

irrespective of the manner in which they are levied.  

 

(2)  There shall be regarded as taxes on income and on capital gains all taxes 

imposed on total income, or on elements of income, including taxes on gains from the 

alienation of movable or immovable property, as well as taxes on capital appreciation. 

 

(3)  The existing taxes to which the Convention shall apply are in particular: 

 

a)  in Austria: 

 

  (i)   the income tax (die Einkommensteuer); 

 

  (ii) the corporation tax (die Körperschaftsteuer); 

 

  (hereinafter referred to as “Austrian tax“); 

 

b)  in the United Kingdom: 

  

 (i) the income tax; 

 

  (ii) the corporation tax; and 

 

  (iii) the capital gains tax. 

 

 (hereinafter referred to as “United Kingdom tax”). 

 

(4)   The Convention shall apply also to any identical or substantially similar taxes 

that are imposed after the date of signature of the Convention in addition to, or in place of, 

the existing taxes. The competent authorities of the Contracting States shall notify each other 

of any significant changes that have been made in their taxation laws. 

 

 

BGBl. III - Ausgegeben am 18. März 2019 - Nr. 32 2 von 27

www.ris.bka.gv.at



Article 3 

 

GENERAL DEFINITIONS 

 

 

(1)   For the purposes of this Convention, unless the context otherwise requires: 

 

a) the term “Austria” means the Republic of Austria; 

 

b) the term “United Kingdom” means Great Britain and Northern Ireland, 

including any area outside the territorial sea of the United Kingdom designated 

under its laws concerning the Continental Shelf and in accordance with 

international law as an area within which the rights of the United Kingdom 

with respect to the sea bed and subsoil and their natural resources may be 

exercised; 

 

c) the terms “a Contracting State” and “the other Contracting State” mean Austria 

or the United Kingdom, as the context requires; 

 

d) the term “person” includes an individual, a company and any other body of 

persons; 

 

e) the term “company” means any body corporate or any entity that is treated as a 

body corporate for tax purposes; 

 

f) the term “enterprise” applies to the carrying on of any business; 

 

g) the terms “enterprise of a Contracting State” and “enterprise of the other 

Contracting State” mean respectively an enterprise carried on by a resident of 

a Contracting State and an enterprise carried on by a resident of the other 

Contracting State; 

 

h) the term “international traffic” means any transport by a ship or aircraft, except 

when the ship or aircraft is operated solely between places in a Contracting 

State and the enterprise that operates the ship or aircraft is not an enterprise of 

that State; 

 

i) the term “competent authority” means: 

 

(i)  in Austria: the Federal Minister of Finance or his authorised 

representative; 

 

(ii)  in the United Kingdom, the Commissioners for Her Majesty’s Revenue 

and Customs or their authorised representative; 

 

j) the term “national” means: 

 

(i)  in relation to Austria, any individual possessing the nationality or 

citizenship of Austria; and any legal person, partnership or association 

deriving its status as such from the laws in force in Austria; 
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(ii)  in relation to the United Kingdom, any British citizen, or any British 

subject not possessing the citizenship of any other Commonwealth country or 

territory, provided he has the right of abode in the United Kingdom; and any 

legal person, partnership or association deriving its status as such from the 

laws in force in the United Kingdom; 

 

k) the term “business” includes the performance of professional services and of 

other activities of an independent character: 

 

l) the term “pension scheme” means any scheme or other arrangement 

established in a Contracting State which: 

 

(i) is generally exempt from income taxation in that State; and 

 

(ii) operates to administer or provide pension or retirement benefits or to 

earn income for the benefit of one or more such arrangements. 

 

(2) As regards the application of the Convention at any time by a Contracting 

State, any term not defined therein shall, unless the context otherwise requires, have the 

meaning that it has at that time under the law of that State for the purposes of the taxes to 

which the Convention applies, any meaning under the applicable tax laws of that State 

prevailing over a meaning given to the term under other laws of that State. 

 

 

Article 4 

 

RESIDENT 

 

 

(1)  For the purposes of this Convention, the term “resident of a Contracting State” 

means any person who, under the laws of that State, is liable to tax therein by reason of his 

domicile, residence, place of management, place of incorporation or any other criterion of a 

similar nature, and also includes that State and any political subdivision or local authority 

thereof. This term, however, does not include any person who is liable to tax in that State in 

respect only of income or capital gains from sources in that State. 

 

(2)   The term “resident of a Contracting State” includes: 

 

a) a pension scheme established in that State; and 

 

b) an organisation that is established and is operated exclusively for religious, 

charitable, scientific, cultural, or educational purposes (or for more than one of 

those purposes) and that is a resident of that State according to its laws, 

notwithstanding that all or part of its income or gains may be exempt from tax 

under the domestic law of that State.  

 

(3)   Where by reason of the provisions of paragraph 1 an individual is a resident of 

both Contracting States, then his status shall be determined as follows: 
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a)  he shall be deemed to be a resident only of the State in which he has a 

permanent home available to him; if he has a permanent home available to him 

in both States, he shall be deemed to be a resident only of the State with which 

his personal and economic relations are closer (centre of vital interests); 

 

b) if the State in which he has his centre of vital interests cannot be determined, 

or if he does not have a permanent home available to him in either State, he 

shall be deemed to be a resident only of the State in which he has an habitual 

abode; 

 

c)  if he has an habitual abode in both States or in neither of them, he shall be 

deemed to be a resident only of the State of which he is a national; 

 

d)   if he is a national of both States or of neither of them, the competent 

authorities of the Contracting States shall settle the question by mutual 

agreement. 

 

(4) Where by reason of the provisions of paragraph 1 a person other than an 

individual is a resident of both Contracting States, then it shall be deemed to be a resident of 

the State in which its place of effective management is situated. In cases of doubt, the 

competent authorities of the Contracting States shall endeavour to determine by mutual 

agreement the State in which the person’s place of effective management is exercised, and in 

doing so shall take into account all relevant factors. In the absence of such agreement, that 

person shall not be entitled to claim any benefits provided by this Convention except those 

provided by Article 21 (Elimination of Double Taxation), Article 22 (Non-discrimination) 

and Article 23 (Mutual Agreement Procedure). 

 

 

Article 5 

 

PERMANENT ESTABLISHMENT 

 

 

(1) For the purposes of this Convention, the term “permanent establishment” 

means a fixed place of business through which the business of an enterprise is wholly or 

partly carried on.  

 

(2) The term “permanent establishment” includes especially: 

 

a)  a place of management; 

 

b)  a branch; 

 

c)  an office; 

 

d)  a factory; 

 

e)  a workshop, and 
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f)  a mine, an oil or gas well, a quarry or any other place of extraction of natural 

resources. 

 

(3)  A building site or construction or installation project constitutes a permanent 

establishment only if it lasts more than twelve months. 

 

(4)   Notwithstanding the preceding provisions of this Article, the term “permanent 

establishment” shall be deemed not to include: 

 

a)  the use of facilities solely for the purpose of storage, display or delivery of 

goods or merchandise belonging to the enterprise; 

 

b)  the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the 

enterprise solely for the purpose of storage, display or delivery; 

 

c)  the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the 

enterprise solely for the purpose of processing by another enterprise; 

 

d)  the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of 

purchasing goods or merchandise or of collecting information, for the 

enterprise; 

 

e)  the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of carrying 

on, for the enterprise, any other activity of a preparatory or auxiliary character; 

 

f)   the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of 

activities mentioned in sub-paragraphs a) to e), provided that the overall 

activity of the fixed place of business resulting from this combination is of a 

preparatory or auxiliary character. 

 

(5)   Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2, where a person - other 

than an agent of an independent status to whom paragraph 6 applies - is acting on behalf of an 

enterprise and has, and habitually exercises, in a Contracting State an authority to conclude 

contracts on behalf of the enterprise, that enterprise shall be deemed to have a permanent 

establishment in that State in respect of any activities which that person undertakes for the 

enterprise, unless the activities of such person are limited to those mentioned in paragraph 4 

which, if exercised through a fixed place of business, would not make this fixed place of 

business a permanent establishment under the provisions of that paragraph. 

 

(6)  An enterprise shall not be deemed to have a permanent establishment in a 

Contracting State merely because it carries on business in that State through a broker, general 

commission agent or any other agent of an independent status, provided that such persons are 

acting in the ordinary course of their business. 

 

(7)   The fact that a company which is a resident of a Contracting State controls or 

is controlled by a company which is a resident of the other Contracting  State, or which 

carries on business in that other State (whether through a permanent establishment or 

otherwise), shall not of itself constitute either company a permanent establishment of the 

other. 
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Article 6 

 

INCOME FROM IMMOVABLE PROPERTY 

 

 

(1)  Income derived by a resident of a Contracting State from immovable property 

(including income from agriculture or forestry) situated in the other Contracting State may be 

taxed in that other State. 

 

(2)   The term “immovable property” shall have the meaning which it has under the 

law of the Contracting State in which the property in question is situated. The term shall in 

any case include property accessory to immovable property, livestock and equipment used in 

agriculture and forestry, rights to which the provisions of general law respecting landed 

property apply, usufruct of immovable property and rights to variable or fixed payments as 

consideration for the working of, or the right to work, mineral deposits, sources and other 

natural resources; ships, boats and aircraft shall not be regarded as immovable property. 

 

(3)   The provisions of paragraph 1 shall apply to income derived from the direct 

use, letting, or use in any other form of immovable property. 

 

(4)   The provisions of paragraphs 1 and 3 shall also apply to the income from 

immovable property of an enterprise. 

 

 

Article 7 

 

BUSINESS PROFITS 

 

 

(1)  The profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that 

State unless the enterprise carries on business in the other Contracting State through a 

permanent establishment situated therein. If the enterprise carries on business as aforesaid, 

the profits of the enterprise may be taxed in the other State but only so much of them as is 

attributable to that permanent establishment. 

 

(2)   Subject to the provisions of paragraph 3, where an enterprise of a Contracting 

State carries on business in the other Contracting State through a permanent establishment 

situated  therein, there shall in each Contracting State be attributed to that permanent 

establishment the profits which it might be expected to make if it were a distinct and separate 

enterprise engaged in the same or similar activities under the same or similar conditions and 

dealing wholly independently with the enterprise of which it is a permanent establishment. 

 

(3)   In determining the profits of a permanent establishment, there shall be allowed 

as deductions expenses which are incurred for the purposes of the permanent establishment, 

including executive and general administrative expenses so incurred, whether in the State in 

which the permanent establishment is situated or elsewhere. 

 

(4)   Insofar as it has been customary in a Contracting State to determine the profits 

to be attributed to a permanent establishment on the basis of an apportionment of the total 
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profits of the enterprise to its various parts, nothing in paragraph 2 shall preclude that 

Contracting State from determining the profits to be taxed by such an apportionment as may 

be customary; the method of apportionment adopted shall, however, be such that the result 

shall be in accordance with the principles contained in this Article. 

 

(5)   No profits shall be attributed to a permanent establishment by reason of the 

mere purchase by that permanent establishment of goods or merchandise for the enterprise. 

 

(6)  For the purposes of the preceding paragraphs, the profits to be attributed to the 

permanent establishment shall be determined by the same method year by year unless there is 

good and sufficient reason to the contrary. 

 

(7)  Where profits include items of income or capital gains which are dealt with 

separately in other Articles of this Convention, then the provisions of those Articles shall not 

be affected by the provisions of this Article. 

 

 

Article 8 

 

SHIPPING AND AIR TRANSPORT 

 

 

(1)  Profits of an enterprise of a Contracting State from the operation of ships or 

aircraft in international traffic shall be taxable only in that State. 

 

(2) For the purposes of this Article, profits from the operation of ships or aircraft 

in international traffic include: 

 

a) profits from the rental on a bareboat basis of ships or aircraft; and 

 

b) profits from the use, maintenance or rental of containers (including trailers and 

related equipment for the transport of containers) used for the transport of 

goods or merchandise; 

where such rental or such use, maintenance or rental, as the case may be, is incidental to the 

operation of ships or aircraft in international traffic. 

 

(3) The provisions of paragraph 1 shall also apply to profits from the participation 

in a pool, a joint business or an international operating agency. 

 

 

Article 9 

 

ASSOCIATED ENTERPRISES 

 

 

(1) Where 

 

a) an enterprise of a Contracting State participates directly or indirectly in the 

management, control or capital of an enterprise of the other Contracting State, 

or  
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b) the same persons participate directly or indirectly in the management, control 

or capital of an enterprise of a Contracting State and an enterprise of the other 

Contracting State, 

 

and in either case conditions are made or imposed between the two enterprises in their 

commercial or financial relations which differ from those which would be made between 

independent enterprises, then any profits which would, but for those conditions, have accrued 

to one of the enterprises, but, by reason of those conditions, have not so accrued, may be 

included in the profits of that enterprise and taxed accordingly. 

 

(2)   Where a Contracting State includes in the profits of an enterprise of that State - 

and taxes accordingly - profits on which an enterprise of the other Contracting State has been 

charged to tax in that other State and the profits so included are profits which would have 

accrued to the enterprise of the first-mentioned State if the conditions made between the two 

enterprises had been those which would have been made between independent enterprises, 

then that other State shall make an appropriate adjustment to the amount of the tax charged 

therein on those profits. In determining such adjustment, due regard shall be had to the other 

provisions of this Convention and the competent authorities of the Contracting States shall if 

necessary consult each other. 

 

 

Article 10 

 

DIVIDENDS 

 

 

(1)  Dividends paid by a company which is a resident of a Contracting State to a 

resident of the other Contracting State may be taxed in that other State. 

 

(2) However, dividends paid by a company which is a resident of a Contracting 

State: 

 

a) may also be taxed in the Contracting State of which the company paying the 

dividends is a resident and according to the laws of that State, but if the 

beneficial owner of the dividends is a resident of the other Contracting State, 

the tax so charged shall not exceed:  

 

 (i) 10 per cent of the gross amount of the dividends, except as provided in 

sub-paragraph a) (ii); 

 

 (ii) 15 per cent of the gross amount of the dividends where those dividends 

are paid by a relevant investment vehicle; 

 

b) shall, notwithstanding the provisions of sub-paragraph a), be exempt from tax 

in the Contracting State of which the company paying the dividends is a 

resident if the beneficial owner of the dividends is: 

 

 (i) a company (other than a partnership) which is a resident of the other 

Contracting State and controls, directly or indirectly, at least 10 per 
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cent of the voting power in the company paying the dividends (other 

than where the dividends are paid by a relevant investment vehicle); or 

 (ii) a pension scheme. 

 

This paragraph shall not affect the taxation of the company in respect of the profits out of 

which the dividends are paid. 

 

(3)   The term “dividends” as used in this Article means income from shares, 

“jouissance” shares or “jouissance” rights, mining shares, founders’ shares or other rights, not 

being debt-claims, participating in profits, as well as any other item which is subjected to the 

same taxation treatment as income from shares by the laws of the State of which the company 

making the distribution is a resident. 

 

(4)   The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of 

the dividends, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other 

Contracting State of which the company paying the dividends is a resident through a 

permanent establishment situated therein and the holding in respect of which the dividends 

are paid is effectively connected with such permanent establishment. In such case the 

provisions of Article 7 shall apply. 

 

(5)   Where a company which is a resident of a Contracting State derives profits or 

income from the other Contracting State, that other State may not impose any tax on the 

dividends paid by the company, except insofar as such dividends are paid to a resident of that 

other State or insofar as the holding in respect of which the dividends are paid is effectively 

connected with a permanent establishment situated in that other State, nor subject the 

company’s undistributed profits to a tax on the company’s undistributed profits, even if the 

dividends paid or the undistributed profits consist wholly or partly of profits or income 

arising in that other State. 

 

(6)  For the purposes of paragraph 2, a relevant investment vehicle means: 

 

a) in Austria, a real estate investment fund which meets the conditions of the 

Austrian Act on Real Estate Investment Funds (“Immobilien-

Investmentfondsgesetz”); and 

 

b) in the United Kingdom, a real estate investment trust within the meaning of 

Part 12 of Corporation Tax Act 2010 and a property authorised investment 

fund within the meaning of Part 4A of the Authorised Investment Funds (Tax) 

Regulations 2006 (SI 2006/964). 

 

The competent authorities of the Contracting States may agree to regard as a relevant 

investment vehicle similar arrangements or entities established in a Contracting State. 
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Article 11 

 

INTEREST 

 

 

(1)   Interest arising in a Contracting State and beneficially owned by a resident of 

the other Contracting State shall be taxable only in that other State. 

 

(2)  The term “interest” as used in this Article means income from debt-claims of 

every kind, whether or not secured by mortgage and whether or not carrying a right to 

participate in the debtor’s profits, and in particular, income from government securities and 

income from bonds or debentures, including premiums and prizes attaching to such securities, 

bonds or debentures. Penalty charges for late payment shall not be regarded as interest for the 

purpose of this Article.  

 

(3)  The provisions of paragraph 1 shall not apply if the beneficial owner of the 

interest, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting 

State in which the interest arises through a permanent establishment situated therein and the 

debt-claim in respect of which the interest is paid is effectively connected with such 

permanent establishment. In such case the provisions of Article 7 shall apply. 

 

(4)  Interest shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a 

resident of that State. Where, however, the person paying the interest, whether he is a resident 

of a Contracting State or not, has in a Contracting State a permanent establishment in 

connection with which the indebtedness on which the interest is paid was incurred, and such 

interest is borne by such permanent establishment, then such interest shall be deemed to arise 

in the State in which the permanent establishment is situated. 

 

(5)  Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial 

owner or between both of them and some other person, the amount of the interest paid 

exceeds, for whatever reason, the amount which would have been agreed upon by the payer 

and the beneficial owner in the absence of such relationship, the provisions of this Article 

shall apply only to the last-mentioned amount. In such case, the excess part of the payments 

shall remain taxable according to the laws of each Contracting State, due regard being had to 

the other provisions of this Convention. 

 

 

Article 12 

 

ROYALTIES 

 

 

(1)   Royalties arising in a Contracting State and beneficially owned by a resident 

of the other Contracting State shall be taxable only in that other State. 

 

(2)   The term “royalties” as used in this Article means payments of any kind 

received as a consideration for the use of, or the right to use, any copyright of literary, artistic 

or scientific work including cinematograph films, any patent, trade mark, design or model, 

plan, secret formula or process, or for information (know-how) concerning industrial, 

commercial or scientific experience. 
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(3)   The provisions of paragraph 1 shall not apply if the beneficial owner of the 

royalties, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting 

State in which the royalties arise through a permanent establishment situated therein and the 

right or property in respect of which the royalties are paid is effectively connected with such 

permanent establishment. In such case the provisions of Article 7 shall apply. 

 

(4)   Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial 

owner or between both of them and some other person, the amount of the royalties paid, 

exceeds, for whatever reason, the amount which would have been agreed upon by the payer 

and the beneficial owner in the absence of such relationship, the provisions of this Article 

shall apply only to the last-mentioned amount. In such case, the excess part of the payments 

shall remain taxable according to the laws of each Contracting State, due regard being had to 

the other provisions of this Convention. 

 

 

Article 13 

 

CAPITAL GAINS 

 

 

(1)   Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of 

immovable property referred to in Article 6 and situated in the other Contracting State may 

be taxed in that other State.  

 

(2)   Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of 

shares, other than shares in which there is substantial and regular trading on a Stock 

Exchange, or comparable interests, deriving more than 50 per cent of their value directly or 

indirectly from immovable property situated in the other Contracting State may be taxed in 

that other State.  

 

(3) Gains from the alienation of movable property forming part of the business 

property of a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the 

other Contracting State, including such gains from the alienation of such a permanent 

establishment (alone or with the whole enterprise), may be taxed in that other State. 

 

(4)  Gains that an enterprise of a Contracting State that operates ships or aircraft in 

international traffic derives from the alienation of such ships or aircraft, or from movable 

property pertaining to the operation of such ships or aircraft, shall be taxable only in that 

State. 

 

(5)   Gains from the alienation of any property, other than that referred to in 

paragraphs 1, 2, 3 and 4 shall be taxable only in the Contracting State of which the alienator 

is a resident. 
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Article 14 

 

INCOME FROM EMPLOYMENT 

 

 

(1)   Subject to the provisions of Articles 15, 17, 18 and 19, salaries, wages and 

other similar remuneration derived by a resident of a Contracting State in respect of an 

employment shall be taxable only in that State unless the employment is exercised in the 

other Contracting State. If the employment is so exercised, such remuneration as is derived 

therefrom may be taxed in that other State. 

 

(2)   Notwithstanding the provisions of paragraph 1, remuneration derived by a 

resident of a Contracting State in respect of an employment exercised in the other Contracting 

State shall be taxable only in the first-mentioned State if: 

 

a) the recipient is present in the other State for a period or periods not exceeding 

in the aggregate 183 days in any twelve month period commencing or ending 

in the fiscal year concerned: and 

 

b) the remuneration is paid by, or on behalf of, an employer who is not a resident 

of the other State; and 

 

c) the remuneration is not borne by a permanent establishment which the 

employer has in the other State. 

 

(3)   Notwithstanding the preceding provisions of this Article, remuneration derived 

by a resident of a Contracting State in respect of an employment, as a member of the regular 

complement of a ship or aircraft, that is exercised aboard a ship or aircraft operated in 

international traffic, other than aboard a ship or aircraft operated solely within the other 

Contracting State, shall be taxable only in the first-mentioned State. 

 

 

Article 15 

 

DIRECTORS’ FEES 

 

 

Directors’ fees and other similar payments derived by a resident of a Contracting State 

in his capacity as a member of the board of directors of a company which is a resident of the 

other Contracting State may be taxed in that other State. 

 

 

Article 16 

 

ARTISTES AND SPORTSMEN 
 

 

(1)   Notwithstanding the provisions of Articles 7 and 14, income derived by a 

resident of a Contracting State as an entertainer, such as a theatre, motion picture, radio or 

television artiste, or a musician, or as a sportsman, from his personal activities as such 

exercised in the other Contracting State, may be taxed in that other State. 
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(2)   Where income in respect of personal activities exercised by an entertainer or a 

sportsman in his capacity as such accrues not to the entertainer or sportsman himself but to 

another person, that income may, notwithstanding the provisions of Articles 7 and 14, be 

taxed in the Contracting State in which the activities of the entertainer or sportsman are 

exercised. 

 

(3)   The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply to income derived from 

activities performed in a Contracting State by artistes or sportsmen if the visit to that State is 

wholly or mainly supported by public funds of the other State or political subdivisions or 

local authorities thereof or by an institution which is recognised as a non-profit institution. In 

such a case, the income is taxable only in the Contracting State in which the person is a 

resident. 

 

 

Article 17 

 

PENSIONS 

 

 

(1)  Subject to the provisions of paragraphs 1 and 2 of Article 18, pensions and 

other similar remuneration paid to a resident of a Contracting State in consideration of past 

employment, shall be taxable only in that State. 

 

(2)   Notwithstanding the provisions of paragraph 1, a lump sum payment derived 

from a pension scheme established in a Contracting State and beneficially owned by a 

resident of the other Contracting State shall be taxable only in the first-mentioned State. 

 

(3)   Contributions made by or on behalf of an individual who exercises 

employment or self-employment in a Contracting State (“the host state”) to a pension scheme 

that is recognised for tax purposes in the other Contracting State (“the home state”) shall, for 

the purposes of: 

 

a)  determining the individual’s tax payable in the host state; and 

 

b)  determining the profits of his employer which may be taxed in the host state; 

 

be treated in that State in the same way and subject to the same conditions and limitations as 

contributions made to a pension scheme that is recognised for tax purposes in the host state, 

to the extent that they are not so treated by the home state. 

 

(4)  The provisions of paragraph 3 shall apply only if: 

 

a) the individual was not a resident of the host state, and was participating in the 

pension scheme (or in another similar pension scheme for which the first-

mentioned pension scheme was substituted), immediately before he began to 

exercise employment or self-employment in the host state; and 
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b)  the pension scheme is accepted by the competent authority of the host state as 

generally corresponding to a pension scheme recognised as such for tax 

purposes by that State. 

 

(5)   For the purposes of this Article, a pension scheme is recognised for tax 

purposes in a Contracting State if the contributions to the scheme would qualify for tax relief 

in that State and if payments made to the scheme by the individual’s employer are not 

deemed in that State to be taxable income of the individual.  

 

 

Article 18 

 

GOVERNMENT SERVICE 

 

 

(1)  Remuneration or pensions paid by, or out of funds created by, the United 

Kingdom or a political subdivision, local authority or statutory body thereof to an individual 

in respect of present or past services rendered to the United Kingdom, or to a political 

subdivision, local authority or statutory body thereof, shall be taxable only in the United 

Kingdom unless the individual is an Austrian national without also being a United Kingdom 

national. 

 

(2)   Remuneration or pensions paid by, or out of funds created by, Austria or a 

political subdivision, local authority or statutory body thereof to an individual in respect of 

present or past services rendered to Austria or to a political subdivision, local authority or 

statutory body thereof, shall be taxable only in Austria unless the individual is a national of 

the United Kingdom without also being an Austrian national. 

 

(3)  The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply to remuneration or 

pensions in respect of services in connection with any trade or business. 

 

 

Article 19 

 

STUDENTS 

 

 

(1)   Payments which a student or business apprentice who is or was immediately 

before visiting a Contracting State a resident of the other Contracting State and who is 

present in the first-mentioned State solely for the purpose of his education or training receives 

for the purpose of his maintenance, education or training shall not be taxed in that State, 

provided that such payments arise from sources outside that State. 

 

(2)   Remuneration which a student or business apprentice who is or was formerly 

a resident of a Contracting State derives from an employment which he exercises in the other 

Contracting State for a period or periods not exceeding in the aggregate 183 days in the fiscal 

year concerned shall not be taxed in that other State if the employment is directly related to 

his studies or apprenticeship carried out in the first-mentioned State. 
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Article 20 

 

OTHER INCOME 

 

 

(1)   Items of income beneficially owned by a resident of a Contracting State, 

wherever arising, not dealt with in the foregoing Articles of this Convention shall be taxable 

only in that State. 

 

(2)   Notwithstanding the provisions of paragraph 1, where an amount of income is 

paid to a resident of a Contracting State out of income received by trustees or personal 

representatives administering the estates of deceased persons and those trustees or personal 

representatives are residents of the other Contracting State, that amount shall be treated as 

arising from the same sources, and in the same proportions, as the income received by the 

trustees or personal representatives out of which that amount is paid. 

 

Any tax paid by the trustees or personal representatives in respect of the income paid to the 

beneficiary shall be treated as if it had been paid by the beneficiary. 

 

(3)   The provisions of paragraph 1 shall not apply to income, other than income 

from immovable property as defined in paragraph 2 of Article 6, if the beneficial owner of 

such income, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other 

Contracting State through a permanent establishment situated therein, and the right or 

property in respect of which the income is paid is effectively connected with such permanent 

establishment. In such case the provisions of Article 7 shall apply. 

 

(4)   Income derived by a person who is a resident of a Contracting State from the 

other Contracting State under a legal claim to maintenance may not be taxed in the first-

mentioned State if, according to the laws of that other Contracting State, such income would 

have been exempt from tax had that person been a resident of that other Contracting State. 

 

(5)   Where, by reason of a special relationship between the resident referred to in 

paragraph 1 and some other person, or between both of them and some third person, the 

amount of the income referred to in that paragraph exceeds the amount (if any) which would 

have been agreed upon between them in the absence of such a relationship, the provisions of 

this Article shall apply only to the last-mentioned amount. In such a case, the excess part of 

the income shall remain taxable according to the laws of each Contracting State, due regard 

being had to the other applicable provisions of this Convention. 

 

 

Article 21 

 

ELIMINATION OF DOUBLE TAXATION 
 

 

Double taxation shall be eliminated as follows: 

 

(1)  In the case of Austria: 

 

a)  Where a resident of Austria derives income which, in accordance with the 

provisions of this Convention, may be taxed in the United Kingdom, Austria 

BGBl. III - Ausgegeben am 18. März 2019 - Nr. 32 16 von 27

www.ris.bka.gv.at



shall allow as a deduction from the tax on the income of that resident, an 

amount equal to the tax on income or capital gains paid in the United 

Kingdom; 

 

 Such deduction shall not, however, exceed that part of the income tax, as 

computed before the deduction is given, which is attributable, as the case may 

be, to the income or the capital gains which may be taxed in the United 

Kingdom. 

 

b) Where in accordance with any provision of the Convention income derived by 

a resident of Austria is exempt from tax in that State, Austria may 

nevertheless, in calculating the amount of tax on the remaining income of such 

resident, take into account the exempted income. 

 

(2)   Subject to the provisions of the law of the United Kingdom regarding the 

allowance as a credit against United Kingdom tax of tax payable in a territory outside the 

United Kingdom or, as the case may be, regarding the exemption from United Kingdom tax 

of a dividend arising in a territory outside the United Kingdom or of the profits of a 

permanent establishment situated in a territory outside the United Kingdom (which shall not 

affect the general principle hereof): 
 

a)  Austrian tax payable under the laws of Austria and in accordance with this 

Convention, whether directly or by deduction, on profits, income or chargeable 

gains from sources within Austria (excluding in the case of a dividend tax 

payable in respect of the profits out of which the dividend is paid) shall be 

allowed as a credit against any United Kingdom tax computed by reference to 

the same profits, income or chargeable gains by reference to which the 

Austrian tax is computed; 
 

b)  a dividend which is paid by a company which is a resident of Austria to a 

company which is a resident of the United Kingdom shall be exempted from 

United Kingdom tax, when the exemption is applicable and the conditions for 

exemption under the law of the United Kingdom are met; 
 

c)  the profits of a permanent establishment in Austria of a company which is a 

resident of the United Kingdom shall be exempted from United Kingdom tax 

when the exemption is applicable and the conditions for exemption under the 

law of the United Kingdom are met; 
 

d)  in the case of a dividend not exempted from tax under subparagraph b) above 

which is paid by a company which is a resident of Austria to a company which 

is a resident of the United Kingdom and which controls directly or indirectly at 

least 10 per cent of the voting power in the company paying the dividend, the 

credit mentioned in subparagraph a) above shall also take into account the 

Austrian tax payable by the company in respect of its profits out of which such 

dividend is paid. 

 

(3)  For the purposes of paragraphs 1 and 2, profits, income and gains owned by a 

resident of a Contracting State which may be taxed in the other Contracting State in 

accordance with this Convention shall be deemed to arise from sources in that other State. 
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Article 22 

 

NON-DISCRIMINATION 
 
 

(1)   Nationals of a Contracting State shall not be subjected in the other Contracting 

State to any taxation or any requirement connected therewith which is other or more 

burdensome than the taxation and connected requirements to which nationals of that other 

State in the same circumstances, in particular with respect to residence, are or may be 

subjected.  

 

(2)  The taxation on a permanent establishment which an enterprise of a 

Contracting State has in the other Contracting State shall not be less favourably levied in that 

other State than the taxation levied on enterprises of that other State carrying on the same 

activities.  

 

(3)   Except where the provisions of paragraph 1 of Article 9, paragraph 5 of Article 

11, paragraph 4 of Article 12, or paragraph 5 of Article 20 apply, interest, royalties and other 

disbursements paid by an enterprise of a Contracting State to a resident of the other 

Contracting State shall, for the purpose of determining the taxable profits of such enterprise, 

be deductible under the same conditions as if they had been paid to a resident of the 

first-mentioned State. 

 

(4)  Enterprises of a Contracting State, the capital of which is wholly or partly 

owned or controlled, directly or indirectly, by one or more residents of the other Contracting 

State, shall not be subjected in the first-mentioned State to any taxation or any requirement 

connected therewith which is other or more burdensome than the taxation and connected 

requirements to which other similar enterprises of the first-mentioned State are or may be 

subjected. 

 

(5)  The provisions of this Article shall apply to taxes which are the subject of this 

Convention. 

 

(6)  Nothing contained in this Article shall be construed as obliging either 

Contracting State to grant to individuals not resident in that State any of the personal 

allowances, reliefs and reductions for tax purposes which are granted to individuals so 

resident or to its nationals. 

 

 

Article 23 

 

MUTUAL AGREEMENT PROCEDURE 
 
 

(1)   Where a person considers that the actions of one or both of the Contracting 

States result or will result for him in taxation not in accordance with the provisions of this 

Convention, he may, irrespective of the remedies provided by the domestic law of those 

States, present his case to the competent authority of the Contracting State of which he is a 

resident or, if his case comes under paragraph 1 of Article 22, to that of the Contracting State 

of which he is a national. The case must be presented within three years from the first 
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notification of the action resulting in taxation not in accordance with the provisions of the 

Convention. 

 

(2)   The competent authority shall endeavour, if the objection appears to it to be 

justified and if it is not itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the case by 

mutual agreement with the competent authority of the other Contracting State, with a view to 

the avoidance of taxation which is not in accordance with the Convention. Any agreement 

reached shall be implemented notwithstanding any time limits in the domestic law of the 

Contracting States. 

 

(3)   The competent authorities of the Contracting States shall endeavour to resolve 

by mutual agreement any difficulties or doubts arising as to the interpretation or application 

of the Convention. They may also consult together for the elimination of double taxation in 

cases not provided for in the Convention. 

 

(4)   The competent authorities of the Contracting States may communicate with 

each other directly for the purpose of reaching an agreement in the sense of the preceding 

paragraphs.  

 

(5)   Where, 

 

a)  under paragraph 1, a person has presented a case to the competent authority of 

a Contracting State on the basis that the actions of one or both of the 

Contracting States have resulted for that person in taxation not in accordance 

with the provisions of this Convention, and  

 

b)  the competent authorities are unable to reach an agreement to resolve that case 

pursuant to paragraph 2 within two years from the presentation of the case to 

the competent authority of the other Contracting State,  

 

any unresolved issues arising from the case shall be submitted to arbitration if the person so 

requests. These unresolved issues shall not, however, be submitted to arbitration if a decision 

on these issues has already been rendered by a court or administrative tribunal of either State. 

Unless a person directly affected by the case does not accept the mutual agreement that 

implements the arbitration decision, that decision shall be binding on both Contracting States 

and shall be implemented notwithstanding any time limits in the domestic laws of these 

States. The competent authorities of the Contracting States shall by mutual agreement settle 

the mode of application of this paragraph. 

 

(6)   The provisions of paragraph 5 shall not apply to cases falling within paragraph 

4 of Article 4 of this Convention. 

 

 

Article 24 

 

EXCHANGE OF INFORMATION 

 

(1)   The competent authorities of the Contracting States shall exchange such 

information as is foreseeably relevant for carrying out the provisions of this Convention or to 

the administration or enforcement of the domestic laws concerning taxes of every kind and 
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description imposed on behalf of the Contracting States, or of their political subdivisions or 

local authorities, insofar as the taxation thereunder is not contrary to the Convention. The 

exchange of information is not restricted by Articles 1 and 2. 

 

(2)   Any information received under paragraph 1 by a Contracting State shall be 

treated as secret in the same manner as information obtained under the domestic laws of that 

State and shall be disclosed only to persons or authorities (including courts and 

administrative bodies) concerned with the assessment or collection of, the enforcement or 

prosecution in respect of, the determination of appeals in relation to the taxes referred to in 

paragraph 1, or the oversight of the above. Such persons or authorities shall use the 

information only for such purposes. They may disclose the information in public court 

proceedings or in judicial decisions. Notwithstanding the foregoing, information received by 

a Contracting State may be used for other purposes when such information may be used for 

such other purposes under the laws of both States and the competent authority of the 

supplying State authorises such use. 

 

(3)  In no case shall the provisions of paragraphs 1 and 2 be construed so as to 

impose on a Contracting State the obligation: 

 

a) to carry out administrative measures at variance with the laws and 

administrative practice of that or of the other Contracting State; 

 

b)  to supply information which is not obtainable under the laws or in the normal 

course of the administration of that or of the other Contracting State; 

 

c)  to supply information which would disclose any trade, business, industrial, 

commercial or professional secret or trade process, or information the 

disclosure of which would be contrary to public policy (ordre public). 

 

(4) If information is requested by a Contracting State in accordance with this 

Article, the other Contracting State shall use its information gathering measures to obtain the 

requested information, even though that other State may not need such information for its 

own tax purposes. The obligation contained in the preceding sentence is subject to the 

limitations of paragraph 3 but in no case shall such limitations be construed to permit a 

Contracting State to decline to supply information solely because it has no domestic interest 

in such information. 

 

(5) In no case shall the provisions of paragraph 3 be construed to permit a 

Contracting State to decline to supply information solely because the information is held by a 

bank, other financial institution, nominee or person acting in an agency or a fiduciary 

capacity or because it relates to ownership interests in a person. 

 

 

Article 25 

 

ASSISTANCE IN THE COLLECTION OF TAXES 

 

(1) The Contracting States shall lend assistance to each other in the collection of 

revenue claims. This assistance is not restricted by Articles 1 and 2. The competent 
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authorities of the Contracting States may by mutual agreement settle the mode of application 

of this Article.  

 

(2) The term “revenue claim” as used in this Article means an amount owed in 

respect of taxes of every kind and description imposed on behalf of the Contracting States, or 

of their political subdivisions or local authorities, insofar as the taxation thereunder is not 

contrary to this Convention or any other instrument to which the Contracting States are 

parties, as well as interest, administrative penalties and costs of collection or conservancy 

related to such amount.  

 

(3) When a revenue claim of a Contracting State is enforceable under the laws of 

that State and is owed by a person who, at that time, cannot, under the laws of that State, 

prevent its collection, that revenue claim shall, at the request of the competent authority of 

that State, be accepted for purposes of collection by the competent authority of the other 

Contracting State. That revenue claim shall be collected by that other State in accordance 

with the provisions of its laws applicable to the enforcement and collection of its own taxes 

as if the revenue claim were a revenue claim of that other State.  

 

(4) When a revenue claim of a Contracting State is a claim in respect of which that 

State may, under its law, take measures of conservancy with a view to ensure its collection, 

that revenue claim shall, at the request of the competent authority of that State, be accepted 

for purposes of taking measures of conservancy by the competent authority of the other 

Contracting State. That other State shall take measures of conservancy in respect of that 

revenue claim in accordance with the provisions of its laws as if the revenue claim were a 

revenue claim of that other State even if, at the time when such measures are applied the 

revenue claim is not enforceable in the first-mentioned State or is owed by a person who has 

a right to prevent its collection.  

 

(5) Notwithstanding the provisions of paragraphs 3 and 4, a revenue claim 

accepted by a Contracting State for purposes of paragraph 3 or 4 shall not in that State, be 

subject to the time limits or accorded any priority applicable to a revenue claim under the 

laws of that State by reason of its nature as such. In addition, a revenue claim accepted by a 

Contracting State for the purposes of paragraph 3 or 4 shall not, in that State, have any 

priority applicable to that revenue claim under the laws of the other Contracting State.  

 

(6) Proceedings with respect to the existence, validity or the amount of a revenue 

claim of a Contracting State shall not be brought before the courts or administrative bodies of 

the other Contracting State.  

 

(7) Where, at any time after a request has been made by a Contracting State under 

paragraph 3 or 4 and before the other Contracting State has collected and remitted the 

relevant revenue claim to the first-mentioned State, the relevant revenue claim ceases to be  

 

a) in the case of a request under paragraph 3, a revenue claim of the first-

mentioned State that is enforceable under the laws of that State and is owed by 

a person who, at that time, cannot, under the laws of that State, prevent its 

collection; or  
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b)  in the case of a request under paragraph 4, a revenue claim of the first-

mentioned State in respect of which that State may, under its laws, take 

measures of conservancy with a view to ensure its collection  

 

the competent authority of the first-mentioned State shall promptly notify the competent 

authority of the other State of that fact and, at the option of the other State, the first- 

mentioned State shall either suspend or withdraw its request. 

 

(8) In no case shall the provisions of this Article be construed so as to impose on a 

Contracting State the obligation:  

 

a) to carry out administrative measures at variance with the laws and 

administrative practice of that or of the other Contracting State; 

 

b) to carry out measures which would be contrary to public policy (ordre public);  

 

c) to provide assistance if the other Contracting State has not pursued all 

reasonable measures of collection or conservancy, as the case may be, 

available under its laws or administrative practice;  

 

d) to provide assistance in those cases where the administrative burden for that 

State is clearly disproportionate to the benefit to be derived by the other 

Contracting State; 

 

e)  to provide administrative assistance if and insofar as it considers the taxation 

of the applicant State to be contrary to the generally accepted taxation 

principles or to the provisions of a convention for the avoidance of double 

taxation, or of any other convention which the requested State has concluded 

with the applicant State. 

 

 

Article 26 

 

MEMBERS OF DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POSTS 

 

 

Nothing in this Convention shall affect the fiscal privileges of members of diplomatic 

missions or consular posts under the general rules of international law or under the provisions 

of special agreements. 

 

 

Article 27 

 

LIMITATION OF RELIEF 

 

 

(1) Notwithstanding the other provisions of this Convention, a benefit under this 

Convention shall not be granted in respect of an item of income or a capital gain if it is 

reasonable to conclude, having regard to all relevant facts and circumstances, that obtaining 

that benefit was one of the principal purposes of any arrangement or transaction that resulted 
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directly or indirectly in that benefit, unless it is established that granting that benefit in these 

circumstances would be in accordance with the object and purpose of the relevant provisions 

of this Convention. 

 

(2) Where under any provision of this Convention income or gains are relieved 

from tax in a Contracting State and, under the law in force in the other Contracting State, a 

person, in respect of that income or those gains, is subject to tax by reference to the amount 

thereof which is remitted to or received in that other State and not by reference to the full 

amount thereof, then the relief to be allowed under this Convention in the first-mentioned 

State shall apply only to so much of the income or gains as is taxed in the other State. 

 

 

Article 28 

 

ENTRY INTO FORCE 

 

 

(1)  Each of the Contracting States shall notify the other, through diplomatic 

channels, of the completion of the procedures required by its law for the bringing into force 

of this Convention.  This Convention shall enter into force on the date of the later of these 

notifications and shall thereupon have effect: 

 

a) in Austria, in respect of Austrian taxes, for any fiscal year beginning on or 

after 1st January next following the date on which this Convention enters into 

force; 

 

b)  in the United Kingdom: 

 

(i)  in respect of income tax and capital gains tax, for any year of 

assessment beginning on or after 6th April next following the date on 

which this Convention enters into force; 

 

 (ii)  in respect of corporation tax, for any financial year beginning on or 

after 1st April next following the date on which this Convention enters 

into force; 

 

c) in both Contracting States, in respect of cases falling within paragraph 5 of 

Article 23 two years after the date upon which this Convention enters into 

force. 

 

(2)   The Convention between Austria and the United Kingdom of Great Britain and 

Northern Ireland for the avoidance of double taxation with respect to taxes on income, signed 

at London on 30th April 1969, as amended (the 1969 Convention), shall cease to have effect 

in respect of any tax with effect from the date upon which this Convention has effect in 

respect of that tax in accordance with the provisions of paragraph 1 of this Article and shall 

terminate on the last such date. 
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(3)  Notwithstanding the provisions of paragraph 2 an individual who is entitled to 

the benefits of Article 21 of the 1969 Convention at the time of entry into force of this 

Convention shall continue to be entitled to such benefits as if the 1969 Convention had 

remained in force. 

 

 

Article 29 

 

TERMINATION 

 

 

This Convention shall remain in force until terminated by one of the Contracting 

States. Either Contracting State may terminate the Convention, through diplomatic channels, 

by giving written notice of termination at least six months before the end of any calendar year 

beginning after the expiry of five years from the date of entry into force of this Convention. 

In such event, the Convention shall cease to have effect: 

 

a) in Austria, in respect of Austrian taxes, for any fiscal year beginning on or 

after 1st January next following the date on which the notice is given; 

 

b) in the United Kingdom: 

 

(i) in respect of income tax and capital gains tax, for any year of 

assessment beginning on or after 6th April next following the date on which the 

notice is given; 

 

(ii) in respect of corporation tax, for any financial year beginning on or 

after 1st April next following the date on which the notice is given. 

 

 

  IN WITNESS WHEREOF the undersigned, duly authorised thereto, have signed 

this Convention. 

 

 DONE in duplicate at Vienna this 23rd day of October 2018 in the German and 

English languages, each text being equally authoritative.  

 

 

 

For the Republic of Austria:        For the United Kingdom of Great Britain 

and Northern Ireland: 

   

Johannes Peterlik m. p.  Leigh Turner m. p. 
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PROTOCOL 

 

 

At the moment of signing the Convention for the avoidance of double taxation and the 

prevention of fiscal evasion with respect to taxes on income and on capital gains, this day 

concluded between the Republic of Austria and the United Kingdom of Great Britain and 

Northern Ireland, the undersigned have agreed that the following provisions shall form an 

integral part of the Convention. 

 

 

1. With reference to paragraph 2 of Article 11 (Interest) 

 

It is understood that the term “interest” does not include any item which is treated as a 

dividend under the provisions of Article 10.  

 

2. With reference to Article 11 (Interest) 

 

Notwithstanding the provisions of Article 11 of the Convention, interest may be taxed in the 

Contracting States in which it arises, and according to the law of that State, 

 

a) if it is derived from debt-claims carrying a right to participate in profits, including 

income derived by a silent partner (“stiller Gesellschafter”) from his participation as 

such, or from a loan with an interest rate linked to borrower’s profit (“partiarisches 

Darlehen”) or from profit sharing bonds (“Gewinnobligationen”) within the meaning 

of the tax law of Austria; and 

 

b) under the condition that it is deductible in the determination of profits of the debtor. 

 

3.  With reference to paragraph 3 of Article 16 (Artistes and Sportsmen) 

 

It is understood that paragraph 3 shall also apply to legal entities which are, or operate, 

orchestras, theatres, ballet groups as well as to members of such cultural entities if such legal 

entities are generally non-profit entities and if this is certified by the Competent Authority of 

the State of which the entity is a resident. 

 

4.  With reference to paragraph 4 of Article 20 (Other Income) 

 

a) For the purposes of paragraph 4 such income shall also include payment for damage 

resulting from crimes, vaccinations or similar reasons. 

 

b) The income mentioned in this paragraph shall not be taken into consideration when 

applying the exemption with progression method. 

 

5.  With reference to Articles 23 (Mutual Agreement Procedure) and 25 (Assistance in 

the Collection of Taxes) 

 

It is understood that the provisions of Articles 23 and 25 shall have effect from the date of 

entry into force of the Convention without regard to the taxable or chargeable period to which 

the matter refers. 
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6.  With reference to Article 24 (Exchange of Information) 

 

a)  The competent authority of the applicant State shall provide the following information 

to the competent authority of the requested State when making a request for 

information under the Convention to demonstrate the foreseeable relevance of the 

information to the request: 

 

i.  the identity of the person under examination or investigation; 

 

ii.  a statement of the information sought including its nature and the form in 

which the applicant State wishes to receive the information from the requested 

State; 

 

iii.  the tax purpose for which the information is sought; 

 

iv.  grounds for believing that the information requested is held in the requested 

State or is in the possession or control of a person within the jurisdiction of the 

requested State; 

 

v. to the extent known, the name and address of any person believed to be in 

possession of the requested information; 

 

vi.  a statement that the applicant State has pursued all means available in its own 

territory to obtain the information, except those that would give rise to 

disproportionate difficulties. 

 

b)  It is understood that the standard of ‘foreseeable relevance’ is intended to provide for 

exchange of information in tax matters to the widest possible extent and, at the same 

time, to clarify that Contracting States are not at liberty to engage in ‘fishing 

expeditions’ or to request information that is unlikely to be relevant to the tax affairs 

of a given taxpayer. 

 

7. Interpretation of the Convention 

 

a)   It is understood that provisions of the Convention which are drafted according to the 

corresponding provisions of the OECD Model Convention on Income and on Capital 

shall generally be expected to have the same meaning as expressed in the OECD 

Commentaries thereon as they may be revised from time to time. The understanding 

in the preceding sentence will not apply with respect to the following: 

 

(i) observations to the OECD Commentaries maintained by either Contracting 

State other than observations made after the signature of this Convention on 

Commentaries that existed before its signature; 

 

(ii) any contrary interpretations in this Protocol; 

 

(iii) any contrary interpretation in a published explanation by one of the 

Contracting States that has been provided to the competent authority of the 

other Contracting State before the signature of the Convention; 
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(iv) any contrary interpretation agreed by the competent authorities after signature 

of the Convention. 

 

The OECD Commentaries – as they may be revised from time to time – constitute a means of 

interpretation in the sense of the Vienna Convention of 23 May 1969 on the Law of Treaties. 

 

b)  Improper use of this Convention 

 

Having regard to the Commentary to Article 1 of the OECD Model Convention on Income 

and on Capital on “Improper use of the Convention” (as it may be revised from time to time), 

it is understood that this Convention shall not be interpreted to mean that a Contracting State 

is prevented from applying its domestic legal provisions on the prevention of tax evasion or 

tax avoidance where those provisions are used to challenge arrangements which constitute an 

abuse of the Convention. 

 

 

 IN WITNESS WHEREOF the undersigned, duly authorised thereto, have signed 

this Protocol. 

 

 DONE in duplicate at Vienna this 23rd day of October 2018 in the German and 

English languages, each text being equally authoritative.  

 

 

 

For the Republic of Austria:       For the United Kingdom of Great 

         Britain and Northern Ireland: 

 

Johannes Peterlik m. p. Leigh Turner m. p. 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2010 Ausgegeben am 10. Dezember 2010 Teil III 

135. Protokoll zwischen der Republik Österreich und dem Vereinigten Königreich von 
Großbritannien und Nordirland und Zusatzprotokoll zur Abänderung des 
am 30. April 1969 in London unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf 
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen in der Fassung des am 17. 
November 1977 in London unterzeichneten Protokolls und des am 18. Mai 
1993 in London unterzeichneten Protokolls 

 (NR: GP XXIV RV 442 AB 511 S. 51. BR: AB 8265 S. 780.) 

135. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG 
genehmigt. 

Protokoll zwischen der Republik Österreich und dem Vereinigten Königreich von 
Großbritannien und Nordirland und Zusatzprotokoll zur Abänderung des am 30. April 
1969 in London unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen 1  in der Fassung des am 17. November 1977 in London unterzeichneten 
Protokolls und des am 18. Mai 1993 in London unterzeichneten Protokolls 
 

[Protokoll und Zusatzprotokoll in deutscher Sprachfassung siehe Anlagen] 
[Protokoll und Zusatzprotokoll in englischer Sprachfassung siehe Anlagen] 

 
Die Mitteilungen gemäß Art. II des Protokolls wurden am 28. Jänner bzw. 19. November 2010 

abgegeben; gemäß derselben Bestimmung ist das Protokoll und das Zusatzprotokoll am 
19. November 2010 in Kraft getreten. 
 

Faymann 

                                                           

1 Kundgemacht in BGBl. Nr. 390/1970 idF BGBl. Nr. 585/1978 und BGBl. Nr. 835/1994. 



PROTOKOLL 

ZWISCHEN 

 

DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

UND 

DEM VEREINIGTEN KÖNIGREICH VON GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND 

 

ZUR ABÄNDERUNG DES AM 30. APRIL 1969 IN LONDON UNTERZEICHNETEN 

ABKOMMENS ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR 

VERHINDERUNG DER STEUERUMGEHUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM 

EINKOMMEN IN DER FASSUNG  

DES AM 17. NOVEMBER 1977 IN LONDON UNTERZEICHNETEN PROTOKOLLS UND 

DES AM 18. MAI 1993 IN LONDON UNTERZEICHNETEN PROTOKOLLS 

 

 

 

Die Republik Österreich  

 

und  

 

das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland,  

 

 

VON DEM WUNSCH GELEITET, ein Protokoll zur Abänderung des am 30. April 1969 

in London unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 

Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen in der 

Fassung des am 17. November 1977 in London unterzeichneten Protokolls und des am 18. 

Mai 1993 in London unterzeichneten Protokolls (im Folgenden „Abkommen“ genannt) 

abzuschließen,  

 

 

Sind wie folgt übereingekommen: 
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Artikel I 

 

Artikel 28 des Abkommens wird aufgehoben und durch folgende Bestimmung ersetzt: 

 

“ARTIKEL 28  

Informationsaustausch 

 

1. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die 

zur Durchführung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des 

innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der 

Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich 

sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen 

widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt.  

 

2.  Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso 

geheim zu halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften 

Informationen und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und 

Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, 

der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln 

hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit der Aufsicht darüber befasst sind. 

Diese Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. 

Sie dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 

Gerichtsentscheidung offen legen. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein 

Vertragsstaat die erhaltenen Informationen für andere Zwecke verwenden, wenn solche 

Informationen nach dem Recht beider Staaten für solche andere Zwecke verwendet werden 

dürfen und die zuständige Behörde desjenigen Staates, der die Informationen erteilt hat, 

dieser anderen Verwendung zustimmt.  

 

3.  Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen 

Vertragsstaat, 

a. Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 

Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b. Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 

Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft 

werden können; 
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c. Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder 

Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren 

Erteilung dem Ordre public widerspräche.  

 

4.  Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der 

andere Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der 

erbetenen Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen für seine 

eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die im vorhergehenden Satz enthaltene 

Verpflichtung unterliegt den Beschränkungen nach Absatz 3, wobei diese jedoch nicht so 

auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur deshalb 

ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches steuerliches Interesse an solchen Informationen 

hat.  

 

5.  Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die Erteilung 

von Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem 

sonstigen Kreditinstitut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhänder befinden oder 

weil sie sich auf das Eigentum an einer Person beziehen."  

 

Artikel II 

 

Die Vertragsstaaten teilen einander auf diplomatischem Weg mit, dass die rechtlichen 

Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses Protokolls abgeschlossen sind. Das Protokoll 

tritt am Tag der späteren der oben genannten Mitteilungen in Kraft und findet Anwendung auf 

Steuerzeiträume, die am oder nach dem 1. Jänner des Kalenderjahres beginnen, das dem 

Jahr des Inkrafttretens dieses Protokolls folgt. 
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ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig bevollmächtigten Unterfertigten 

dieses Protokoll unterzeichnet.  

 

 

GESCHEHEN zu Wien am 11. September 2009 in zweifacher Ausfertigung, jede in 

deutscher und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist.  

 

 

Für die Republik 

Österreich: 

Für das Vereinigte Königreich von 

Großbritannien und Nordirland: 

  

Andreas SCHIEDER m.p.       Simon SMITH m.p.
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ZUSATZPROTOKOLL 

 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Protokolls zur Abänderung des am 30. April 1969 in 

London unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 

Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen in der 

Fassung des am 17. November 1977 in London unterzeichneten Protokolls und des am 18. 

Mai 1993 in London unterzeichneten Protokolls, das heute zwischen der Republik Österreich 

und dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland abgeschlossen wurde, 

sind die Gefertigten übereingekommen, dass die folgenden Bestimmungen einen 

integrierenden Bestandteil des Protokolls bilden: 

 

Zu Artikel 28: 

Es besteht Einvernehmen: 

 

1.  Die zuständige Behörde des ersuchenden Staates stellt der zuständigen Behörde des 

ersuchten Staates zur Darstellung der voraussichtlichen Erheblichkeit der Auskünfte die 

folgenden Informationen zur Verfügung, wenn diese ein Auskunftsersuchen gemäß dem 

Abkommen stellt: 

a. die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersuchung gilt; 

b. eine Stellungnahme betreffend die gesuchten Auskünfte einschließlich der Art 

und der Form, in der der ersuchende Staat die Auskünfte vorzugsweise vom 

ersuchten Staat erhalten möchte; 

c. den steuerlichen Zweck, für den um die Auskünfte ersucht wird; 

d. die Gründe für die Annahme, dass die erbetenen Auskünfte dem ersuchten 

Staat vorliegen oder sich im Besitz oder in der Verfügungsmacht einer Person im 

Hoheitsbereich des ersuchten Staates befinden; 

e. den Namen und die Anschrift von Personen, soweit bekannt, in deren Besitz 

sich die erbetenen Auskünfte vermutlich befinden; 

f. eine Erklärung, dass der ersuchende Staat alle ihm in seinem eigenen Gebiet 

zur Verfügung stehenden Maßnahmen zur Einholung der Auskünfte ausgeschöpft 

hat, ausgenommen solche, die unverhältnismäßig große Schwierigkeiten mit sich 

bringen würden. 

 

2.  Es besteht Einvernehmen darüber, dass der Maßstab von „voraussichtlich erheblich“ 

für einen Informationsaustausch in Steuersachen im weitest möglichen Umfang sorgen soll 

und gleichzeitig klarstellen soll, dass Vertragsstaaten nicht frei sind Maßnahmen, die 

lediglich der Beweisausforschung („fishing expeditions“) dienen, zu unternehmen oder 
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Auskünfte zu erbeten, die wahrscheinlich für die steuerliche Situation eines bestimmten 

Steuerpflichtigen nicht erheblich sind.  

 

3. Es besteht Einvernehmen darüber, dass Artikel 28 Absatz 5 des Abkommens die 

Vertragsstaaten nicht dazu verpflichtet, Informationen im Sinne dieses Absatzes auf 

automatischer oder spontaner Basis auszutauschen. 

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig bevollmächtigten Unterfertigten 

dieses Zusatzprotokoll unterzeichnet.  

 

 

GESCHEHEN zu Wien am 11. September 2009 in zweifacher Ausfertigung, jede in 

deutscher und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist.  

 

 

Für die Republik 

Österreich: 

Für das Vereinigte Königreich von 

Großbritannien und Nordirland: 

 
                   Andreas SCHIEDER m.p.       Simon SMITH m.p. 
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PROTOCOL 

BETWEEN 

 

THE REPUBLIC OF AUSTRIA 

AND 

THE UNITED KINGDOM OF GREAT BRITAIN AND NORTHERN IRELAND 

 

AMENDING THE CONVENTION FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION AND 

THE PREVENTION OF FISCAL EVASION WITH RESPECT TO TAXES ON INCOME, 

SIGNED AT LONDON ON 30 APRIL 1969 AS AMENDED BY THE PROTOCOL SIGNED AT 

LONDON ON 17 NOVEMBER 1977 AND BY THE PROTOCOL SIGNED AT LONDON ON 

18 MAY 1993 

 

 

 

 

The Republic of Austria  

 

and  

 

the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland,  

 

 

DESIRING to conclude a Protocol amending the Convention for the avoidance of 

double taxation and the prevention of fiscal evasion with respect to taxes on income, signed 

at London on 30 April 1969 as amended by the Protocol signed at London on 17 November 

1977 and by the Protocol signed at London on 18 May 1993 (hereinafter referred to as "the 

Convention"), 

 

 

Have agreed as follows: 
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Article I 

 

Article 28 of the Convention shall be deleted and replaced by the following: 

 

“ARTICLE 28 

Exchange of Information 

 

1.  The competent authorities of the Contracting States shall exchange such information 

as is foreseeably relevant for carrying out the provisions of this Convention or to the 

administration or enforcement of the domestic laws concerning taxes of every kind and 

description imposed on behalf of the Contracting States, or of their political subdivisions or 

local authorities, insofar as the taxation thereunder is not contrary to the Convention. The 

exchange of information is not restricted by Articles 1 and 2.  

 

2. Any information received under paragraph 1 by a Contracting State shall be treated 

as secret in the same manner as information obtained under the domestic laws of that State 

and shall be disclosed only to persons or authorities (including courts and administrative 

bodies) concerned with the assessment or collection of, the enforcement or prosecution in 

respect of, the determination of appeals in relation to the taxes referred to in paragraph 1, or 

the oversight of the above. Such persons or authorities shall use the information only for 

such purposes. They may disclose the information in public court proceedings or in judicial 

decisions. Notwithstanding the foregoing, information received by a Contracting State may 

be used for other purposes when such information may be used for such other purposes 

under the laws of both States and the competent authority of the supplying State authorises 

such use. 

 

3.  In no case shall the provisions of paragraphs 1 and 2 be construed so as to impose 

on a Contracting State the obligation: 

 a.  to carry out administrative measures at variance with the laws and 

administrative practice of that or of the other Contracting State; 

 b. to supply information which is not obtainable under the laws or in the normal 

course of the administration of that or of the other Contracting State; 

 c. to supply information which would disclose any trade, business, industrial, 

commercial or professional secret or trade process, or information the disclosure of which 

would be contrary to public policy (ordre public). 
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4.  If information is requested by a Contracting State in accordance with this Article, the 

other Contracting State shall use its information gathering measures to obtain the requested 

information, even though that other State may not need such information for its own tax 

purposes. The obligation contained in the preceding sentence is subject to the limitations of 

paragraph 3 but in no case shall such limitations be construed to permit a Contracting State 

to decline to supply information solely because it has no domestic interest in such 

information. 

 

5.  In no case shall the provisions of paragraph 3 be construed to permit a Contracting 

State to decline to supply information solely because the information is held by a bank, other 

financial institution, nominee or person acting in an agency or a fiduciary capacity or because 

it relates to ownership interests in a person.” 

 

Article II 

 

The Contracting States shall notify to each other through diplomatic channels the completion 

of the procedures required by its laws for the bringing into force of this Protocol. The Protocol 

shall enter into force on the date of the later of these notifications and shall have effect with 

regard to taxable periods beginning on or after 1 January of the calendar year next following 

the year of the entry into force of this Protocol. 

 

 

 IN WITNESS WHEREOF the undersigned, duly authorised thereto, have signed this 

Protocol. 

 

 

 DONE in duplicate at Vienna on September 11th 2009 in the German and English 

languages, all the texts being equally authentic. 

 

 

For the Republic of 

Austria: 

For the United Kingdom of Great Britain and 

Northern Ireland: 

 

                Andreas SCHIEDER m.p.                Simon SMITH m.p.
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ADDITIONAL PROTOCOL 

 

At the signing of the Protocol amending the Convention for the Avoidance of Double Taxation 

and the Prevention of Fiscal Evasion with respect to Taxes on Income, signed at London on 

30 April 1969 as amended by the Protocol signed at London on 17 November 1977 and by 

the Protocol signed at London on 18 May 1993, this day concluded between the Republic of 

Austria and the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland, the undersigned have 

agreed that the following provisions shall form an integral part of the Protocol: 

 

In relation to Article 28: 

It is understood that: 

 

1.  The competent authority of the applicant State shall provide the following information 

to the competent authority of the requested State when making a request for information 

under the Convention to demonstrate the foreseeable relevance of the information to the 

request: 

 a.  the identity of the person under examination or investigation; 

 b.  a statement of the information sought including its nature and the form in 

which the applicant State wishes to receive the information from the requested State; 

 c. the tax purpose for which the information is sought; 

 d.  grounds for believing that the information requested is held in the requested 

State or is in the possession or control of a person within the jurisdiction of the requested 

State; 

 e.  to the extent known, the name and address of any person believed to be in 

possession of the requested information; 

 f. a statement that the applicant State has pursued all means available in its own 

territory to obtain the information, except those that would give rise to disproportionate 

difficulties. 

 

2.  It is understood that the standard of ‘foreseeable relevance’ is intended to provide for 

exchange of information in tax matters to the widest possible extent and, at the same time, to 

clarify that Contracting States are not at liberty to engage in ‘fishing expeditions’ or to request 

information that is unlikely to be relevant to the tax affairs of a given taxpayer. 

 

3. It is understood that paragraph 5 of Article 28 of the Convention does not require the 

Contracting States to exchange information within the meaning of that paragraph on a 

spontaneous or automatic basis. 
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 IN WITNESS WHEREOF the undersigned, duly authorised thereto, have signed this 

Additional Protocol. 

 

 

 DONE in duplicate at Vienna on September 11th 2009 in the German and English 

languages, all the texts being equally authentic. 

 

 

For the Republic of 

Austria: 

For the United Kingdom of Great Britain and 

Northern Ireland: 

 
                  Andreas SCHIEDER m.p.                Simon SMITH m.p. 
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6399

Jahrgang 1994 Ausgegeben am 20. Oktober 1994 262. Stück

830. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Überwachung
bedingt verurteilter oder bedingt entlassener Personen

831. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Rechtsstellung der
unehelichen Kinder

832. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Rechte des Kindes
833. Notenwechsel betreffend Abänderung des Flugstreckenplanes zum Abkommen zwischen der

Österreichischen Bundesregierung und der Regierung von Malaysia über den
Flugverkehr zwischen ihren Hoheitsgebieten und über ihre Hoheitsgebiete hinaus

834. Erklärung über die Zurückziehung des österreichischen Vorbehalts gemäß Artikel 9 Absatz 3 des
Zweiten Zusatzprotokolls zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen
(NR: GP XVIII RV 1644 AB 1720 S. 174. BR: AB 4923 S. 589.)

835. Protokoll zur Abänderung des in London unterzeichneten Abkommens zwischen der Republik
Österreich und dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerum-
gehung bei den Steuern vom Einkommen in der Fassung des in London
unterzeichneten Protokolls
(NR: GP XVIII RV 1677 AB 1838 S. 172. BR: AB 4870 S. 589.)

830. Kundmachung des Bundeskanzlers
betreffend den Geltungsbereich des Europäi-
schen Übereinkommens über die Überwa-
chung bedingt verurteilter oder bedingt

entlassener Personen
Nach Mitteilung des Generalsekretärs des

Europarats hat Kroatien am 14. September 1994
seine Beitrittsurkunde zum Europäischen Überein-
kommen über die Überwachung bedingt verur-
teilter oder bedingt entlassener Personen (BGBl.
Nr. 248/1980, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. Nr. 406/1994) hinterlegt.

Vranitzky

831. Kundmachung des Bundeskanzlers
betreffend den Geltungsbereich des Europäi-
schen Übereinkommens über die Rechtsstel-

lung der unehelichen Kinder
Nach Mitteilung des Generalsekretärs des

Europarats hat das Vereinigte Königreich die
anläßlich der Ratifikation des Europäischen Über-
einkommens über die Rechtsstellung der uneheli-
chen Kinder (BGBl. Nr. 313/1980, letzte Kundma-
chung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 39/1993)
erklärten Vorbehalte und abgegebenen. Erklärun-
gen *) für fünf Jahre ab 20. Mai 1991 in
nachstehendem Umfang erneuert:

**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 249/1981

„Gemäß Art. 14 Abs. l des Übereinkommens
behält sich die Regierung des Vereinigten König-

-reiches das Recht vor:
a) Art. 6 Abs. l des Übereinkommens für

Nordirland nicht anzuwenden;
b) für England, Wales und Nordirland Art. 9

nur auf die Nachlässe des Vaters und der
Mutter eines unehelichen Kindes anzuwen-
den.

Gemäß Art. 13 Abs. 2 des Übereinkommens
wird hiemit erklärt, daß das Übereinkommen auf
Guernsey, Herrn und Jethou mit dem gemäß
Art. 14 Abs. l des Übereinkommens erklärten
Vorbehalt angewendet wird, daß Art. 9 in
Guernsey, Herm und Jethou nur auf die
testamentarische Erbfolge in den Nachlaß des
Vaters oder der Mutter eines unehelichen Kindes
angewendet wird.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches legt
Wert darauf, zu erklären, daß nach ihrer Ansicht
weder Art. 9 noch Art. 10 des Übereinkommens so
auszulegen ist, daß er einem unehelichen Kind
irgendein Recht auf die Thronfolge oder auf einen
Adelstitel oder auf ein Fideikommiß einräumt."

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
zufolge hat Luxemburg gemäß Art. 14 Abs. 2 des

4446
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lieferung wegen strafbarer Handlungen, die aus-
schließlich in der Zuwiderhandlung gegen Mono-
polvorschriften oder von Vorschriften über die

Ausfuhr, Einfuhr und Durchfuhr sowie die
Bewirtschaftung von Waren bestehen, bewilligen
wird.

Der Empfang der Erklärung wurde vom Generalsekretär des Europarats am 9. September 1994
bestätigt.

Vranitzky

835.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

P R O T O K O L L
zur Abänderung des am 30. April 1969 in
London unterzeichneten Abkommens zwischen
der Republik Österreich und dem Vereinigten
Königreich von Großbritannien und Nordir-
land zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
und zur Verhinderung der Steuerumgehung
bei den Steuern vom Einkommen in der
Fassung des am 17 November 1977 in

London unterzeichneten Protokolls

Die Republik Österreich und das Vereinigte
Königreich von Großbritannien und Nordirland,

Von dem Wunsche geleitet, ein Protokoll zur
Abänderung des zwischen den vertragschließenden
Parteien am 30. April 1969 in London unterzeich-
neten Abkommens zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung und zur Verhinderung der Steuerum-
gehung bei den Steuern vom Einkommen *) in der
Fassung des am 17 November 1977 in London
unterzeichneten Protokolls **) (im folgenden
„Abkommen" genannt) abzuschließen,

haben folgendes vereinbart:

Artikel I

Artikel 17 des Abkommens wird aufgehoben und
durch folgende Bestimmung ersetzt:

„(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen
Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-,
Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker,
oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertrags-
staat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im
anderen Staat besteuert werden.

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem
Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft
persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künst-
ler oder Sportler selbst, sondern einer anderen
Person zu, so dürfen diese Einkünfte ungeachtet
der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat
besteuert werden, in dem der Künstler oder
Sportler seine Tätigkeit ausübt.

P R O T O C O L
amending the Convention between the Repu-
blic of Austria and the United Kingdom of
Great Britain and Northern Ireland for the
Avoidance of Double Taxation and the
Prevention of Fiscal Evasion with respect to
Taxes on Income, signed at London on
30 April 1969 as amended by the Protocol

signed at London on 17 November 1977

The Republic of Austria and the United
Kingdom of Great Britain and Northern Ireland;

Desiring to conclude a Protocol to amend the
Convention between the Contracting Parties for
the Avoidance of Double Taxation and the
Prevention of Fiscal Evasion with respect to Taxes
on Income, signed at London on 30 April 1969 as
amended by the Protocol signed at London on
17 November 1977 (hereinafter referred to as "the
Convention");

Have agreed as follows:

Article I

Article 17 of the Convention shall be deleted and
replaced by the following:

"(1) Notwithstanding the provisions of Articles
7, 14 and 15, income derived by a resident of a
Contracting State as an entertainer, such as a
theatre, motion picture, radio or television artiste,
or a musician, or as an athlete, from his personal
activities as such exercised in the other Contracting
State, may be taxed in that other State.

(2) Where income in respect of personal
activities exercised by an entertainer or an athlete
in his capacity as such accrues not to the
entertainer or athlete himself but to another
person, that income may, notwithstanding the
provisions of Articles 7, 14 and 15, be taxed in the
Contracting State in which the activities of the
entertainer or athlete are exercised.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 390/1970
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 585/1978
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(3) Ungeachtet der Absätze l und 2 dieses
Artikels werden Einkünfte, die aus einer in
Absatz l genannten Tätigkeit auf Grund eines
Kulturabkommens oder Kulturübereinkommens
zwischen den Vertragsstaaten bezogen werden,
oder die eine nicht auf Gewinn gerichtete
Organisation, welche als solche über Ersuchen an
die zuständige Behörde des Vertragsstaats, in dem
sie ansässig ist, gemäß Artikel 27 dieses Abkom-
mens anerkannt wurde, bezieht, oder die ein
Künstler oder Sportler aus für eine solche
Organisation erbrachten Diensten bezieht, in dem
Vertragsstaat, in dem diese Tätigkeiten ausgeübt
werden, nicht besteuert."

Artikel II

(1) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation. Die
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich
"in Wien ausgetauscht.

(2) Dieses Protokoll tritt am 1. Tag des dritten
Monats, der dem Monat folgt, in dem der
Austausch der Ratifikationsurkunden stattgefun-
den hat, in Kraft, und seine Bestimmungen finden
auf Steuerjahre Anwendung, die am oder nach dem
1. Jänner 1994 beginnen.

Artikel III

Dieses Protokoll bleibt so lange wie das
Abkommen in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu
gehörig bevollmächtigten Unterfertigten dieses
Protokoll unterzeichnet.

GESCHEHEN zu London am 18. Mai 1993 in
zwei Urschriften in deutscher und englischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich.

Dr. Walter Magrutsch

Für das Vereinigte Königreich von Großbritannien
und Nordirland.

(3) Notwithstanding the provisions of paragraphs
(1) and (2) of this Article, income derived from
activities as defined in paragraph (1) performed

"under a cultural agreement or arrangement
between the Contracting States or derived by a
non-profit making organisation accepted as such
on application to the competent authority of the
Contracting State of which it is a resident under
Article 27 of this Convention, or by an entertainer
or athlete in respect of services provided to such an
organisation shall be exempt from tax in the
Contracting State in which those activities are
exercised."

Article II

(1) This Protocol shall be ratified and the
instruments of ratification shall be exchanged at
Vienna as soon as possible.

(2) This Protocol shall enter into force on the
first day of the third month next following that in
which the exchange of instruments of ratification
takes place and its provisions shall have effect for
taxation years beginning on or after 1 January
1994.

Article III

This Protocol shall remain in force as long as the
Convention remains in force.

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned,
duly authorised thereto, have signed this Protocol.

DONE in duplicate at London this 18th day of
May 1993, in the German and English languages,
both texts being equally authoritative.

For the Republic of Austria.

Dr. Walter Magrutsch

For the United Kingdom of Great Britain and
Northern Ireland:

Tristan Garel-Jones Tristan Garel-Jones

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 29 September 1994 ausgetauscht; das Protokoll tritt gemäß seinem Art. II mit
l Dezember 1994 in Kraft.

Vranitzky

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei
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584. Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens über das auf Straßenverkehrsunfälle an-
zuwendende Recht durch die Niederlande

5 8 5 . Protokoll zwischen der Republik Österreich und dem Vereinigten Königreich von Groß-
britannien und Nordirland zur Abänderung des in London unterzeichneten
Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinde-
rung der Steuerumgehung bei den Steuern vom Einkommen
(NR: GP XIV RV 770 AB 831 S. 89. BR: AB 1818 S. 375.)

5 8 6 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über die Zusammenarbeit auf den Gebieten der Kultur, Bildung
und Wissenschaft samt Anhang
(NR: GP XIV RV 805 AB 912 S. 96. BR: AB 1847 S. 377.)

5 8 7 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Spanien über die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet des Gesundheitswesens
(NR: GP XIV RV 830 AB 959 S. 97. BR: AB 1879 S. 378.)

5 8 8 . Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der Volks-
republik Polen über die Zusammenarbeit und gegenseitige Unterstützung
in Zollangelegenheiten
(NR: GP XIV RV 824 AB 886 S. 95. BR: AB 1848 S. 377.)

5 8 4 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 21. November 1978 betreffend die
Ratifikation des Übereinkommens vom
4. Mai 1971 über das auf Straßenverkehrs-
unfälle anzuwendende Recht durch die

Niederlande

Nach Mitteilung des Ministeriums der Aus-
wärtigen Angelegenheiten der Niederlande haben

die Niederlande am 31. Oktober 1978 ihre
Ratifikationsurkunde zum Übereinkommen über
das auf Straßenverkehrsunfälle anzuwendende
Recht (BGBl. Nr. 387/1975, letzte Kundmachung
betreffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 325/
1976) hinterlegt.

Kreisky

585.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

P R O T O K O L L
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM VEREINIGTEN
KÖNIGREICH VON GROSSBRITAN-
NIEN UND NORDIRLAND ZUR AB-
ÄNDERUNG DES AM 30. APRIL 1969
IN LONDON UNTERZEICHNETEN AB-
KOMMENS ZUR VERMEIDUNG DER
DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR
VERHINDERUNG DER STEUERUMGE-
HUNG BEI DEN STEUERN VOM EIN-

KOMMEN *)

Die Republik Österreich und das Vereinigte
Königreich von Großbritannien und Nordirland,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 390/1970
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von dem Wunsche geleitet, ein Protokoll zur
Abänderung des zwischen den vertragschließen-
den Parteien am 30. April 1969 in London unter-
zeichneten Abkommens zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der
Steuerumgehung bei den Steuern vom Einkom-
men (im folgenden „Abkommen" genannt) ab-
zuschließen,

haben folgendes vereinbart:

ARTIKEL I

Artikel 10 des Abkommens wird aufgehoben
und wie folgt ersetzt:

„ARTIKEL 10

(1) Dividenden, die eine im Vereinigten König-
reich ansässige Person von einer in Österreich an-
sässigen Gesellschaft bezieht, dürfen im Vereinig-
ten Königreich besteuert werden. Diese Dividen-
den dürfen auch in Österreich nach österreichi-
schem Recht besteuert werden; die Steuer darf
aber unter der Voraussetzung, daß der nutzungs-
berechtigte Empfänger der Dividenden eine im
Vereinigten Königreich ansässige Person ist, nicht
übersteigen:

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrages der
Dividenden, wenn der nutzungsberechtigte
Empfänger eine Gesellschaft ist, die un-
mittelbar oder mittelbar mindestens 25
vom Hundert der Stimmrechte der die
Dividenden zahlenden Gesellschaft kon-
trolliert;

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrages der
Dividenden in allen anderen Fällen.

(2) Dividenden, die eine in Österreich ansässige
Person von einer im Vereinigten Königreich an-
sässigen Gesellschaft bezieht, dürfen in Öster-
reich besteuert werden. Diese Dividenden dürfen
auch im Vereinigten Königreich nach dem Recht
des Vereinigten Königreiches besteuert werden;
die Steuer darf aber unter der Voraussetzung,
daß der nutzungsberechtigte Empfänger der Divi-
denden eine in Österreich ansässige Person ist,
nicht übersteigen:

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrages der
Dividenden, wenn der nutzungsberechtigte
Empfänger eine Gesellschaft ist, die un-
mittelbar oder mittelbar mindestens 25
vom Hundert der Stimmrechte der die
Dividenden zahlenden Gesellschaft kon-
trolliert;

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrages der
Dividenden in allen anderen Fällen.

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 lit. a dieses Arti-
kels darf die Steuer für Dividenden, die unter
die vorgenannte Bestimmung fallen, so lange 10
vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden
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nicht übersteigen, als der österreichische Körper-
schaftsteuersatz für ausgeschüttete Gewinne
niedriger ist als für nichtausgeschüttete Gewinne
und der Unterschied zwischen den beiden Steuer-
sätzen in der höchsten Besteuerungsstufe 10
Hundertsatzpunkte übersteigt.

(4) Solange jedoch eine im Vereinigten König-
reich ansässige natürliche Person in bezug auf
Dividenden, die von einer im Vereinigten König-
reich ansässigen Gesellschaft gezahlt werden, einen
Anspruch auf Steueranrechnung besitzt, sind an-
stelle von Absatz 2 dieses Artikels folgende Be-
stimmungen anzuwenden:

a) (i) Dividenden, die eine in Österreich an-
sässige Person von einer im Vereinigten
Königreich ansässigen Gesellschaft be-
zieht, dürfen in Österreich besteuert
werden.

(ii) Hat eine in Österreich ansässige Person
gemäß lit. b dieses Absatzes einen An-
spruch auf Steueranrechnung in bezug
auf solche Dividenden, so darf die
Steuer auch im Vereinigten Königreich
nach dem Recht des Vereinigten König-
reiches von der Summe des Betrages
oder Wertes der Dividende und des
Steueranrechnungsbetrages mit einem
15 vom Hundert nicht übersteigenden
Satz erhöben werden.

(iii) Vorbehaltlich der lit. a ii) dieses Ab-
satzes sind Dividenden, die eine in
Österreich ansässige Person als nut-
zungsberechtigter Empfänger dieser
Dividenden von einer im Vereinigten
Königreich ansässigen Gesellschaft be-
zieht, von jeglicher Steuer befreit, mit
der im Vereinigten Königreich Dividen-
den belastet werden können.

b) Eine in Österreich ansässige Person, die von
einer im Vereinigten Königreich ansässigen
Gesellschaft eine Dividende bezieht, hat
vorbehaltlich der lit. c dieses Absatzes und
unter der Voraussetzung, daß sie der nut-
zungsberechtigte Empfänger dieser Divi-
dende ist, denselben Anspruch auf Steuer-
anrechnung im Vereinigten Königreich und
denselben Anspruch auf Zahlung jenes
Steueranrechnungsbetrages, der die Steuer-
schuld im Vereinigten Königreich über-
steigt, wie eine im Vereinigten Königreich
ansässige natürliche Person, die diese Divi-
dende bezieht.

c) Lit. b dieses Absatzes ist nicht anzuwenden,
wenn der nutzungsberechtigte Empfänger
der Dividende eine Gesellschaft ist, die
allein oder zusammen mit einer oder
mehreren verbundenen Gesellschaften un-
mittelbar oder mittelbar mindestens 10 vom
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Hundert der Stimmrechte der die Divi-
dende zahlenden Gesellschaft kontrolliert.
Im Sinne dieser lit. c gelten zwei Gesell-
schaften als verbunden, wenn eine unmittel-
bar oder mittelbar von der anderen be-
herrscht wird, oder beide unmittelbar oder
mittelbar von einer dritten Gesellschaft
beherrscht werden; eine Gesellschaft gilt als
von einer anderen beherrscht, wenn die
letztgenannte mehr als 50 vom Hundert
der Stimmrechte der erstgenannten Gesell-
schaft kontrolliert.

(5) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Dividenden" bedeutet Einkünfte aus
Aktien, Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen,
Gründeranteilen oder anderen Rechten — ausge-
nommen Forderungen — mit Gewinnbeteiligung
sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stam-
mende Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des
Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft
ansässig ist, den Einkünften aus Aktien gleich-
gestellt sind; er umfaßt auch alle Einkünfte (mit
Ausnahme der Zinsen und Lizenzgebühren, die
nach den Vorschriften der Artikel 11 oder 12
dieses Abkommens von der Steuer entlastet sind),
die nach dem Riecht des Vertragstaates, in dem
die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig
ist, als Dividende oder Ausschüttung einer Gesell-
schaft behandelt werden.

(6) Die vorstehenden Absätze berühren nicht
die Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf die
Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt wer-
den.

(7) Die Absätze 1, 2, 3 und 4 dieses Artikels
sind nicht anzuwenden, wenn der in einem der
beiden Vertragstaaten ansässige nutzungsberech-
tigte Empfänger der Dividenden in dem anderen
Vertragstaat, in dem die die Dividende zahlende
Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche oder
geschäftliche Tätigkeit durch eine dort gelegene
Betriebstätte ausübt, und die Beteiligung, für
die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu
dieser Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist
Artikel 7 anzuwenden.

(8) Gehören dem in einem Vertragstaat an-
sässigen nutzungsberechtigten Dividendenemp-
fänger mindestens 10 vom Hundert der Aktien-
gattung, auf die die Dividenden gezahlt werden,
dann sind die Absätze 1, 2, 3 und 4 dieses Artikels
insoweit nicht anzuwenden, als diese Dividenden
nur aus Gewinnen oder Einkünften gezahlt wer-
den konnten, die die Dividenden zahlende Ge-
sellschaft in einer Rechnungsperiode erzielt oder
bezogen hat, die zwölf oder mehr Monate vor
dem „maßgeblichen Zeitpunkt" geendet hat. Als
„maßgeblicher Zeitpunkt" im Sinne dieses Ab-
satzes ist jener Zeitpunkt anzusehen, an dem der
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nutzungsberechtigte Empfänger Eigentümer von
mindestens 10 vom Hundert der betreffenden
Aktiengattung geworden ist.

Dieser Absatz ist jedoch nicht anzuwenden,
wenn der nutzungsberechtigte Dividendenemp-
fänger darlegt, daß die Aktien aus wirklich ge-
schäftlichen Gründen und nicht in erster Linie
zu dem Zweck erworben wurden, die Vorteile
dieses Artikels zu erlangen.

(9) Bezieht eine in einem Vertragstaat an-
sässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus
Quellen des anderen Vertragstaates, so darf die-
ser andere Staat die von der Gesellschaft ge-
zahlten Dividenden nicht besteuern, es sei denn,
daß diese Dividenden an eine in diesem anderen
Staat ansässige Person gezahlt werden oder daß die
Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt wer-
den, tatsächlich zu einer in diesem anderen Staat
gelegenen Betriebstätte gehört, und er darf die
nichtausgeschütteten Gewinne der Gesellschaft
keiner Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne
unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Divi-
denden oder die nichtausgeschütteten Gewinne
ganz oder teilweise aus in dem anderen Staat
erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen."

ARTIKEL II

(1) Dieses Protokoll soll ratifiziert und die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie mög-
lich in Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieses Protokoll tritt 60 Tage nach dem
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft
und findet daraufhin Anwendung auf Dividen-
den, die am oder nach dem 6. April 1973 ge-
zahlt wurden.

ARTIKEL III

Übersteigt die vor Inkrafttreten dieses Proto-
kolls von Dividenden an der Quelle abgezogene
Steuer den Steuerbetrag, der nach den Bestim-
mungen dieses Protokolls erhoben werden darf,
so wird, ungeachtet des Artikels 23 des Abkom-
mens, der übersteigende Steuerbetrag über Antrag
rückerstattet; der Antrag ist bei der in Betracht
kommenden zuständigen Behörde innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in
dem das Protokoll in Kraft tritt, zu stellen.

ARTIKEL IV

Dieses Protokoll bleibt so lange wie das Ab-
kommen in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die hiezu gehörig be-
vollmächtigten Unterfertigten dieses Protokoll
unterzeichnet.
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Geschehen in London, am 17. November 1977
in zwei Urschriften in deutscher und englischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich:

Enderl m. p.

Für das Vereinigte Königreich von Groß-
britannien und Nordirland:

Frank Judd m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifi-
kationsurkunde wurde am 31. Oktober 1978 ausgetauscht; das Protokoll tritt gemäß seinem
Art. II Abs. 2 am 30. Dezember 1978 in Kraft.

Kreisky

586.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Abkommens samt Anhang wird genehmigt.

A B K O M M E N
zwischen der Republik Österreich und der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Repu-
blik über die Zusammenarbeit auf den Ge-
bieten der Kultur, Bildung und Wissenschaft

Die Republik Österreich und die Tschecho-
slowakische Sozialistische Republik haben,

in der Erkenntnis, daß die Entwicklung der
Beziehungen auf dem Gebiet der Kultur, Bildung
und Wissenschaft zu einem besseren Verständnis
zwischen den Menschen und Völkern beiträgt
und so eine dauerhafte Verständigung zwischen
den Staaten fördert, sowie

in dem Wunsche, auf der Grundlage der Schluß-
akte der Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa einen Beitrag zur weiteren
Entwicklung der freundschaftlichen Beziehungen
zwischen der Republik Österreich und der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik
sowie zwischen den Völkern beider Länder zu
leisten,

vereinbart, dieses Abkommen abzuschließen,
und sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertrags Staaten unterstützen die gegen-
seitige Zusammenarbeit in den Bereichen der
Kultur und Wissenschaft, der Kunst, der Bildung,
des Filmwesens, der Massenmedien und des
Sports.

Artikel 2

Die Vertragsstaaten werden die Zusammenar-
beit zwischen der Österreichischen Akademie der

mayerhofer
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3 9 0 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Vereinigten Königreich von
Großbritannien und Nordirland zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und
zur Verhinderung der Steuerumgehung bei den Steuern vom Einkommen

390.
Nachdem das am 30. April 1969 in London unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik

Österreich und dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung bei den Steuern vom Ein-
kommen, welches also lautet:

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM VEREINIGTEN
KÖNIGREICH VON GROSSBRITAN-
NIEN UND NORDIRLAND ZUR VER-
MEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG
UND ZUR VERHINDERUNG DER
STEUERUMGEHUNG BEI DEN STEU-

ERN VOM EINKOMMEN
Die Republik Österreich und das Vereinigte

Königreich von Großbritannien und Nordirland,
von dem Wunsche geleitet, ein neues Abkom-

men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und
zur Verhinderung der Steuerumgehung bei den
Steuern vom Einkommen abzuschließen,

haben folgendes vereinbart:

ARTIKEL 1

Persönlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in
einem Vertragstaat oder in beiden Vertragstaaten
ansässig sind.

ARTIKEL 2

Unter das Abkommen fallende Steuern

(1) Die unter das Abkommen fallenden Steuern
sind:

a) im Vereinigten Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland:

i) die income tax (Einkommensteuer)
einschließlich der surtax (Zusatzsteuer);

ii) die corporation tax (Körperschaft-
steuer);

iii) die capital gains tax (Steuer von Ver-
äußerungsgewinnen) ;

b) in Österreich:
i) die Einkommensteuer;

ii) die Körperschaftsteuer;
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iii) der Beitrag vom Einkommen zur För-
derung des Wohnbaues und für Zwecke
des Familienlastenausgleiches;

iv) der Katastrophenfondsbeitrag vom
Einkommen;

v) die Aufsichtsratsabgabe;

vi) die Gewerbesteuer einschließlich der
Lohnsummensteuer;

vii) die Sonderabgabe vom Einkommen.

(2) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern
gleicher oder ähnlicher Art, die in einem Ver-
tragstaat nach dem Datum der Unterzeichnung
dieses Abkommens neben den bestehenden Steu-
ern oder an deren Stelle erhoben werden. Die
zuständigen Behörden der Vertragstaaten teilen
einander die in ihren Steuergesetzen eingetrete-
nen Änderungen mit.

ARTIKEL 3

Allgemeine Definitionen

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der
Zusammenhang nichts anderes erfordert:

a) bedeutet der Ausdruck „Vereinigtes König-
reich" Großbritannien und Nordirland
unter Einschluß der außerhalb des Küsten-
meeres des Vereinigten Königreiches gele-
genen Gebiete, die nach den Rechtsvor-
schriften des Vereinigten Königreiches über
den Festlandsockel in Obereinstimmung mit
dem Völkerrecht als Territorien bezeichnet
sind oder künftig bezeichnet werden, inner-
halb derer die Rechte des Vereinigten
Königreiches in bezug auf den Meeresgrund,
den Meeresuntergrund und deren Boden-
schätze ausgeübt werden können;

b) bedeutet der Ausdruck „Österreich" die
Republik Österreich;

c) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehörige":
i) in bezug auf das Vereinigte Königreich

alle Staatsangehörigen des Vereinigten
Königreiches und seiner Kolonien, die
ihre Rechtsstellung als solche aus ihrer
Beziehung zum Vereinigten Königreich
ableiten, sowie alle juristischen Perso-
nen, Personengesellschaften und Perso-
nenvereinigungen, die ihre Rechtsstel-
lung als solche aus dem im Vereinigten
Königreich geltenden Recht ableiten;
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ii) in bezug auf Österreich alle österreichi-
schen Staatsangehörigen, ferner alle
juristischen Personen, Personengesell-
schaften, Personenvereinigungen und
anderen Rechtsträger, die ihre Rechts-
stellung als solche aus dem in Öster-
reich geltenden Recht ableiten;

d) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragstaat"
und „der andere Vertragstaat" je nach
dem Zusammenhang, Österreich oder das
Vereinigte Königreich;

e) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche
Personen, Gesellschaften und alle anderen
Personenvereinigungen;

f) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juri-
stische Personen oder Rechtsträger, die für
die Besteuerung wie juristische Personen
behandelt werden;

g) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen
eines Vertragstaates" und „Unternehmen
des anderen Vertragstaates", je nachdem,
ein Unternehmen, das von einer in einem
Vertragstaat ansässigen Person betrieben
wird, oder ein Unternehmen, das von einer
in dem anderen Vertragstaat ansässigen Per-
son betrieben wird;

h) bedeutet der Ausdruck „zuständige Be-
hörde" im Fall Österreichs das Bundes-
ministerium für Finanzen, im Fall des Ver-
einigten Königreiches die Commissioners of
Inland Revenue oder ihren bevollmäch-
tigten Vertreter.

(2) Sind nach einer Bestimmung dieses Ab-
kommens Einkünfte von der österreichischen
Steuer befreit Und ist eine natürliche Person
hinsichtlich dieser Einkünfte nach dem im Ver-
einigten Königreich geltenden Recht nicht mit
dem Gesamtbetrag, sondern nur mit dem Teil-
betrag steuerpflichtig, der nach dem Vereinigten
Königreich überwiesen oder dort in Empfang
genommen wird, dann findet die nach diesem
Abkommen in Österreich zu gewährende Steuer-
befreiung nur auf den Teil der Einkünfte An-
wendung, der nach dem Vereinigten Königreich
überwiesen oder dort in Empfang genommen
wird.

(3) Bei Anwendung dieses Abkommens durch
einen Vertragstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder nicht anders defi-
nierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem
Recht dieses Staates über die Steuern zukommt,
welche Gegenstand dieses Abkommens sind.

ARTIKEL 4

Steuerlicher Wohnsitz

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „eine in einem Vertragstaat ansässige
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Person", vorbehaltlich der Absätze 2 und 3
dieses Artikels, eine Person, die nach dem Recht
dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes,
ihres ständigen Aufenthaltes, des Ortes ihrer
Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen
Merkmals steuerpflichtig ist; der Ausdruck umfaßt
nicht eine natürliche Person, die in diesem Ver-
tragstaat nur steuerpflichtig ist, wenn sie Ein-
künfte aus Quellen in diesem Staat bezieht. Die
Ausdrücke „eine in Österreich ansässige Person"
und „eine im Vereinigten Königreich ansässige
Person" sind entsprechend auszulegen.

(2) Ist nach Absatz 1 dieses Artikels eine
natürliche Person in beiden Vertragstaaten ansäs-
sig, so gilt folgendes:

a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat
ansässig, in dem sie über eine ständige
Wohnstätte verfügt. Verfügt sie in beiden
Vertragstaaten über eine ständige Wohn-
stätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat
ansässig, zu dem sie die engeren persön-
lichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat
(Mittelpunkt der Lebensinteressen).

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem
Vertragstaat die Person den Mittelpunkt
der Lebensinteressen hat, oder verfügt sie
in keinem der Vertragstaaten über eine
ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem
Vertragstaat ansässig, in dem sie ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat.

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufent-
halt in beiden Vertragstaaten oder in kei-
nem der Vertragstaaten, so gilt sie als in
dem Vertragstaat ansässig, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzt.

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit
beider Vertragstaaten oder keines Vertrag-
staates, so werden sich die zuständigen Be-
hörden der Vertragstaaten bemühen, die
Frage in gegenseitigem Einvernehmen zu
regeln.

(3) Ist nach Absatz 1 dieses Artikels eine
andere als eine natürliche Person in beiden Ver-
tragstaaten ansässig, so gilt sie als in dem Ver-
tragstaat ansässig, in dem sich der Ort ihrer
tatsächlichen Geschäftsleitung befindet.

ARTIKEL 5

Betriebstätte

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „Betriebstätte" eine feste Geschäftsein-
richtung, in der die Tätigkeit des Unternehmens
ganz oder teilweise ausgeübt wird.

The
 le

gis
lat

ion
 is

 no
 lo

ng
er 

in 
for

ce



97. Stück — Ausgegeben am 18. Dezember 1970 — Nr. 390 1943

(2) Der Ausdruck „Betriebsstätte" umfaßt ins-
besondere:

a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschäftsstelle,
d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte,
f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine

andere Stätte der Ausbeutung von Boden-
schätzen,

g) eine Bauausführung oder Montage, deren
Dauer zwölf Monate überschreitet.

(3) Als Betriebstätten gelten nicht:

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lage-
rung, Ausstellung oder Auslieferung von
Gütern oder Waren des Unternehmens be-
nutzt werden;

b) Bestände von Gütern oder Waren des Un-
ternehmens, die ausschließlich zur Lagerung,
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten
werden;

c) Bestände von Gütern oder Waren des Un-
ternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten werden, durch ein anderes Un-
ternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu
werden;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen Güter oder Waren
einzukaufen oder Informationen zu beschaf-
fen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen zu werben, Informa-
tionen zu erteilen, wissenschaftliche For-
schung zu betreiben oder ähnliche Tätig-
keiten auszuüben, die vorbereitender Art
sind oder eine Hilfstätigkeit darstellen.

(4) Ist eine Person — mit Ausnahme eines
unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 5
dieses Artikels — in einem Vertragstaat für ein
Unternehmen des anderen Vertragstaates tätig,
so gilt eine in dem erstgenannten Staat gelegene
Betriebsstätte als gegeben, wenn die Person eine
Vollmacht besitzt, im Namen des Unternehmens
Verträge abzuschließen, und die Vollmacht in
diesem Staat gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß
sich ihre Tätigkeit auf den Einkauf von Gütern
oder Waren für das Unternehmen beschränkt.

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird
nicht schon deshalb so behandelt, als habe es
eine Betriebstätte in dem anderen Vertragstaat,
weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler,
Kommissionär oder einen anderen unabhängigen
Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rah-
men ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit han-
deln.
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(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertrag-
staat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft be-
herrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht
wird, die in dem anderen Vertragstaat ansässig
ist oder dort (entweder durch eine Betriebstätte
oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit ausübt,
wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur
Betriebstätte der anderen.

ARTIKEL 6

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen
dürfen in dem Vertragstaat besteuert werden, in
dem dieses Vermögen liegt.

(2) a) Der Ausdruck „unbewegliches Vermö-
gen" bestimmt sich vorbehaltlich der Vor-
schriften der lit. b nach dem Recht des
Vertragstaates, in dem das Vermögen liegt.

b) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen"
umfaßt in jedem Fall das Zubehör zum
unbeweglichen Vermögen, das lebende und
tote Inventar land- und forstwirtschaft-
licher Betriebe, die Rechte, auf die die
Vorschriften des Privatrechts über Grund-
stücke Anwendung finden, die Nutzungs-
rechte an unbeweglichem Vermögen sowie
die Rechte auf veränderliche oder feste Ver-
gütungen für die Ausbeutung oder das Recht
auf Ausbeutung von Mineralvorkommen,
Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbe-
wegliches Vermögen.

(3) Absatz 1 dieses Artikels gilt für Einkünfte
aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung
oder Verpachtung sowie jeder anderen Art der
Nutzung unbeweglichen Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 dieses Artikels gelten
auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen
eines Unternehmens und für Einkünfte aus
unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung
eines freien Berufes dient.

ARTIKEL 7

Unternehmensgewinne

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Ver-
tragstaates dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, daß das Unternehmen seine
Tätigkeit im anderen Vertragstaat durch eine
dort gelegene Betriebstätte ausübt. Übt das Un-
ternehmen seine Tätigkeit in dieser Weise aus,
so dürfen die Gewinne des Unternehmens in dem
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur inso-
weit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet wer-
den können.

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragstaates
seine Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat durch
eine dort gelegene Betriebstätte aus, so sind in
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jedem Vertragstaat dieser Betriebstätte die Ge-
winne zuzurechnen, die sie hätte erzielen können,
wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit
unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als
selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Be-
triebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen
wäre.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer
Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte
entstandenen Aufwendungen des Unternehmens
(sofern es sich nicht um Aufwendungen handelt,
die nicht abzugsfähig wären, wenn die Betrieb-
stätte ein selbständiges Unternehmen wäre), ein-
schließlich der Geschäftsführungs- und allgemei-
nen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen,
gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die
Betriebstätte liegt, oder anderswo entstanden
sind.

(4) Soweit es nach dem Recht eines Vertrag-
staates üblich ist, die einer Betriebstätte zuzu-
rechnenden Gewinne durch Aufteilung der Ge-
samtgewinne des Unternehmens auf seine ein-
zelnen Teile zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht
aus, daß dieser Vertragstaat die zu besteuernden
Gewinne nach der üblichen Aufteilung ermit-
telt; die Art der angewendeten Gewinnaufteilung
muß jedoch so sein, daß das Ergebnis mit den
Grundsätzen dieses Artikels übereinstimmt.

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern
oder Waren für das Unternehmen wird einer
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze
sind die der Betriebstätte zuzurechnenden Ge-
winne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln,
es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür beste-
hen, anders zu verfahren.

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die
in anderen Artikeln dieses Abkommens behan-
delt werden, so werden die Bestimmungen jener
Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels
nicht berührt.

(8) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Gewinne" umfaßt auch Gewinne eines
Gesellschafters aus seiner Beteiligung an einer
Personengesellschaft und im Fall Österreichs aus
der Beteiligung an einer stillen Gesellschaft des
österreichischen Rechts.

ARTIKEL 8

Schiffahrt und Luftfahrt

(1) Eine in einem Vertragstaat ansässige Person
darf mit Gewinnen aus dem Betrieb von Schiffen
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oder Luftfahrzeugen nur in diesem Vertragstaat
besteuert werden; davon ausgenommen sind Ge-
winne aus Schiffs- oder Flugreisen, die ausschließ-
lich auf Orte innerhalb des anderen Vertrag-
staates beschränkt sind.

(2) Hinsichtlich des Betriebes von Schiffen oder
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr un-
terliegt eine im Vereinigten Königreich ansässige
Person nicht den österreichischen Steuern vom
Vermögen.

ARTIKEL 9

Verbundene Unternehmen

Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragstaates un-

mittelbar oder mittelbar an der Geschäfts-
leitung, der Kontrolle oder am Kapital
eines Unternehmens des anderen Vertrag-
staates beteiligt ist, oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel-
bar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle
oder am Kapital eines Unternehmens eines
Vertragstaates und eines Unternehmens des
anderen Vertragstaates beteiligt sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unter-
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder
finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart
oder auferlegt werden, die von denen abweichen,
die unabhängige Unternehmen miteinander ver-
einbaren würden, so dürfen die Gewinne, die
eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen
erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber
nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unter-
nehmens zugerechnet und entsprechend besteuert
werden.

ARTIKEL 10

Dividenden

(1) Dividenden, die von einer in einem Ver-
tragstaat ansässigen Gesellschaft gezahlt werden
und deren nutzungsberechtigter Empfänger eine
in dem anderen Vertragstaat ansässige Person ist,
dürfen in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch in dem
Vertragstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber
15 vom Hundert des Bruttobetrages der Divi-
denden nicht übersteigen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Ak-
tien, Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen,
Gründeranteilen oder anderen Rechten — ausge-
nommen Forderungen — mit Gewinnbeteiligung
sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stam-
mende Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des
Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft
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ansässig ist, den Einkünften aus Aktien gleich-
gestellt sind; er umfaßt auch alle Einkünfte (mit
Ausnahme der Zinsen und Lizenzgebühren, die
nach den Vorschriften der Artikel 11 oder 12
dieses Artikels von der Steuer entlastet sind),
die nach dem Recht des Vertragstaates, in dem
die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig
ist, als Dividende oder Ausschüttung einer Gesell-
schaft behandelt werden.

(4) Die Absätze 1 und 2 dieses Artikels sind
nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertrag-
staat ansässige nutzungsberechtigte Empfänger
der Dividenden in dem anderen Vertragstaat,
in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft
ansässig ist, eine Betriebstätte hat und die Be-
teiligung, für die die Dividenden gezahlt werden,
tatsächlich zu dem in dieser Betriebstätte ausge-
übten Geschäftsbetrieb gehört. In diesem Fall ist
Artikel 7 anzuwenden.

(5) Gehören dem in einem Vertragstaat ansäs-
sigen nutzungsberechtigten Dividendenempfänger
mindestens 10 vom Hundert der Aktiengattung,
auf die die Dividenden gezahlt werden, dann ist
die im Absatz 2 dieses Artikels vorgesehene
Steuerermäßigung insoweit nicht anzuwenden,
als diese Dividenden nur aus Gewinnen oder Ein-
künften gezahlt werden konnten, die die dividen-
denzahlende Gesellschaft in einer Rechnungs-
periode erzielt oder bezogen hat, die zwölf oder
mehr Monate vor dem „maßgeblichen Zeitpunkt"
geendet hat. Als „maßgeblicher Zeitpunkt" im
Sinne dieses Absatzes ist jener Zeitpunkt anzu-
sehen, an dem der nutzungsberechtigte Empfän-
ger Eigentümer von mindestens 10 vom Hundert
der betreffenden Aktiengattung geworden ist.
Dieser Absatz ist jedoch nicht anzuwenden, wenn
die Aktien aus wirklich geschäftlichen Gründen
und nicht in erster Linie zu dem Zweck erworben
wurden, die Vorteile dieses Artikels zu erlangen.

(6) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige
Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem
anderen Vertragstaat, so darf dieser andere Staat
weder die Dividenden besteuern, die die Gesell-
schaft an nicht in diesem anderen Staat ansässige
Personen als nutzungsberechtigte Empfänger
zahlt, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer
für nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen,
selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die
nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise
aus in dem anderen Staat erzielten Gewinnen
oder Einkünften bestehen.

ARTIKEL 11

Zinsen

(1) Zinsen, die eine in einem Vertragstaat ansäs-
sige Person als nutzungsberechtigter Empfänger
bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden.
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(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Zinsen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen An-
leihen, aus Obligationen, auch wenn sie durch
Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit
einer Gewinnbeteiligung ausgestattet sind, und
aus Forderungen jeder Art sowie alle anderen
Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates,
aus dem sie stammen, den Einkünften aus Dar-
lehen gleichgestellt sind.

(3) Absatz 1 dieses Artikels ist nicht anzuwen-
den, wenn der in einem Vertragstaat ansässige
Empfänger der Zinsen in dem anderen Vertrag-
staat eine Betriebstätte hat und die Forderung,
für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu
dem in dieser Betriebstätte ausgeübten Geschäfts-
betrieb gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzu-
wenden.

(4) Gesetzliche Vorschriften, die in einem Ver-
tragstaat bestehen und die sich nur auf die Zah-
lung von Zinsen — mit oder ohne weitere Vor-
aussetzungen — an nichtansässige Gesellschaften
oder zwischen verbundenen Gesellschaften bezie-
hen, dürfen nicht bewirken, daß solche Zinsen,
wenn sie an eine im anderen Vertragstaat ansäs-
sige Gesellschaft gezahlt werden, bei der steuer-
lichen Gewinnermittlung der die Zinsen zahlen-
den Gesellschaft nicht zum Abzug zugelassen
werden, weil sie als Dividenden oder Gewinn-
ausschüttungen anzusehen sind.

(5) Die im Absatz 1 dieses Artikels vorge-
sehene Steuerbefreiung gilt nicht für Zinsen aus
Forderungstiteln, die an einer "Wertpapierbörse
gehandelt werden, sofern deren nutzungsberech-
tigter Empfänger

a) mit diesen Zinsen in dem Vertragstaat, in
dem er ansässig ist, nicht der Steuer unter-
liegt und

b) innerhalb von drei Monaten nach dem Er-
werb des Forderungstitels, für den die
Zinsen gezahlt werden, diesen Titel wieder
verkauft oder zu verkaufen sich verpflich-
tet.

(6) Bestehen zwischen Schuldner und nutzungs-
berechtigtem Gläubiger oder zwischen jedem von
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen
und übersteigen deshalb die gezahlten Zinsen,
gemessen an der zugrundeliegenden Forderung,
den Betrag, den Schuldner und nutzungsberech-
tigter Gläubiger ohne diese Beziehungen ver-
einbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf
diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall
kann der übersteigende Betrag nach dem Recht
jedes Vertragstaates und unter Berücksichtigung
der anderen Bestimmungen dieses Abkommens
besteuert werden.

(7) Die Bestimmungen dieses Artikels finden
keine Anwendung, wenn die Forderung, für die
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die Zinsen gezahlt werden, nicht aus wirklich
geschäftlichen Gründen, sondern hauptsächlich zu
dem Zweck begründet oder übertragen wurde,
den Vorteil dieses Artikels zu erlangen.

ARTIKEL 12

Lizenzgebühren

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 2 dieses Arti-
kels dürfen Lizenzgebühren, die eine in einem
Vertragstaat ansässige Person als nutzungsberech-
tigter Empfänger bezieht, nur in diesem Staat
besteuert werden.

(2) Lizenzgebühren, die von einer in einem
Vertragstaat ansässigen Gesellschaft an einen nut-
zungsberechtigten Empfänger gezahlt werden,
der eine in dem anderen Vertragstaat ansässige
Gesellschaft ist, die unmittelbar oder mittelbar
mehr als 50 vom Hundert der Stimmrechte der
die Lizenzgebühren zahlenden Gesellschaft kon-
trolliert, dürfen ungeachtet der Bestimmungen
des Absatzes 1 in dem erstgenannten Staat be-
steuert werden; die Steuer darf aber 10 vom
Hundert des Bruttobetrages der Lizenzgebühren
nicht übersteigen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder
Art, die für die Benutzung oder für das Recht
auf Benutzung von Urheberrechten an literari-
schen, künstlerischen oder wissenschaftlichen
Werken (einschließlich kinematographischer Filme
und Tonbänder oder Filme für Rundfunk- oder
Fernsehsendungen), von Patenten, Marken, Mu-
stern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln
oder Verfahren oder für die Benutzung oder das
Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufmänni-
scher oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder
für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer
oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt wer-
den.

(4) Die Absätze 1 und 2 dieses Artikels sind
nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertrag-
staat ansässige nutzungsberechtigte Empfänger
der Lizenzgebühren in dem anderen Vertragstaat
eine Betriebstätte hat und die Rechte oder Ver-
mögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt
werden, tatsächlich zu dem in dieser Betrieb-
stätte ausgeübten Geschäftsbetrieb gehören. In
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(5) Gesetzliche Bestimmungen eines Vertrag-
staates, die vorsehen, daß von einer Gesellschaft
gezahlte Lizenzgebühren bei Ermittlung der
steuerpflichtigen Gewinne der Gesellschaft nicht
zum Abzug zugelassen werden, weil sie als Divi-
dende oder Ausschüttung behandelt werden, gel-
ten nicht für Lizenzgebühren, die an eine in
dem anderen Vertragstaat ansässige Person ge-
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zahlt werden. Der vorstehende Satz ist jedoch
nicht anzuwenden, wenn das Recht oder das Ver-
mögen, für das die Lizenzgebühren gezahlt wer-
den, nicht aus wirklich geschäftlichen Gründen,
sondern hauptsächlich zu dem Zweck begründet
oder übertragen wurde, den Vorteil der Bestim-
mungen dieses Artikels zu erlangen.

(6) Bestehen zwischen Schuldner und nutzungs-
berechtigtem Gläubiger oder zwischen jedem von
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen
und übersteigen deshalb die gezahlten Lizenz-
gebühren, gemessen an der zugrundeliegenden
Leistung, den Betrag, den Schuldner und nut-
zungsberechtigter Gläubiger ohne diese Beziehun-
gen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur
auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem
Recht jedes Vertragstaates und unter Berücksich-
tigung der anderen Bestimmungen dieses Abkom-
mens besteuert werden.

ARTIKEL 13

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweg-
lichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 Ab-
satz 2 dürfen in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen
Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betrieb-
stätte darstellt, die ein Unternehmen eines Ver-
tragstaates in dem anderen Vertragstaat hat, oder
das zu einer festen Einrichtung gehört, über die
eine in einem Vertragstaat ansässige Person für
die Ausübung eines freien Berufes in dem anderen
Vertragstaat verfügt, einschließlich derartiger
Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen
Betriebstätte (allein oder zusammen mit dem
übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen
Einrichtung erzielt werden, dürfen in dem ande-
ren Staat besteuert werden.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 dieses Artikels
dürfen Gewinne, die eine in einem Vertragstaat
ansässige Person aus der Veräußerung von Schif-
fen oder Luftfahrzeugen im internationalen Ver-
kehr und von beweglichem Vermögen, das dem
Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient,
erzielt, nur in diesem Vertragstaat besteuert wer-
den.

(4) Gewinne aus der Veräußerung des in den
Absätzen 1, 2 und 3 dieses Artikels nicht genann-
ten Vermögens dürfen nur in dem Vertragstaat
besteuert werden, in dem der Veräußerer ansäs-
sig ist.

(5) Ungeachtet des Absatzes 4 dieses Artikels
darf ein Vertragstaat Gewinne aus der Veräuße-
rung beweglichen Vermögens besteuern, wenn
der Veräußerer
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a) zu irgendeiner Zeit während des Zeitraumes
von drei Jahren vor der Veräußerung in
diesem Vertragstaat ansässig war, und

b) im Zeitpunkt der Veräußerung im anderen
Vertragstaat ansässig ist, und

c) in diesem anderen Staat mit den Gewinnen
aus der Veräußerung nicht der Steuer unter-
liegt.

ARTIKEL 14

Selbständige Arbeit

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat
ansässige Person aus einem freien Beruf oder
aus sonstiger selbständiger Tätigkeit ähnlicher
Art bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, daß die Person für die
Ausübung ihrer Tätigkeit in dem anderen Ver-
tragstaat regelmäßig über eine feste Einrichtung
verfügt. Verfügt sie über eine solche feste Ein-
richtung, so dürfen die Einkünfte in dem anderen
Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als
sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden
können.

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt insbe-
sondere die selbständig ausgeübte wissenschaft-
liche, literarische, künstlerische, erzieherische oder
unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige
Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure,
Architekten und Bücherrevisoren.

ARTIKEL 15

Unselbständige Arbeit

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18, 19, 20
und 21 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche
Vergütungen, die eine in einem Vertragstaat
ansässige Person aus unselbständiger Arbeit be-
zieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei
denn, daß die Arbeit in dem anderen Vertrag-
staat ausgeübt wird. Wird die Arbeit dort aus-
geübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergü-
tungen in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dieses Artikels
dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertrag-
staat ansässige Person für eine in dem anderen
Vertragstaat ausgeübte unselbständige Arbeit be-
zieht, nur in dem erstgenannten Staat besteuert
werden, wenn

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat
insgesamt nicht länger als 183 Tage während
des betreffenden Steuerjahres dieses ande-
ren Staates aufhält, und

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber
oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden,
der nicht in dem anderen Staat ansässig
ist, und
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c) die Vergütungen nicht von einer Betrieb-
stätte oder einer festen Einrichtung getra-
gen werden, die der Arbeitgeber in dem
anderen Staat hat.

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmun-
gen dieses Artikels dürfen Vergütungen für
unselbständige Arbeit, die an Bord eines Schiffes
oder Luftfahrzeuges im internationalen Verkehr
ausgeübt wird, in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem die Person ansässig ist, die die
Gewinne aus dem Betrieb des Schilfes oder Luft-
fahrzeuges erzielt.

ARTIKEL 16

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütun-
gen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem
Vertragstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft
als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrates
einer Gesellschaft bezieht, die in dem anderen
Vertragstaat ansässig ist, dürfen in dem anderen
Staat besteuert werden.

ARTIKEL 17

Künstler und Sportler

Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen Ein-
künfte, die berufsmäßige Künstler, wie Bühnen-,
Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünstler und
Musiker sowie Sportler aus ihrer in dieser Eigen-
schaft persönlich ausgeübten Tätigkeit beziehen,
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem
sie diese Tätigkeit ausüben.

ARTIKEL 18

Ruhegehälter

(1) Vorbehaltlich des Artikels 19 Absätze 1
und 2 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergü-
tungen, die einer in einem Vertragstaat ansässigen
Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt
werden, sowie Renten, die einer in einem Ver-
tragstaat ansässigen Person gezahlt werden, nur
in diesem Staat besteuert werden.

(2) Der Ausdruck „Rente" bedeutet einen be-
stimmten Betrag, der regelmäßig zu festgesetzten
Zeitpunkten auf Lebenszeit oder während eines
bestimmten oder bestimmbaren Zeitabschnittes
auf Grund einer Verpflichtung zahlbar ist, die
diese Zahlungen als Gegenleistung für bereits
in Geld oder Geldeswert bewirkte angemessene
Leistungen vorsieht.

ARTIKEL 19

Öffentliche Funktionen

(1) Vergütungen oder Ruhegehälter, die aus
öffentlichen Kassen des Vereinigten Königreiches
oder Nordirlands oder aus Kassen einer Gebiets-
körperschaft im Vereinigten Königreich an eine
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natürliche Person für der Regierung des Ver-
einigten Königreiches oder Nordirlands oder
einer Gebietskörperschaft im Vereinigten König-
reich gegenwärtig oder früher erbrachte Dienste
gezahlt werden, dürfen nur im Vereinigten
Königreich besteuert werden, es sei denn, daß
die natürliche Person ein österreichischer Staats-
angehöriger ist, ohne gleichzeitig auch Staats-
angehöriger des Vereinigten Königreiches zu sein.

(2) Vergütungen oder Ruhegehälter, die von
Österreich oder einer seiner Gebietskörperschaf-
ten unmittelbar oder aus einem von Österreich
oder der Gebietskörperschaft errichteten Son-
dervermögen an eine natürliche Person für der
Republik Österreich oder einer ihrer Gebiets-
körperschaften gegenwärtig oder früher er-
brachte Dienste gezahlt werden, dürfen nur in
Österreich besteuert werden, es sei denn, daß
die natürliche Person ein Staatsangehöriger des
Vereinigten Königreiches ist, ohne gleichzeitig
österreichischer Staatsangehöriger zu sein.

(3) Die Absätze 1 und 2 dieses Artikels sind
nicht auf Vergütungen oder Ruhegehälter für
Dienstleistungen anzuwenden, die im Zusammen-
hing mit einer kaufmännischen oder gewerb-
lichen Tätigkeit stehen.

ARTIKEL 20

Studenten

(1) Zahlungen, die ein Student oder Lehrling,
der in einem Vertragstaat ansässig ist oder vorher
dort ansässig war und der sich in dem anderen
Vertragstaat ausschließlich zum Studium oder
zur Ausbildung aufhält, für seinen Unterhalt,
sein Studium oder seine Ausbildung erhält, wer-
den in dem anderen Staat nicht besteuert, sofern
ihm diese Zahlungen aus Quellen außerhalb des
anderen Staates zufließen.

(2) Vergütungen, die ein Student oder Lehr-
ling, der in einem Vertragstaat ansässig ist oder
vorher dort ansässig war, für eine Beschäftigung
erhält, die er in dem anderen Staat insgesamt
nicht länger als 183 Tage während des betref-
fenden Steuerjahres ausübt, werden in dem ande-
ren Staat nicht besteuert, wenn die Beschäftigung
in unmittelbarem Zusammenhang mit seinen
Studien oder seiner Ausbildung steht.

ARTIKEL 21

Lehrer

Ein Hochschulprofessor oder anderer Lehrer,
der sich in einem Vertragstaat für einen Zeitraum
von höchstens zwei Jahren aufhält, um an einer
Universität, einem College, einer Schule oder
anderen Lehranstalt in diesem Vertragstaat zu
unterrichten, wird in diesem Staat hinsichtlich der
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Vergütungen für diese Lehrtätigkeit nicht be-
steuert, wenn er in dem anderen Vertragstaat
ansässig ist oder unmittelbar vor diesem Auf-
enthalt dort ansässig war.

ARTIKEL 22

Nicht ausdrücklich erwähnte Einkünfte

Die in den vorstehenden Artikeln nicht aus-
drücklich erwähnten Einkünfte einer in einem
Vertragstaat ansässigen Person dürfen nur in
diesem Staat besteuert werden.

ARTIKEL 23

Anpassung der Abzugsbesteuerung

Übersteigt die von Dividenden, Zinsen oder
Lizenzgebühren an der Quelle abgezogene Steuer
den Steuerbetrag, der nach den Artikeln 10, 11
oder 12 erhoben werden darf, so wird der über-
steigende Steuerbetrag über Antrag rückerstattet;
der Antrag ist bei der in Betracht kommenden
zuständigen Behörde innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Divi-
denden, Zinsen oder Lizenzgebühren zahlbar
wurden, zu stellen.

ARTIKEL 24

Vermeidung der Doppelbesteuerung

(1) Gemäß den gesetzlichen Bestimmungen des
Vereinigten Königreiches über die Anrechnung
der in einem Gebiet außerhalb des Vereinigten
Königreiches zu zahlenden Steuer auf die Steuer
des Vereinigten Königreiches (die die nachstehen-
den allgemeinen Grundsätze nicht beeinträchti-
gen sollen) wird die nach österreichischem Recht
und in Übereinstimmung mit diesem Abkommen
von Gewinnen, Einkünften oder steuerbaren Ver-
äußerungsgewinnen aus Quellen innerhalb Öster-
reichs unmittelbar oder im Abzugsweg zu zah-
lende österreichische Steuer (im Fall einer Divi-
dende unter Ausschluß der Steuer von dem
Gewinn, aus dem die Dividende gezahlt wird)
auf jene Steuer des Vereinigten Königreiches
angerechnet, die von den gleichen Gewinnen,
Einkünften oder steuerbaren Veräußerungsgewin-
nen erhoben wird, von denen die österreichische
Steuer berechnet worden ist. Im Sinne dieses
Absatzes gilt die nicht nach dem Gewerbeertrag
berechnete Gewerbesteuer nicht als „österreichi-
sche Steuer".

(2) Bezieht eine in Österreich ansässige Person
Einkünfte aus Quellen innerhalb des Vereinigten
Königreiches, die nach diesem Abkommen im
Vereinigten Königreich besteuert werden dürfen,
so rechnet Österreich auf die vom Einkommen
dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag
an, der der im Vereinigten Königreich gezahlten
Steuer vom Einkommen entspricht. Der anzu-
rechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor
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der Anrechnung ermittelten Steuer vom Ein-
kommen nicht übersteigen, der auf die Einkünfte,
die im Vereinigten Königreich besteuert werden
dürfen, entfällt.

(3) Im Sinne der Absätze 1 und 2 dieses Arti-
kels gelten Einkünfte, Gewinne und Veräuße-
rungsgewinne einer in einem Vertragstaat ansäs-
sigen Person, die nach diesem Abkommen in dem
anderen Vertragstaat besteuert werden dürfen,
als aus Quellen in diesem anderen Vertragstaat
stammend.

ARTIKEL 25

Persönliche Freibeträge

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 3 dieses Arti-
kels haben in Österreich ansässige natürliche Per-
sonen Anspruch auf die gleichen persönlichen
Freibeträge, Begünstigungen und Ermäßigungen
in bezug auf die Steuer des Vereinigten König-
reiches wie britische Staatsangehörige, die im
Vereinigten Königreich nicht ansässig sind.

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 3 dieses Arti-
kels haben im Vereinigten Königreich ansässige
natürliche Personen Anspruch auf die gleichen
persönlichen Freibeträge, Begünstigungen und Er-
mäßigungen in bezug auf die österreichische
Steuer wie österreichische Staatsangehörige, die
in Österreich nicht ansässig sind.

(3) Eine natürliche Person, die in einem Ver-
tragstaat ansässig ist und deren Einkünfte aus
dem anderen Vertragstaat nur aus Dividenden,
Zinsen oder Lizenzgebühren (oder nur aus meh-
reren dieser Einkünfte) bestehen, kann aus keiner
Bestimmung dieses Abkommens einen Anspruch
auf die in diesem Artikel erwähnten persönlichen
Freibeträge, Begünstigungen und Ermäßigungen
in bezug auf die Besteuerung in dem anderen
Vertragstaat ableiten.

ARTIKEL 26

Gleichbehandlung

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates
dürfen in dem anderen Vertragstaat weder einer
Besteuerung noch einer damit zusammenhängen-
den Verpflichtung unterworfen werden, die an-
ders oder belastender sind als die Besteuerung
und die damit zusammenhängenden Verpflich-
tungen, denen die Staatsangehörigen des anderen
Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen
sind oder unterworfen werden können.

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die
ein Unternehmen eines Vertragstaates in dem
anderen Vertragstaat hat, darf in dem anderen
Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung
von Unternehmen des anderen Staates, die die
gleiche Tätigkeit ausüben.
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(3) Die Unternehmen eines Vertragstaates,
deren Kapital ganz oder teilweise, unmittelbar
oder mittelbar, einer in dem anderen Vertrag-
staat ansässigen Person oder mehreren solchen
Personen gehört oder ihrer Kontrolle unter-
liegt, dürfen in dem erstgenannten Vertragstaat
weder einer Besteuerung noch einer damit zu-
sammenhängenden Verpflichtung unterworfen
werden, die anders oder belastender sind als die
Besteuerung und die damit zusammenhängenden
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unter-
nehmen des erstgenannten Staates unterworfen
sind oder unterworfen werden können.

(4) Ist für Zwecke der Steuer des Vereinigten
Königreiches zu beurteilen, ob eine Gesellschaft
eine close company ist, schließt der Ausdruck
„anerkannte Wertpapierbörse" jede Wertpapier-
börse in Österreich ein, die den österreichischen
börsenrechtlichen Vorschriften entspricht.

(5) Keine Bestimmung dieses Artikels ist so
auszulegen, als verpflichte sie einen Vertragstaat,
den in diesem Staat nicht ansässigen natürlichen
Personen Steuerfreibeträge, -Vergünstigungen
und -ermäßigungen auf Grund des Familienstan-
des oder der Familienlasten zu gewähren, die er
den in seinem Gebiet ansässigen natürlichen Per-
sonen gewährt, oder als verpflichte sie einen
Vertragstaat, eine in diesem Staat für Dividenden
geltende Steuerbefreiung auf Dividenden auszu-
dehnen, die an eine in dem anderen Vertrag-
staat ansässige Gesellschaft gezahlt werden.

ARTIKEL 27

Verständigungsverfahren

(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige
Person der Auffassung, daß die Maßnahmen eines
Vertragstaates oder beider Vertragstaaten für sie
zu einer Besteuerung geführt haben oder führen
werden, die diesem Abkommen nicht entspricht,
so kann sie unbeschadet der nach innerstaatlichem
Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel
ihren Fall der zuständigen Behörde des Ver-
tragstaates unterbreiten, in dem sie ansässig ist.

(2) Hält diese zuständige Behörde die Ein-
wendung für begründet und ist sie selbst nicht
in der Lage, eine befriedigende Lösung herbei-
zuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall
durch Verständigung mit der zuständigen Be-
hörde des anderen Vertragstaates so zu regeln,
daß eine dem Abkommen nicht entsprechende
Besteuerung vermieden wird.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten
oder Zweifel, die bei der Auslegung oder An-
wendung des Abkommens entstehen, im gegen-
seitigen Einvernehmen zu beseitigen.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten können zur Herbeiführung einer Eini-
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gung im Sinne der vorstehenden Absätze unmit-
telbar miteinander verkehren.

ARTIKEL 28

Austausch von Informationen

Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten
werden die ihnen auf Grund ihrer Steuergesetze
im normalen Verwaltungsablauf zur Verfügung
stehenden Informationen austauschen, die zur
Durchführung der Bestimmungen dieses Abkom-
mens oder zur Verhinderung der Steuerhinter-
ziehung oder zur Durchführung der Rechtsvor-
schriften gegen Gesetzesumgehungen hinsichtlich
der unter das Abkommen fallenden Steuern er-
forderlich sind. Alle so ausgetauschten Informa-
tionen sind geheimzuhalten und dürfen nur sol-
chen Personen, Gerichten oder Verwaltungsbehör-
den zugänglich gemacht werden, die mit der
Veranlagung und Einhebung der unter dieses
Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. In-
formationen, die ein Handels-, Geschäfts-, Ge-
werbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäfts-
verfahren preisgeben würden oder deren Ertei-
lung dem Ordre public widerspräche, dürfen
nicht ausgetauscht werden.

ARTIKEL 29

Ausdehnung des territorialen Geltungsbereiches

(1) Dieses Abkommen kann entweder als Gan-
zes oder mit den erforderlichen Abänderungen
auf jedes Gebiet ausgedehnt werden, dessen inter-
nationale Beziehungen vom Vereinigten König-
reich wahrgenommen werden und in dem Steuern
erhoben werden, die im wesentlichen den Steuern
ähnlich sind, für die dieses Abkommen gilt. Eine
solche Ausdehnung wird von dem Zeitpunkt an
und mit den Änderungen und Bedingungen, ein-
schließlich der Bedingungen für das Außerkraft-
treten, wirksam, die zwischen den Vertragstaaten
durch auf diplomatischem Weg auszutauschende
Noten vereinbart werden.

(2) Haben die beiden Vertragstaaten nichts
anderes vereinbart, bewirkt das Außerkrafttreten
dieses Abkommens, daß es auch für alle Gebiete
außer Kraft tritt, auf die es nach diesem Artikel
ausgedehnt worden ist.

ARTIKEL 30

Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert und die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie mög-
lich in Wien ausgetauscht werden.
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(2) Dieses Abkommen tritt mit dem Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und
findet daraufhin Anwendung:

a) im Vereinigten Königreich:
i) hinsichtlich der Einkommensteuer (ein-

schließlich der Zusatzsteuer) und der
Steuer von Veräußerungsgewinnen für
jedes Steuerjahr, das am oder nach
dem 6. April 1969 beginnt, und

ii) hinsichtlich der Körperschaftsteuer für
jedes Rechnungsjahr, das am oder nach
dem 1. April 1969 beginnt;

b) in Österreich:
für die Steuerjahre, die am oder nach dem
1. Jänner 1969 beginnen.

(3) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Ab-
satzes 4 dieses Artikels ist das am 20. Juli 1956
in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der
Republik Österreich und dem Vereinigten König-
reich von Großbritannien und Nordirland zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Ver-
hinderung der Steuerumgehung bei den Steuern
vom Einkommen auf die Steuern nicht mehr
anzuwenden, auf die dieses Abkommen nach
Absatz 2 dieses Artikels Anwendung findet.

(4) Bestimmungen des am 20. Juli 1956 unter-
zeichneten Abkommens, die eine weitergehende
Steuerentlastung vorsehen, sind für alle Steuer-
jahre oder Rechnungsjahre, die vor dem Inkraft-
treten des vorliegenden Abkommens beginnen,
weiterhin anzuwenden.

(5) Auf Dividenden sind nicht die Vorschriften
des Absatzes 2 lit. a und b sowie der Absätze 3
und 4 dieses Artikels anzuwenden, sondern es
verlieren die Bestimmungen des am 20. Juli 1956
unterzeichneten Abkommens ihre Wirksamkeit
für Dividenden, die nach Ablauf von 30 Tagen
nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens ge-
zahlt werden; auf diese Dividenden sind die Vor-
schriften dieses Abkommens anzuwenden.

(6) Das am 20. Juli 1956 unterzeichnete Ab-
kommen verliert am letzten Tag, an dem es nach
den vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels
anzuwenden ist, seine Wirksamkeit.

ARTIKEL 31

Außerkrafttreten

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es
nicht von einem der Vertragstaaten gekündigt
worden ist. Jeder Vertragstaat kann nach dem
Jahr 1974 das Abkommen auf diplomatischem
Weg unter Einhaltung einer Frist von mindestens
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sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres
kündigen. In diesem Fall findet das Abkommen
nicht mehr Anwendung:

a) im Vereinigten Königreich:
i) hinsichtlich der Einkommensteuer (ein-

schließlich der Zusatzsteuer) und der
Steuer von Veräußerungsgewinnen für
jedes Steuerjahr, das am oder nach dem
6. April des auf die Kündigung folgen-
den Kalenderjahres beginnt;

ii) hinsichtlich der Körperschaftsteuer für
jedes Rechnungsjahr, das am oder nach
dem 1. April des auf die Kündigung
folgenden Kalenderjahres beginnt;

b) in Österreich :
für die Steuerjahre, die am oder nach dem
1. Jänner des auf die Kündigung folgenden
Kalenderjahres beginnen.

Zu Urkund dessen haben die hiezu gehörig
bevollmächtigten Unterfertigten dieses Abkom-
men unterzeichnet.

Geschehen in London am 30. April 1969 in
zwei Urschriften in deutscher und englischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Josef Schöner

Für das Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nordirland:

Chalfont

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 9. September 1970

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Abkommen sind am 13. November 1970 aus-
getauscht worden; das Abkommen ist somit gemäß seinem Art. 30 Abs. 2 am gleichen Tag in Kraft
getreten.

Kreisky
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